
22. Jahrgang
Ausgabe 1/2000
März Medizin

Einzelpreis 3.- DM
E 13915

und Ideologie
Informationsblatt der Europäischen Ärzteaktion

Editorial

Der Niedergang der politischen Kultur
Was wir in den vergangenen Monaten in der Bun-
desrepublik Deutschland erlebten, ist ein Sumpf
leichtfertigen Umgangs mit undurchsichtigen
Spendengeldern, deren genaue Herkunft immer
noch ebenso im Dunkeln liegt wie auch der Grund
dafür, warum man diese Gelder nicht ordnungs-
gemäß verbucht hat. So muss ja der Verdacht auf-
kommen, dass bei diesen Vorgängen etwas ver-
tuscht werden sollte! Der Dieb scheut bekanntlich
das Tageslicht. Er kommt in der Nacht.

Die Vorgeschichte des Niedergangs
der politischen Kultur
Wie konnte es so weit kommen, dass in einer
Partei, die sich zu allen Unregelmäßigkeiten, die
man ihr jetzt anlastet, auch noch „christlich" nennt,
ein solcher Abgrund von Verfehlungen möglich
wurde? Die Antwort auf diese Frage ist leicht zu
geben: Man nahm die Moral nicht so genau!! Und
dies hat auch wieder seine Gründe. Die Partei und
ihre Führung diente sich dem Zeitgeist an! Und der
war alles andere, nur nicht christlich! Dafür muss
die sich noch „christlich" nennende Partei nun bü-

ßen. Und dies ist gut so! Denn nur aus der Einsicht
in einen falsch gegangenen Weg kann die Rege-
neration und die Erneuerung kommen!

Die großen Erfolge in der Außen-
und Wirtschaftspolitik
Die nun schwer belastete Partei hat ohne Zweifel
auch ihre großen Verdienste und unbestreitbaren
Erfolge in der Außen - und Wirtschaftspolitik. Diese
prägten die gesamte Nachkriegsgeschichte der
Bundesrepublik Deutschland. Man denke nur an
die Einbindung des durch die Kriegsniederlage ge-
demütigten Westdeutschlands als Bündnispartner
in die Gemeinschaft der Großmächte des We-
stens. Ohne sie wäre die Wiedervereinigung
Deutschlands nie möglich geworden. Wäre doch
ohne Westbindung das übrig gebliebene West-
deutschland nach seiner Trennung von der sich
gebildeten DDR durch den „Eisernen Vorhang" ein
Spielball der sich bekämpfenden Großmächte im
„kalten Krieg" geworden. Dann ermöglichte die so-
ziale Marktwirtschaft das deutsche Wirtschafts-
wunder, welches von der ganzen Welt heute noch
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bewundert wird. Nur so konnte Deutschland die
führende Industrienation Europas werden. Die so-
ziale Integration von über 12 Millionen Heimatver-
triebenen war eine Leistung, die sich auszahlte.
Denn ohne die zugezogenen Menschen aus ganz
Osteuropa mit ihrem guten Ausbildungsstand wäre
der Wiederaufbau des zerstörten Landes nicht so
rasch und reibungslos möglich gewesen. Und kei-
ne andere Partei hat so zielstrebend auf die Verei-
nigung Europas hingearbeitet wie die Partei Ade-
nauers. Schließlich war die Krönung dieser konti-
nuierlichen Außenpolitik die Wiedervereinigung
Deutschlands am 3. Oktober 1990.

Das Versagen in der Kultur - Gesell-
schafts - und Innenpolitik
Bei den großen Erfolgen in der Außen - und Wirt-
schaftspolitik fragt man sich, warum nicht auch in
der Innen - Gesellschafts - und vor allem in der
Kulturpolitik vergleichbare Leistungen erzielt wur-
den. Gerade hier hätte man von einer christlich
sich nennenden Partei besondere Kompetenz er-
warten dürfen. Doch auf diesen Politikfeldern ist
ein Defizit festzustellen, das verantwortet werden
muss. Denn die politische Großwetterlage der
Nachkriegszeit bot sich für eine mehr konservativ
geprägte Partei geradezu an, sich den Aufgaben
zur Neugestaltung der Gesellschaft zu stellen. War
doch nach der militärischen Niederlage der Ideolo-
gie der Rasse, die ein Trümmerfeld an zerstörten
Städten, Industrieanlagen, unersetzlichen Kultur-
gütern und den Verlust von fast der Hälfte ehema-
ligen deutschen Siedlungsgebietes hinterließ, ein
geistiges Vakuum entstanden, in welches man
programmatisch und gestalterisch hätte einsteigen
müssen. Was aber an Hinterlassenschaft der
Ideologie der Rasse noch viel schlimmer als alles
andere macht: Diese Ideologie hat den Tod von 20
Millionen gefallener Soldaten und den Holocaust
zu verantworten! Wurde aus dieser negativen ge-
schichtlichen Vergangenheit die nötige Konse-
quenz gezogen, etwa in der Jugenderziehung? Es
geschah leider zu wenig! Man vergleiche nur die
Jugendorganisationen von heute mit denen der
sogenannten, „goldenen Zwanziger Jahre" des
vergangenen Jahrhunderts! Viele gesellschaftliche
Gruppen sind für diesen gewaltigen Unterschied
zur Jugend der Zwanzigerjahre verantwortlich.
Aber gerade hier hätte die geistig - moralische Er-
neuerung ansetzen müssen! Doch es geschah
nichts!!
Und als die Ideologie der Klasse 1989 auch zu-
sammenbrach, weil sie den Wettbewerb der Wirt-
schaftssysteme nicht mehr gewinnen konnte, hin-
terließ auch diese Ideologie ebenfalls Millionen von
Toten. Man spricht von 80 Millionen Toten, die seit
der Oktoberrevolution 1917 dieser Ideologie ge-
opfert wurden! Gerade auch nach dem Zusam-
menbruch der Ideologie der Klasse hätte eine
christlich sich nennende Partei sich berufen fühlen
sollen, in diesem historischen Augenblick einen
Neuanfang auf dem Boden des Christentums und
seiner Lehre für ein menschliches Miteinander in
der deutschen Gesellschaft zu begründen. Zumal
deshalb, weil Helmut Kohl bei seinem Regierungs-
antritt im September 1982 die geistig-moralische
Erneuerung des deutschen Volkes als sein Regie-
rungsziel in der damaligen Regierungserklärung
angekündigt hat.

Die Kapitulation vor der Ideologie
des Feminismus
Die angekündigte geistig-moralische Erneuerung
des deutschen Volkes fand wie versprochen aber
nie statt. Statt dessen erlag die Bundesrepublik
Deutschland und seine Menschen unter der Regie-
rung Kohl weiter wie schon unter den beiden Vor-
gängerregierungen aufs Neue einer Ideologie, der
Ideologie des Feminismus. Dass diese Ideologie
eine atheistische ist, geht aus der Tatsache hervor,
dass der Pate der neuen Ideologie Jean Paul Sar-
tre ist, der langjährige Freund und Lebensgefährte
der Begründerin des Feminismus Simone de Be-
auvoir. Jean Paul Sartre vertritt die These, dass
der Mensch „Nichts anderes als sein eigenes Pro-
dukt ist" und deswegen „ist ihm auch alles erlaubt".
Jean Paul Sartre war aber nicht nur Freund von
Simone de Beauvoir. Er war auch ihr philosophi-
scher Lehrer! Deshalb konnte die Schülerin nur
weitergeben, was sie von ihrem Lehrer gelernt
hatte: „Dem Menschen ist alles erlaubt"!
Darum stellt der Feminismus das Selbstbestim-
mungsrecht der Frau über das Lebensrecht ihres
ungeborenen Kindes. Trotzdem erklärte die frühere
Bundesfamilienministerin und langjährige Bun-
destagspräsidentin Rita Süssmuth in einer Stel-
lungnahme: „Simone de Beauvoir ist mein Vorbild".
Dass der ungeborene Mensch wie der erwachsene
Mensch auch Würde, nicht nur Wert besitzt, ist
dem Feminismus völlig fremd. Die Selbstverwirkli-
chung der Frau ist oberstes Gebot! Deshalb die
Parole „Mein Bauch gehört mir". Frau Süssmuth ist
aber immer noch Bundesvorsitzende der Frau-
enunion und was noch viel schlimmer ist, sie sitzt
im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken"!!
Dorthin wird man aber nicht gewählt, sondern be-
rufen. Von wem aus erging ein solcher Ruf?

Die rasante Ausbreitung des Femi-
nismus
Das erstaunliche ist: Noch keine Ideologie hat sich
so rasch und dann so weltweit ausgebreitet wie die
Ideologie des Feminismus. Das 1949 erstmals er-
schienene Buch „Das andere Geschlecht" von Si-
mone de Beauvoir in französischer Sprache er-
lebte in seiner 1952 in Englisch übersetzten Aus-
gabe einen Welterfolg. Mit diesem Buch war der
Feminismus als weltweite Bewegung geboren. Und
die Forderung des Feminismus nach der Befreiung
der Frau von der „Fessel der Mutterschaft" be-
gründete das Selbstbestimmungsrecht der Frau
über das Lebensrecht ihres ungeborenen Kindes.
Mit dieser Forderung offenbarte Simone de Beau-
voir aber auch, welch gelehrige Schülerin ihres
Freundes und Lehrers Jean Paul Sartre sie ist.
Denn der Mensch ist nach Sartre nur wesenlose
Materie, weil es „keine menschliche Natur gibt, da
es keinen Gott gibt". Denn nach Sartre ist „der
Mensch nichts anderes als, wozu er sich macht".
So ist Sartre der geistige Vater des Feminismus
und der Feminismus als eine atheistische Ideologie
erwiesen! Dass gegen den Feminismus kein Wi-
derstand und wenn, dann nur ganz marginal auch
kirchlicherseits erfolgte, ist kein Ruhmesblatt in der
Geistesgeschichte des 20. Jahrhunderts.
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Die Schuld der Ideologie des Femi-
nismus
Die Ideologie des Feminismus erfuhr in der ge-
samten westlichen Welt eine rasante Ausbreitung.
Und sie führte zu einer „Revolution der Mentalität"
in den Gesellschaften der westlichen Länder Euro-
pas und Nordamerikas. Dies wirkte sich zu aller-
erst in den USA aus. Dort ließ schon im Januar
1973 das oberste Gericht die straffreie Abtreibung
zu. Alle Staaten Westeuropas außer Irland folgten
dem amerikanischen Beispiel und entfernten den
Strafbestand der Tötung eines ungeborenen Kin-
des aus den Strafgesetzbüchern. Sie ermöglichten
dadurch die straffreie Tötung des Lebens ungebo-
rener Kinder in den ersten drei Schwanger-
schaftsmonaten. Seitdem werden alljährlich 50 Mil-
lionen ungeborener Kinder ohne Strafandrohungen
in der ganzen Welt getötet. Gewiss gab es schon
seit der Antike Tötungen ungeborener Kinder. Das
soll gar nicht verschwiegen werden. Doch es ist
erwiesen, dass erst mit den Änderungen des Straf-
rechtes für das Vergehen der Tötung ungeborener
Kinder die Anzahl dieser Tötungen sich verfünf-
zehnfacht hat. Dies lässt sich in allen Ländern
nachweisen. Und es kann nicht bestritten werden!
Die Fristenlösung in den ersten drei Schwanger-
schaftsmonaten ist mittlerweile überall außer in Ir-
land gesetzlich gestattet. Das deutsche Bera-
tungsmodell dient lediglich als „Feigenblatt"! Damit
ist eines der Hauptziele der Ideologie des Femi-
nismus erreicht: Die Emanzipation der Frau! Dass
dazu auch die Einführung der „Pille" einen wesent-
lichen Beitrag leistete, muss erwähnt werden. Seit
ihrer Einführung im Jahre 1962 in Europa und seit
der Streichung aller Schutzparagraphen für die un-
geborenen Kinder in den Gesetzgebungen der
Länder Westeuropas und Nordamerikas erleben
wir einen bedrohlichen Rückgang der Geburten-
ziffern. Die „Pille" führte zum „Pillenknick" und er-
möglichte die Selbstverwirklichung der Frau!

Der biologische Tod der Völker
Westeuropas
Dass die Völker Europas in den vergangenen 30
Jahren zu sterbenden Völkern geworden sind, ist
eine Tatsache und in den Einwohnermeldeämtern
der deutschen Kommunalverwaltungen nach-
zuprüfen. Doch wen interessiert das schon? Diese
Völker haben alle den hedonistischen Weg be-
schritten, in dem die Pflicht, aber auch Opfer und
manchmal Verzicht als eine moralische Kategorie
durch Vergnügen ersetzt wird. So wurde das egoi-
stische „Selbst", das „Ich allein" und das „für mich
allein" großgezüchtet!
Ist ein Volk mit einer solch veränderten Gesell-
schaft überlebensfähig im globalen Wettbewerb
der Kulturen? Biologisch sicher nicht durch den
Geburtenschwund! Aber auch nicht kulturell! Denn
der Islam erkannte längst den moralisch-sittlichen
Niedergang der Völker des Abendlandes! Er steht
bereit, die Defizite an Kindern, Jugendlichen und
gesunden Familien zu ersetzen! Wird sich auch
das Christentum in Europa langfristig dann noch
halten können, wenn keine Umkehr vom Irrweg der
drei letzten Jahrzehnte erfolgt? Man bedenke nur,
wie rasch die einst blühende christliche Hochkultur
Nordafrikas (Augustinus!) an den Islam verloren
ging!!

Die Gleichwertigkeit, aber nicht
Gleichartigkeit der Geschlechter
Ein Hauptirrtum der Ideologie des Feminismus ist
die Irrlehre von der Gleichartigkeit der Geschlech-
ter. Die Geschlechter sind aber genetisch und bio-
logisch grundverschieden und dies bis in jede auch
noch so kleinste Zelle hinein. Diese Verschieden-
heit ist nämlich nicht durch Erziehung und Umwelt
bedingt, wie es die Ideologie des Feminismus
fälschlicherweise behauptet, indem sie lehrt: „Die
Frau kommt nicht als Frau zur Welt, sie wird erst
durch Umwelt und Erziehung dazu gemacht". Die
Verschiedenheit von Mann und Frau ist aber
schöpfungsbedingt. Daher gilt es, die Wahrheit der
Schöpfungsordnung zu respektieren und auch öf-
fentlich zu vertreten. Denn nach der Schöpfungs-
ordnung schuf Gott, wie es die Bibel schon als al-
lererstes lehrt, die Menschen nicht als Gleiche,
sondern als Verschiedene, als Mann und Frau
schuf er sie. Beide besitzen zwar die gleiche Wür-
de und beiden gehören die gleichen Rechte. Aber
bei aller Gleichheit der Menschenwürde und der
Menschenrechte besteht dennoch eine Ver-
schiedenheit, die respektiert werden muss. Doch
gerade dies geschieht seit über drei Jahrzehnten
immer weniger. Die Leidtragenden dieser Ent-
wicklung sind die Kinder und die Familien. Doch
ohne gesunde Familien und ohne genügend Kin-
der gibt es keine Zukunft mehr für die Völker Euro-
pas!

Die Kulturrevolution, in der wir seit
über 30 Jahren leben
Dass die Ideologie des Feminismus, die Auswir-
kungen der „Pille" auf das Verhalten der Gesell-
schaft und die Lehre von Sigmund Freud zusam-
men mit der neomarxistischen „kritischen Theorie"
der Frankfurter Schule die Kulturrevolution von
1968 auslöste, muss als eine historische Tatsache
gesehen werden! Seitdem erlebt das Land in der
Mitte Europas einen Säkularisierungsschub, der
noch lange nicht abgeschlossen ist. Die Frage
nach Gott, die Frage nach dem Sinn des Lebens
oder gar die Furcht vor dem Jüngsten Gericht, vor
dem der Mensch Rechenschaft für seine Taten
ablegen muss, sind aus dem Bewusstsein der
meisten Menschen verschwunden. Man lebt in ei-
ner Art Gleichgültigkeit dahin und hat nur noch die
eine Sorge: Die Befriedigung immer anspruchs-
vollerer materieller Bedürfnisse. Gleichzeitig damit
nehmen die Single-Haushalte zu auf 50% in den
Großstädten. Der Anteil der unehelichen Kinder
und die Alleinerziehenden ohne feste Bindung
nehmen ständig zu. Und in vielen Gemeinden be-
suchen nur noch 0,5% - 1% der schulpflichtigen
Kinder den Sonntagsgottesdienst. Wer geht dann
in zwanzig Jahren überhaupt noch in einen Got-
tesdienst?

Das nicht eingehaltene Versprechen
von Helmut Kohl
Mit der Zusage einer geistig-moralischen Wende
kam Helmut Kohl 1982 an die Macht. Dass er, an
die Macht gekommen, diese Zusicherung nicht
einhielt, war sein entscheidender Fehler! Bei all
seinen Verdiensten um die deutsche Einheit und
die Einigung Europas holt ihn dieser Fehler der

Medizin & Ideologie März 2000



unterlassenen geistig-moralischen Erneuerung
jetzt ein! Denn nichts geschah, um die verspro-
chene geistig-moralische Wende zu verwirklichen.
Die Menschen im Lande, welches er 16 Jahre fast
autokratisch regierte, denn er hatte sichere Mehr-
heiten, leben im Solipsismus! Sie haben nur eine
Sorge: Immer kürzere Arbeitszeit, längeren Urlaub
und früheres Rentendasein. Das demographische
Problem meint man nun mit dem Zuzug weiterer
Einwanderer aus der Türkei lösen zu können. Das
ist die Situation, in der die Deutschen zu Beginn
des neuen Jahrtausends leben.
Und in dieser Situation des durch Pille und vorge-
burtliche Kindertötungen sterbenden Volkes fällt
der deutschen Gesellschaft und ihren gewählten

Volksvertretern nichts anderes mehr ein, als ho-
mosexuelle Paarbildungen gesetzlich anzuerken-
nen und in einem „Lebenspartnerschaft-Gesetz"
standesamtlich die Gleichstellung mit der Ehe zu
vollziehen!
Die Aera Kohl ist am Ende. Die geistig-moralische
Wende fand nicht statt. Ich schließe daher mit ei-
nem Vers von Rainer Maria Rilke:

„Das war der Mann, der immer wiederkehrt,
wenn eine Zeit noch einmal ihren Wert,
da sie sich enden will, zusammenfasst.
Da hebt noch einer ihre ganze Last,
und wirft sie in den Abgrund seiner Brust."

Alfred Häußler

Ein Leben des Kampfes in den geistigen Auseinandersetzungen

der Zeit

Dr. med. Siegfried Ernst zum 85. Geburtstag

Als Gott den Menschen schuf, da verlieh er ihm,
wie es die Bibel als Offenbarung lehrt, die Freiheit
des Geistes. Der Mensch konnte seitdem wählen
zwischen Gutem und Bösem, zwischen Recht und
Unrecht, zwischen Glauben und Unglauben. Daran
hat sich die ganze Menschheitsgeschichte über bis
in unsere Tage hinein nichts geändert. Die lange
Geschichte des Volkes Israel und die nun zweitau-
sendjährige Geschichte des Christentums sind ge-
zeichnet vom Kampf zwischen der dem Menschen
geoffenbarten Wahrheit und dem Irrtum der Men-
schen. Denn die Menschen sind nicht so, wie sie
sein könnten. Vor allem sind viele nicht so, wie sie
sein sollten! Menschliches Fehlverhalten be-
stimmten ganze Epochen der Menschheitsge-
schichte. Neid und Machtgier und die Unterdrüc-
kung der Schwachen waren die Wurzeln vieler
Kriege.

Die Ideologien als die Verirrungen
menschlichen Geistes
Das jetzt zu Ende gegangene 20. Jahrhundert war
wie kein anderes vor ihm von Ideologien geprägt
und von mörderischen Kriegen gezeichnet. Sie alle
gingen auf Verirrungen menschlichen Geistes zu-
rück. Ihre Folgen waren verheerend. Obwohl die
Ideologie der Rasse nur 12 Jahre sich halten
konnte und ein Trümmerfeld geistiger und materi-
eller Werte hinterließ und obwohl die Ideologie
der Klasse nach 72 Jahren 1989 zusammenbrach
und über 80 Millionen Tote als grausige Bilanz des
Kommunismus zu verantworten hat, gelang es
trotzdem in der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts
wieder einer Ideologie sich in den Köpfen der
Menschen, in ihrem Denken und Bewusstsein
durchzusetzen. Die Ideologie des Feminismus
vermochte es in der 2. Hälfte des vergangenen
Jahrhunderts mit der Irrlehre vom Selbstbestim-
mungsrecht der Frau über das Lebensrecht ihres
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ungeborenen Kindes in allen Kulturstaaten des
Westens außer in Irland die bisherigen Gesetze
zum Schutz des Lebens ungeborener Kinder in
den Parlamenten mit den dazu notwendigen Mehr-
heiten zu beseitigen. Wieder verirrte sich men-
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schlicher Geist in die falsche Richtung! Erneut
siegte eine Ideologie über ein Grundrecht aller
Menschen und dazu ein so wesentliches: Das
Recht auf Leben auch ungeborener Kinder!

Die Ideologie des Feminismus und
seine Folgen
Die Folgen dieser neuen Ideologie des Feminis-
mus sind nicht nur erschreckend. Sie sind für das
Weiterleben und die Zukunft Europas und seiner
Völker sogar im höchsten Maße besorgniserre-
gend. Denn sie können zum Untergang Europas
und zum Tod seiner Völker führen. Oswald
Spenglers Prophezeiung vom „Untergang des
Abendlandes" vom Jahre 1922 könnte dann Wirk-
lichkeit werden! Wir stehen unmittelbar davor!
Wenn nämlich das einst so kinderreiche Italien das
geburtenärmste Land der Welt geworden ist und
eine Stadt wie Bologna eine Geburtenrate von nur
noch 0,7 Kind je Ehepaar hat, dann bedeutet dies
den biologischen Tod eines Volkes, welches einst
zu den genialsten Kulturschöpfern der Menschheit
zählte und dabei am meisten das antike Erbe be-
wahrte.

Zum Kampf gegen die Verirrungen
menschlichen Geistes angetreten
Müssen wir Europäer bei der den Menschen ge-
schenkten Freiheit des Geistes mit dieser Ent-
wicklung leben und uns jeweils damit abfinden mit
den Verirrungen menschlichen Geistes zu leben?
Dürfen wir diese hinnehmen oder sogar dulden?
Oder ist es vielmehr unsere Aufgabe die Abirrun-
gen in der Freiheit des menschlichen Geistes zu
korrigieren? Dem Kampf gegen die Verirrungen
des menschlichen Geistes verschrieb sich Dr.
med. Siegfried Ernst in Ulm schon von seiner frü-
hen Jugendzeit an und dann sein ganzes Leben
hindurch. Am 2.März 2000 wird Dr. Ernst 85 Jahre
alt.

Geradlinigkeit von früher Jugend an
Wenn man sagt „Die Schwaben sind die gebore-
nen Philosophen", so trifft die Aussage für Dr.
Ernst in besonderem Maße zu. In Ulm an der Do-
nau am 2. März 1915 geboren, also im Herzen des
schwäbischen Volksstammes, liebte er nicht nur
seine Vaterstadt und sein zentrales Bauwerk, das
Ulmer Münster. Von früher Jugend an fragte er
auch denkerisch nach dem Wesen und dem Grund
aller Dinge. Und geprägt von seinem vorbildlich
christlichen Elternhaus und von der reichen Ge-
schichte der alten Reichsstadt begnügte er sich
nicht mit der üblich vermittelten Bildung eines hu-
manistischen Gymnasiums. Darum hielt er sich
schon früh und von der Schulzeit an und dann sein
ganzes Leben hindurch an Senecas klugen Rat:
„Weise Lebensführung gelingt keinem durch Zufall.
Man muss, solange man lebt, lernen wie man le-
ben soll".

Der Schüler-Bibelkreis und die Ox-
ford-Gruppenbewegung
Für Dr. Ernst war es sicher kein Zufall, sondern
eine glückliche Fügung und auch die frei gewählte
Entscheidung in seiner Gymnasialzeit in den

Schülerbibelkreis seiner Vaterstadt einzutreten.
In diesem gewann er solch tiefgründige Bibelkennt-
nisse, die ihn in seinem ganzen Leben auch zu ei-
nem Laientheologen machten. Für Dr. Ernst wurde
so die Bibel zum Buch aller Bücher, welches Chri-
sta Meves als das „beste Psychologie-Lehrbuch",
das es gibt, bezeichnet und Heinrich Heine die
„Hausapotheke Gottes" nannte. Denn nicht nur ein
waches Erkenntnis-und Denkvermögen, sondern
gleichzeitig damit verbunden auch ein emotionaler
Tiefgang prägten seitdem sein Leben. So war es
sicher wieder kein Zufall, sondern in der gradlini-
gen Entwicklungstendenz seines lebens liegend,
dass Dr. Ernst schon im 2.Semester seines Tübin-
ger Medizin-Studiums 1935 sich der Oxford-
gruppe anschloss. In dieser von dem Deutsch-
amerikaner Dr. Frank Buchmann gegründeten
christlichen Erneuerungsbewegung erlernte er die
für ihn fortan bestimmende Ausrichtung aller seiner
Lebensentscheidungen an der Stimme seines Ge-
wissens zu orientieren, die er in der Stille täglicher
Meditation zu hören versuchte.

Der Vorrang des Gewissens in allen
Lebensentscheidungen
In der Oxford-Gruppenbewegung, die sich seit
1938 auch „Moralische Aufrüstung" nannte, er-
fuhr Dr. Ernst immer wieder in der Stille die Stim-
me Gottes in der Mitte des menschlichen Ge-
wissens zu hören. Und er wusste von da ab, dass
Gott dann handelt, wenn der Mensch das macht
und nur das, wozu ihn das Gewissen beauftragt.
Deshalb war er mit Goethe sich darin einig: „Was
kann der Mensch im Leben mehr gewinnen, als
dass sich Gott-Natur ihm offenbare".

Der Einstieg in den ärztlichen Beruf
Als Dr. Ernst am 30.9.1939 das Medizinische
Staatsexamen abschloss und die Approbation als
Arzt erhielt, konnte er mit Hermann Hesse sagen:
„Wer den Weg der Reife einmal betreten hat, der
kann nicht mehr verlieren, nur noch gewinnen".
Und Dr. Ernst war ein glücklicher Gewinner! Denn
er wurde, obwohl der 2.Weltkrieg schon begonnen
hatte, nicht sofort zur damaligen Wehrmacht ein-
berufen. So war es für ihn ein großer Gewinn an
der chirurgischen Universitätsklinik München unter
Prof. Magnus, seinem von ihm so sehr verehrten
Lehrer, die erste chirurgische Lehrzeit absolvieren
zu dürfen, bis er schließlich doch am 29.4.1941 zur
damaligen Wehrmacht eingezogen wurde. Im Sa-
nitätsdienst machte er den ganzen verlustreichen
Russlandfeldzug bis zum bitteren Ende mit. Jeder,
der als Truppenarzt auch an der damaligen Ost-
front eingesetzt war, weiß, dass nur ganz wenige
das große Glück hatten gesund aus diesem mör-
derischen Krieg heimkehren zu dürfen.

Die glückliche Rückkehr aus dem 2.
Weltkrieg
Dr. Ernst empfand es immer als ein Geschenk und
als eine Gnade einigermaßen heil den Krieg über-
standen zu haben. Und es war für ihn kein Zufall,
sondern eine gnädige Fügung gerade am 13.Mai
1945 auf einem abenteuerlichen Fluchtweg wieder
in seine geliebte Vaterstadt und zu Frau und Kind
und zu den Eltern zurückkehren zu dürfen. Nie
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glaubte Dr. Ernst an einen Zufall! Er hielt es immer
mit Lessing in Emilia Galotti: „Das Wort Zufall ist
eine Gotteslästerung"!

Die aus dem Lebenserhalt gewon-
nene Verpflichtung zum Einsatz für
das menschliche Leben
Dr. Ernst hat sein Leben immer als ein Geschenk
betrachtet. Nach der glücklichen Heimkehr aus
dem so verlustreichen Russlandfeldzug hat er sein
ihm erhalten gebliebenes Leben als eine Ver-
pflichtung empfunden, nun sich nicht nur um Fami-
lie und Beruf allein zu kümmern. Die Dankbarkeit
für seine Rettung aus vielfältigster Lebensgefahr
drängte ihn zum aktiven Handeln in den sich ab-
zeichnenden gesellschaftlichen Veränderungen,
deren negative Auswirkungen sich schon abzeich-
neten.

Die Nachkriegsjahre als Jahre des
Aufbaus und der Wiedereingliede-
rung Deutschlands in die Völ-
kergemeinschaft
Dr. Ernst hätte in den Nachkriegsjahren sich allein
dem Aufbau seiner ärztlichen Praxis in Ulm und
der Fürsorge für seine größer werdende Familie
widmen können, so wie das viele andere seiner
Kollegen auch taten. Doch er wäre sich seiner
selbst nicht treu geblieben, hätte er auch nur dies
getan. Ausschließlich für sich und die Seinen und
auch nur für seine Patienten allein zu sorgen, war
nicht seine Art. Dies war ihm nie genug! Für ihn
war es eine Verpflichtung und ein Auftrag, sich
auch außerberuflich in die sich schon abzeichnen-
den Richtungskämpfe der langsam sich formieren-
den Nachkriegsgesellschaft einzureihen. Denn er
erkannte schon früh die gesellschaftlichen Ent-
wicklungstendenzen der Nachkriegszeit. Diese wa-
ren bald schon geprägt von materieller Gewinn-
sucht, von Genusssucht, von Vergnügungssucht
jeder Art. Der Hedonismus begann sich auszu-
breiten. Dagegen anzukämpfen war für Dr. Ernst
eine Verpflichtung!

Der Wiedereinstieg in die Oxford-
Gruppenbewegung
Schon 1946 nahm Dr. Ernst die Verbindung zur
Oxfordgruppe wieder auf und organisierte den Be-
such der ersten deutschen Delegation auf den
Weltkonferenzen für Moralische Aufrüstung in
Caux. Dann wurde er von 1962 bis 1975 Stadtrat
in Ulm und von 1971 an 18 Jahre lang Mitglied der
Evangelischen Landessynode von Württemberg.
Und schon früh befürchtete Dr. Ernst die negativen
Auswirkungen der sogenannten ,Anti-Babypillen",
die 1962 auf den deutschen Markt kamen. Er
ahnte voraus, in welchem Maße dadurch das Ver-
halten der Menschen verändert wurde. Es ist auch
keine Frage mehr: Die Sexualrevolution wurde
durch die „Pille" ausgelöst! Daher wurde Dr. Ernst
Initiator der Ulmer Ärzte-Denkschrift zur Frage
der Versexualisierung des öffentlichen Lebens mit
der Forderung jegliche Werbung für die Anti-Baby-
pillen zu unterlassen. Diese Denkschrift war an die
damalige Bundesfamilienministerin Dr. Elisabeth
Schwarzhaupt gerichtet. Alle in dieser Denkschrift

befürchteten Entwicklungen haben sich seitdem
nicht nur bestätigt, sie haben alle Befürchtungen
übertroffen!

Die Ideologie des Feminismus
Als es der Ideologie des Feminismus mit der Irr-
lehre vom Selbstbestimmungsrecht der Frau über
das Lebensrecht ihres ungeborenen Kindes ge-
lang, in ganz Europa und Nordamerika die Be-
wusstseinslage weiter Teile der Gesellschaft für
die Änderung der gesetzlichen Bestimmungen zum
Schutze des Lebens ungeborener Kinder zu ver-
ändern - nur Irland bildete eine Ausnahme -, hielt
Dr. Ernst den Zeitpunkt für gekommen, 1973 die
Europäische Ärzteaktion in den Deutschspra-
chigen Ländern zu gründen. Sie war die erste
Lebensrechtsorganisation in ganz Europa! Erst
danach bildeten sich die mittlerweile zahlreichen
Lebensrechtsbewegungen unter anderen Namen
in Deutschland und ganz Europa. Dr. Ernst darf
daher mit Recht als Nestor aller Lebensrechtsor-
ganisationen gelten!
Für all die außerberuflichen Aufgaben waren un-
zählige Vorträge, Reden und Reisen in ganz Eu-
ropa und in die Welt erforderlich. Eine Eigenschaft
kam dabei Dr. Ernst entgegen: Er reiste gerne!
Denn er hielt es mit Goethe, der sagte: „Die beste
Bildung findet ein gescheiter Mensch auf Reisen".

Der tragende Grund im Leben von
Dr. Ernst
Wenn man fragt, wie war diese Lebensleistung für
Dr. Ernst zu schaffen, denn er gehörte nie zu den
Gesündesten, und eine weit fortgeschrittene
Krebserkrankung mit vielen Metastasenbildungen
wurde auf medizinisch nicht erklärbare Weise
wunderbar überstanden, so muss man ihm be-
scheinigen, dass sein tief verwurzelter christli-
cher Glaube ihn zu all diesen Leistungen befähigt
hat. Mit Recht konnte daher ein Luxemburger Prä-
lat, der Familienseelsorger der Erzdiözese Luxem-
burg und engster Mitarbeiter des Erzbischofs von
Luxemburg auf einem Kongress der Europäischen
Ärzteaktion sagen: „Er kenne keinen anderen
Menschen auf der Welt, der einen so tiefgründigen
christlichen Glauben besitze wie Dr. Ernst."
Die Europäische Ärzteaktion in den deutschspra-
chigen Ländern ist Dr. Ernst zu großem Dank ver-
pflichtet für seinen unermüdlichen Einsatz und für
seine prophetischen Richtungsvorgaben in den
geistigen Auseinandersetzungen unserer beweg-
ten Zeit.
Nicht minder gilt dieser Dank seiner lieben Frau,
ohne deren Unterstützung und ohne deren ver-
ständnisvollen Rücksichtnahme die umtriebige Le-
bensführung ihres Mannes nicht möglich gewesen
wäre.

Alfred Häußler

Der Himmel hat dem Menschen als Gegengewicht
gegen die vielen Mühseligkeiten des Lebens drei
Dinge gegeben: die Hoffnung, den Schlaf und das
Lachen.
Immanuel Kant
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Christa Meves zum 75. Geburtstag

Wer Christa Meves kennt und immer wieder erlebt,
wie sie unermüdlich in ganz Europa von einem
Vortrag zum anderen eilt, und wer überhaupt die
große Anzahl ihrer Bücher, Veröffentlichungen und
Zeitungsartikel noch zu lesen vermag, der kann es
nicht glauben, dass Christa Meves schon 75 Jahre
alt sein soll. Und doch ist es so: Am 4.März 1925
ist sie in Neumünster, also im Herzen des heutigen
Bundeslandes Schleswig-Holstein geboren.
Christa Meves, 1925 geboren, ist daher ein Kind
der Zwanziger-Jahre des vergangenen Jahrhun-
derts. Diese Zwanziger-Jahre nannte man in
Deutschland schon immer „die Goldenen Zwanzi-
ger-Jahre". Wir haben heute keinen Grund die Be-
zeichnung „die Goldenen Zwanziger-Jahre" zu
unterlassen.

Die Goldenen Zwanziger-Jahre
Wirtschaftlich waren die Zwanziger-Jahre alles an-
dere als golden. Es war eine arme Zeit. Vor allem
die Jahre nach der Inflation 1923 waren für die
Menschen in Deutschland mehr als bescheiden.
Die Einkommensverhältnisse waren gemessen mit
den heutigen sehr gering. Auch dies musste Chri-
sta Meves schon als Kind erfahren. Dennoch
durfte sie mit einem Bruder und einer Schwester
zusammen ein glückliches Familienleben und eine
von Elternliebe und Elternfürsorge behütete Kin-
der- und sorglose Jugendzeit erleben. Diese Erfah-
rungen mit Ihrem vorbildlichen Elternhaus prägten
ihr ganzes späteres Leben.

Die kulturell glanzvolle Zeit der Gol-
denen Zwanziger-Jahre
Bei aller Bescheidenheit des Lebensstandardes
zeichneten sich aber die Zwanziger-Jahre als die
kulturell blühendsten in der Geschichte Deutsch-
lands im vergangenen 20. Jahrhundert aus. Da-
mals war Deutsch, nicht Englisch die Sprache der
Wissenschaft. Von besonders wichtigen wissen-
schaftlichen Veröffentlichungen in Physik, in Che-
mie und in der Medizin waren in den Zwanziger-
Jahren vier in Deutsch erschienen, nur eine in
Englisch. Heute sind alle in Englisch geschrieben
und keine mehr in deutscher Sprache. In der Ar-
chitektur gingen vom „Bauhaus" zunächst in Wei-
mar, seit 1925 in Dessau wichtige Impulse für neu-
es Bauen, Wohnraumgestaltung und Formgebung
aus. So war Deutschland in den Zwanziger-Jahren
die führende Wissenschaftsnation der ganzen Welt
mit den meisten Nobelpreisträgern.
Auch auf dem Gebiet der Kunst, der Musik, des
Theaters, des Filmes und der Literatur war
Deutschland in den Zwanziger-Jahren das bedeu-
tendste Land in Europa. Das eigentlich so triste
Berlin, die damalige Reichshauptstadt, machte Pa-
ris die Rolle als kultureller Mittelpunkt Europas
streitig. Berlin war auf dem Weg zur Kulturmetro-
pole des Europäischen Kontinents.

Die vorbildliche Jugendpädagogik
der Goldenen Zwanziger-Jahre
Auf dem Gebiet der Pädagogik, der Jugenderzie-
hung, waren die Zwanziger-Jahre Glanzjahre. Vom

„Wandervogel" ausgehend bildeten sich auch die
konfessionellen Jugendverbände: Quickborn, Neu-
deutschland, die Sturmschar im Jungmännerbund,
die Pfadfindergruppierungen und noch andere
mehr. Damals stellte man an die Jugendlichen
Anforderungen, die erfüllt werden mussten. Sie
waren hoch gestellt. Was zum Beispiel Quickborn
besonders auszeichnete, war das strenge Absti-
nenzgebot: Kein Alkohol und kein Nikotin vor dem
19. Lebensjahr und erst recht Verzicht auf jede
vor- und außereheliche Sexualität. Alle anderen
Jugendverbände, die es damals gab, auch der
CVJM, unterschieden sich in ihren Forderungen an
die Jugend nur ganz unwesentlich. Die Jugendver-
bände waren sich damals einig und gaben ganz
bestimmte Grundsätze nicht auf. Man verlangte
ihre Erfüllung. Jugend will gefordert sein und sie
lässt sich fordern! Darauf bestand man damals!

Der religiöse Aufbruch der Zwanzi-
ger-Jahre
Die Folgen der Jugendpädagogik in den Zwanzi-
ger-Jahren, die mit den Namen Romano Guardini,
Prälat Ludwig Wolker, Pater Esch und Pater Ma-
nuwald verbunden ist, waren beachtlich. Diese Ju-
genderziehung brachte reiche Früchte. So ent-
stand in den Zwanziger-Jahren die Liturgische Be-
wegung. Der „Schott" wurde eingeführt. Das Land
erlebte den „monastischen Frühling" mit Neugrün-
dungen von Benediktiner-Abteien in Deutschland
und mit solchen Eintrittsrekorden in die Orden,
dass die deutschen Benediktiner-Abteien, voran
Beuron, Maria Laach und Gerleve, Neugründun-
gen in Nord- und Südamerika vornehmen konnten.
Der Priesternachwuchs war optimal, weit größer
als der Bedarf. Nicht wie heute für das Medizinstu-
dium, sondern für das Theologiestudium gab es in
einigen Diözesen den Numerus clausus.
Dass der Gottesdienstbesuch optimal war, war für
das Deutschland der „Goldenen Zwanziger-Jahre"
eine Selbstverständlichkeit, um den alle unsere eu-
ropäischen Nachbarn uns nur beneiden konnten.
Wenn die Verhältnisse heute völlig anders gewor-
den sind, so hat dies seine Gründe. Es wäre
falsch, dafür nur die Nazi-Zeit verantwortlich zu
machen. Denn die unmittelbaren Nachkriegsjahre,
insbesondere die beginnenden 50er-Jahre des 20.
Jahrhunderts, die Jahre des Aufbaues waren noch
hervorragende Jahre: kirchlich, religiös und gesell-
schaftlich. Dann aber kam der Bruch! Die Bewußt-
seinslage der Gesellschaft veränderte sich wie
überall in Europa und in Nordamerika auch in
Deutschland schlagartig und dann kontinuierlich
fortschreitend! Eine Revolution im Denken der
Menschen, in ihrer Gesinnung und Einstellung und
dann in ihrem Verhalten bahnte sich an! Was wa-
ren dafür die Gründe? Und was war geschehen?

Die Veränderung des Zeitgeistes in
den vergangenen 40 Jahren
Nach dem Zusammenbruch der Ideologie der Ras-
se und noch vor dem Zusammenbruch der Ideolo-
gie der Klasse 1989 kam wieder eine Ideologie auf,
die den Zeitgeist veränderte. Diesmal ging die
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neue Ideologie von Frankreich aus: Die Ideologie
des Feminismus. Dieser Ideologie mit ihrer Lehre
vom Selbstbestimmungsrecht der Frau über das
Leben ihres ungeborenen Kindes ist die Auf-
hebung der Gesetze zum Schutz ungeborener
Kinder anzulasten. Seit diesen Gesetzesänderun-
gen werden weltweit alljährlich 50 Millionen unge-
borener Kinder getötet. Und dann verursachte die
Einführung der sogenannten „Pille" zur Empfäng-
nisverhinderung die Sexualrevolution mit all ihren
verheerenden Folgen für die Ehen und Familien,
vor allem aber für den Erhalt der Volkssubstanz
der Völker Europas. Dass die „Pille" als Nidations-
hemmer und damit als potentielles Frühabortivum
zu gelten hat, wird den Menschen verschwiegen.
Man muss sich schon mit der internationalen
Fachliteratur darüber kundig machen, um dies zu
wissen! Doch wer macht das schon?! Feminismus,
„Pille" und auch die Trieblehre Sigmund Freuds
führten schließlich zusammen mit der neo-marxi-
stischen „Kritischen Theorie" der Frankfurter
Schule zur Kulturrevolution von 1968 mit ihrer
Forderung nach Emanzipation des Menschen von
allen Geboten und Verboten und mit der Lehre von
der Autonomie des Menschen! Die Kulturrevolution
von 1968 war wirklich eine Revolution! Sie hat die
Gesellschaft verändert, wie vor ihr vielleicht nur die
Französische Revolution!

bewirken. Wie sollen Schülerinnen zur Ehrfurcht
vor dem Leben erzogen werden, wenn man ihnen
schon in der Schule dazu hilft, eine mögliche
Schwangerschaft „wegzumachen", wie man dies
heute so leichtfertig daherredet?! Und schon plä-
diert eine deutsche Bundestagsabgeordnete einer
sich „sozial" nennenden Partei dafür, auch in
Deutschland dem Beispiel Frankreichs zu folgen!
Frankreich ist eine stolze Nation. Die Franzosen
leben von ihrer geschichtlichen Vergangenheit.
Und seit jeher fühlen sie sich als Kulturträger für
die östlich des Rheines lebenden Völker. Frank-
reich wird aber als Nation daran zugrunde gehen,
wenn es seine Jugend auf einen Weg leitet, der
schon biologisch und erst recht moralisch in den
Abgrund führt. Doch immer, wenn Frankreich vor
einer nationalen Katastrophe steht, rufen die Fran-
zosen: „Jeanne d'Arc muss her"! Deutschlands
Lage ist nicht besser. Auch wir brauchen eine
Jeanne d' Arc! Es wäre wünschenswert, wenn
Christa Meves nach ihrem 75. Geburtstag so tat-
kräftig wie früher bliebe, damit sie in ihrer Einma-
ligkeit und Einzigartigkeit eine „deutsche Jeanne
d'Arc" werden könnte!

Alfred Häußler

Herausgefordert durch den Zeitgeist Prof.Dr. Hans Schieser
Durch die Kulturrevolution und ihre gesellschaftli-
chen Folgen fühlte sich Christa Meves heraus-
gefordert. In ihrer Autobiographie „Mein Leben -
herausgefordert vom Zeitgeist" (ISBN 3-930039-
68-0) zeichnet Christa Meves ihren Weg durch
eine bewegte Zeit. Und sie begründet ihren Auf-
bruch in die so intensive schriftstellerische und
Vortragstätigkeit in ganz Europa, die neben ihrer
psychotherapeutischen Praxis für Kinder und Ju-
gendliche ihre physischen Kräfte bis zum ex-
tremsten beanspruchten. Geistig bereitete dies ihr
nie eine Schwierigkeit. Hier „schüttelte sie alles wie
aus dem Ärmel!" Ihre große Sorge gilt dabei vor
allem dem Heil der Kinder, die nur in der Gebor-
genheit einer Familie und in der Nähe zur Mutter,
vor allem in den ersten Lebensjahren, zu seelisch
gesunden Menschen heranwachsen können. Ihre
Befürchtungen, dass Kinder massenweise an neu-
rotischen Depressionen erkranken, wenn kein in-
taktes Elternhaus den Kindern seelische Gesund-
heit gewährleistet, geben Christa Meves Recht.
Doch die Menschen in Europa sind von Ausnah-
men abgesehen für ihre Warnungen nur begrenzt
empfänglich. Und die Regierungen der europäi-
schen Länder hören ihre warnende Stimme nicht.
Ein krasses Beispiel dafür ist, dass jetzt die derzei-
tige französische Regierung beschlossen hat, in
allen Schulen Frankreichs durch Krankenschwe-
stern Schülerinnen ohne Wissen und Zustimmung
ihrer Eltern die „Pille danach", das Tetragynon,
verteilen zu lassen. Tetragynon ist, wie der Name
tetra gleich vierfach schon sagt, die vierfach ver-
stärkte übliche „Pille". Während die „Pille" ein po-
tentielles Früharbortivum sein kann, ist Tetragynon
immer ein hundertprozentiges Frühabtreibungs-
mittel! Wie aber die gewöhnliche „Pille" die Gesell-
schaft und vor allem die Jugend schon so sehr ne-
gativ beeinflusst hat, so wird dies das Tetragynon
in Schülerinnenhand noch um ein Vielfaches mehr

An die Hochw. Pfarrer und Kirchen-
gemeinderäte im Raum Ulm - Neu
Ulm
Machen Sie mit?

Am Tag der Unschuldigen Kinder (28. Dezember)
gedenken Christen (nicht nur Katholiken!) in der
ganzen Welt des grausamen Kindermordes, den
Herodes vor 2000 Jahren durchführen Hess.

Für uns, die wir uns Sorgen darüber machen, wie
wir der immer noch zunehmenden Tötung unserer
ungeborenen Kinder (rund 1000 täglich, allein in
Deutschland!) Einhalt gebieten können, ist dies
eine Herausforderung und Mahnung. Wir sehen
mit Erschrecken, wie bei uns immer mehr das Be-
wußtsein schwindet, daß bei Abtreibungen un-
schuldige Kinder getötet werden. Im nun verge-
henden Jahr waren es mehr als 300 000!

Um dieses Bewußtsein wieder zu wecken, sollten
wir alles tun, was uns möglich ist. Eine Initiative,
die schon seit einigen Jahren in USA und in ver-
schiedenen Ländern Europas läuft, ist das Gloc-
kenläuten am „Tag der Unschuldigen Kinder". In
den Kirchen und Medien wird zuvor darauf hinge-
wiesen, an was diese Glocken erinnern.

Am 17. Dezember läuten in Ulm die Kirchengloc-
ken und werden an den Bombenangriff im Jahr
1944 erinnern. Werden am 28. Dezember diese
Glocken auch läuten, um an die vielen ungebore-
nen Kinder zu erinnern, die in den vergangen Jah-
ren allein in Ulm umgebracht wurden?

Machen Sie mit am 28. Dezember?
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Bernward Büchner

Der Lebensschutz Ungeborener als Aufgabe von Staat und Kirche

Referat bei der Mitgliederversammlung des Katho-
lischen Aktionskreises für das Leben (KAL) e. V. in
der Diözese Rottenburg-Stuttgart am 13.11.1999 in
Ulm

In der Formulierung unseres Themas wird wie
selbstverständlich davon ausgegangen, dass der
Lebensschutz Ungeborener Aufgabe sowohl des
Staates als auch der Kirche ist. Obgleich dies ge-
wiss zutrifft, müssen wir bei genauerem Hinsehen
doch differenzieren. Dem Staat einerseits und der
Kirche andererseits stellt sich die Aufgabe des Le-
bensschutzes aus jeweils unterschiedlichen Grün-
den. Auch hinsichtlich der Priorität und der Mittel
bestehen erhebliche Unterschiede. Daraus erge-
ben sich Grenzen einer Zusammenarbeit, die in
unserem Land freilich inzwischen mit tödlicher
Konsequenz längst überschritten sind.
Für den Staat ist es zweifellos die allererste Auf-
gabe, das Leben der Menschen zu schützen. Das
ist geradezu der Urgrund einer staatlichen Ord-
nung. Davon geht selbstverständlich auch unser
Grundgesetz aus. Es verpflichtet den Staat, men-
schliches Leben zu schützen. Diese Schutzpflicht,
die sich aus der Verpflichtung zur Achtung und
zum Schutz der Menschenwürde und des jedem
garantierten Rechts auf Leben (Art. 1 I, und 2 II 2
GG) ergibt, gilt auch dem ungeborenen menschli-
chen Leben. Sie ist, so hat es das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) in seinem Urteil von 1993
wie bereits in dem von 1975 festgestellt, „bezogen
auf das einzelne Leben, nicht nur auf menschli-
ches Leben allgemein". Im ersten Abtreibungsurteil
von 1975 haben die Verfassungsrichter hinzuge-
fügt, dass, wo es um menschliches Leben geht,
sich jede quantifizierende Abwägung verbiete. Der
Schutz des einzelnen menschlichen Lebens dürfe
dem Lebensschutz im allgemeinen nicht geopfert
werden. Es geht also letztlich entscheidend nicht
um die Gesamtzahl der Abtreibungen, sondern um
den Schutz jedes einzelnen ungeborenen Kindes.
An diese grundlegende Erkenntnis müssen wir uns
erinnern, wenn wir später danach fragen, ob denn
der Staat auf der Grundlage der in Deutschland
geltenden Gesetze seiner Schutzpflicht für das Le-
ben der Ungeborenen ausreichend nachkommt
und ob die Mitwirkung der Kirche an dem staatli-
chen Schutzkonzept verantwortbar ist.

Für eine gesetzliche Regelung hat das zweite Ab-
treibungsurteil von 1993 weitere wichtige Vorgaben
gemacht, die ebenfalls zu beachten sind. Art und
Umfang des vorgeburtlichen Lebensschutzes zu
bestimmen, so heißt es dort, sei Aufgabe des Ge-
setzgebers, der allerdings ein „Untermaßverbot" zu
beachten habe. Das verfassungsrechtlich gebo-

Der Referent ist Vorsitzender Richter am Verwal-
tungsgericht (Freiburg) und Vorsitzender der Juri-
sten-Vereinigung Lebensrecht e.V. (Köln)

tene Maß des Schutzes sei unabhängig vom Alter
der Schwangerschaft und damit auch vom Ablauf
bestimmter Fristen. Als erste Mindestanforderung
an die Ausgestaltung des rechtlichen Lebens-
schutzes nennt das Urteil, dass „der Schwanger-
schaftsabbruch für die ganze Dauer der Schwan-
gerschaft grundsätzlich als Unrecht angesehen
wird und demgemäß rechtlich verboten ist."
Dem Gesetzgeber sei es aber durch die Verfas-
sung grundsätzlich nicht verwehrt, für den Schutz
des ungeborenen Lebens zu einem Schutzkonzept
überzugehen, das in der Frühphase der Schwan-
gerschaft in Schwangerschaftskonflikten den
Schwerpunkt auf die Beratung der schwangeren
Frau legt, um sie für das Austragen des Kindes zu
gewinnen" und auf die Feststellung von Indikati-
onstatbeständen durch Dritte zu verzichten. Der
Staat dürfe also einer Frau die „Letztverantwor-
tung" für den Schwangerschaftsabbruch überlas-
sen. Die dadurch zum Ausdruck kommende Ach-
tung vor dem Verantwortungsbewusstsein der
Frauen könne Appellfunktion haben. Die Entschei-
dung einer Frau, die sich nach Beratung zum Ab-
bruch entschließt, sei zwar keine (grundrechtlich
geschützte) „Gewissensentscheidung" - was be-
kanntlich auch Theologen immer wieder behaupten
-. Jedoch könne eine solche Entscheidung als eine
gewissenhaft zustandegekommene und in diesem
Sinne achtenswerte verstanden werden. Das Kon-
zept einer Beratungsregelung könne aber die Min-
destanforderungen an die staatliche Schutzpflicht
nur dann erfüllen, wenn es auf die Erhaltung und
Stärkung des Rechtsbewusstseins besonderen
Bedacht nimmt. „Nur wenn das Bewusstsein von
dem Recht des Ungeborenen auf Leben wach er-
halten wird, kann die unter den Bedingungen der
Beratungsregelung von der Frau zu tragende Ver-
antwortung an diesem Recht ausgerichtet und
prinzipiell geeignet sein, das Leben des ungebore-
nen Kindes zu schützen."
Wenn das BVerfG in dieser Weise die Bedeutung
des Rechtsbewusstseins für den Lebensschutz
hervorgehoben hat, ist dem sicher zuzustimmen.
Denn es leuchtet doch ohne weiteres ein, dass
eine Frau, die ihre Handlungsmaximen nicht be-
reits in einem Glauben an Gott findet und die auch
das mit einer Abtreibung für sie selbst verbundene
gesundheitliche Risiko nicht scheut, sich auch
durch noch so großzügige Hilfen nicht davon ab-
halten lassen wird, ihr Kind abzutreiben, wenn ihr
gar nicht bewusst ist, dass sie damit ein schweres
Unrecht begeht.
Dieses Unrechtsbewusstsein, von dessen Erhal-
tung und Stärkung das BVerfG die Wirksamkeit
des sog. Beratungskonzepts doch vor allem ab-
hängig gesehen hat, wird durch dieses Konzept
aber eben nicht vermittelt, sondern geradezu zer-
stört. Darin sehe ich seinen schwersten Geburts-
fehler. Das BVerfG hat nämlich dem Gesetzgeber
nicht nur erlaubt, eine nach Beratung durchge-
führte Abtreibung aus dem Straftatbestand her-
auszunehmen („Tatbestandsausschluss"), also
straffrei zu stellen. Es hat vielmehr auch entschie-

Medizin & Ideologie März 2000



den, dass die Rechtslage insgesamt so zu gestal-
ten sei, dass es der Frau nicht nahegelegt werde,
die Beratung gar nicht erst anzunehmen und in die
Illegalität auszuweichen. Deshalb haben die Ver-
fassungsrichter es für notwendig oder zumindest
für zulässig gehalten, die sich aus dem trotz Straf-
freiheit grundsätzlich geltenden Verbot des
Schwangerschaftsabbruchs eigentlich ergebenen
Konsequenzen auszuschließen. Von dieser Mög-
lichkeit hat der Gesetzgeber 1995 auch extensiven
Gebrauch gemacht, so dass es praktisch keine
Folgen mehr gibt, die das grundsätzliche Abtrei-
bungsverbot spürbar und damit bewusst machen
könnten. Nothilfe zugunsten des ungeborenen
Kindes muss ausgeschlossen sein. Nicht einmal
der eigene Vater darf das schwere Unrecht seiner
Tötung verhindern. Der Abtreibungsvertrag mit
dem Arzt und der Krankenhausvertrag gelten als
wirksam. Der Arbeitgeber muss wie im Krank-
heitsfall den Lohn fortzahlen. Die Sozialhilfe kommt
für die Kosten des Eingriffs auf. Obwohl das
BVerfG die Kassenfinanzierung beanstandet hatte,
leistet die Krankenkasse in den Grenzen einer weit
verstandenen Bedürftigkeit und erhält lediglich die
Kosten aus der Staatskasse erstattet. Der Gesetz-
geber durfte es mit verfassungsrichterlichem Se-
gen sogar zur „Staatsaufgabe" machen, ein aus-
reichendes und flächendeckendes Angebot am-
bulanter und stationärer Einrichtungen zur Vor-
nahme von Abtreibungen sicherzustellen.
Wer über dies alles auch nur halbwegs informiert
ist, wird kaum auf den Gedanken kommen, nach
Beratung abzutreiben, sei verboten. Deshalb gilt
dies inzwischen auch weithin als erlaubt. Das
BVerfG hat ein solches Bewusstsein überdies noch
zusätzlich gefördert, indem es Abtreibungsmedizi-
nern - angeblich ebenfalls konzeptbedingt - das
Grundrecht der Berufsfreiheit zur Tötung Ungebo-
rener zugebilligt hat, obwohl dasselbe Grundge-
setz, das dieses Grundrecht garantiert, eine solche
Tötung als Unrecht bewertet. Dies ist ein juristi-
scher Salto mortale, der das sog. Schutzkonzept
vollends ad absurdum führt. Kein Wunder, dass in-
zwischen kaum noch jemand Abtreibungen nach
diesem Konzept für Unrecht hält. Ein bekannter
Staatsrechtler schrieb kürzlich, die Abtreibung sei
eben nur „verbal-symbolisch" als rechtswidrig ge-
brandmarkt. Und selbst das BVerfG hielt erst un-
längst einem Abtreibungsgegner, der sich auf die
Meinungsfreiheit berufen hatte, entgegen, er wen-
de sich gegen „vermeintliches Unrecht".
Angesichts all' dessen ist es bestenfalls naiv, wenn
immer wieder gesagt wird, dass Abtreibungen
nach dem „Beratungskonzept", das in Wahrheit
nichts anderes ist als eine Fristenregelung mit Be-
ratungspflicht oder - genauer - mit Beratungs-
scheinpflicht, ja nur straffrei, aber gleichwohl ver-
boten seien.
Den wahren Sachverhalt ebenso verschleiernd
wird neuerdings häufig behauptet, wir hätten in
Deutschland ein Abtreibungsgesetz, das es so
sonst nirgendwo gebe. Damit wird suggeriert, un-
ser Gesetz sei das allerbeste. Weltweit einmalig ist
es in der Tat. Denn es gibt meines Wissens kein
anderes Land, in dem einer obligatorischen Bera-
tung praktisch wie einer Indikation quasi rechtferti-
gende Wirkung für die nachfolgende Abtreibung
beigemessen wird. Damit aber gewinnt die Bera-
tung eine rechtliche Funktion, die das gesetzliche
Konzept gerade besonders bedenklich erscheinen

lässt und für die Kirche eigentlich unannehmbar
macht. Niemand sollte ernsthaft behaupten wollen,
dass der Staat mit einem solchen Konzept seiner
Schutzpflicht für das ungeborene menschliche Le-
ben gerecht wird. Zum gebotenen Schutz jedes
einzelnen Lebens ist dieses Konzept ohnehin un-
geeignet. Aber auch zur Senkung der Abtreibungs-
zahlen hat es sich, wie die Statistik belegt, als un-
tauglich erwiesen.
Der Lebensschutz Ungeborener ist, wie eingangs
bereits gesagt, selbstverständlich auch Aufgabe
der Kirche. In dem Entwurf der zehn Thesen, die
sie heute beschließen werden, heißt es, die Kirche
insgesamt wie auch ihre Gläubigen seien zum
Schutz des menschlichen Lebens verpflichtet,
durch das fünfte Gebot und durch das christliche
Gebot der Nächstenliebe. Diesem Auftrag gerecht
zu werden, hat sich die Kirche stets bemüht, von
dunklen Kapiteln ihrer Geschichte einmal abgese-
hen. Die Sorge um das Lebensrecht gerade der
Schwächsten und die Hilfe in der Not werdender
Mütter in Bedrängnis war und ist ihr ein zentrales
Anliegen.
Für uns Christen hat „Leben" jedoch eigentlich
einen tieferen Sinn. Als Jesus gesagt hat „Ich bin
gekommen, damit ihr das Leben habt und es in
Fülle habt", hat er uns nicht ein langes und glückli-
ches Leben auf dieser Erde verheißen, sondern
das Leben in Fülle im Reich seines Vaters. Bei
Matthäus (19,17) lesen wir von einem Mann, der
zu Jesus kam und ihn fragte: „Meister, was muß
ich Gutes tun, um das ewige Leben zu gewinnen?"
Jesus antwortete ihm: „Wenn Du das Leben erlan-
gen willst, halte die Gebote." Und als der Mann
sodann fragte, welche Gebote er denn halten solle,
da nannte ihm Jesus als erstes das Gebot „Du
sollst nicht töten." Dementsprechend hoch ist der
Rang, den die klare und unverfälschte Verkündi-
gung dieses Gebots für die Kirche einnehmen
muß. Wir sollen dieses Gebot halten, um das ewi-
ge Leben zu erlangen, nicht damit möglichst viele
Menschen möglichst lange im Diesseits leben kön-
nen. Der Philosoph Robert Spaemann hat kürzlich
die Frage gestellt, wo eigentlich geschrieben ste-
he, dass die Kirche in erster Linie an der Verhinde-
rung vorzeitigen Sterbens interessiert sein müsse.
Das erste Interesse der Kirche sei das „Seelen-
heil", nicht das „Lebensrecht", das zu schützen
Aufgabe des Staates sei. Damit möchte Spaemann
aber sicher nicht bestreiten, dass diese Aufgabe -
aber eben nicht mit erster Priorität - auch der Kir-
che gestellt ist.
Wie kann nun aber die Kirche dieser Aufgabe ge-
recht werden im Einklang mit ihrem Auftrag, das
Gebot „Du sollst nicht töten" unverkürzt und un-
verfälscht zu verkünden? Nach ihrer Lehre ist je-
des unschuldige menschliche Leben von seiner
Zeugung bis zum natürlichen Tod absolut unver-
fügbar, die Tötung des Ungeborenen ein „verab-
scheungswürdiges Verbrechen", das nach dem
kirchlichen Gesetzbuch (CIC) für jeden an ihm
Mitwirkenden die Tatstrafe der Exkommunikation
nach sich zieht. Schon nach den Gesetzen der Lo-
gik müsste es sich für die Kirche eigentlich von
vornherein verbieten, an der Praxis eines staatli-
chen Gesetzes mitzuwirken, das nach einer er-
gebnisoffen zu führenden Beratung einer Schwan-
geren die Letztentscheidung über Leben oder Tod
ihres Kindes überlässt. Nicht nur die Aushändigung
des Beratungsscheins, welche dieses Überlassen
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der Letztverantwortung sinnfällig zum Ausdruck
bringt, erscheint danach als Mitwirkung am Un-
recht mit der kirchlichen Lehre schlechthin unver-
einbar, sondern auch die bescheinigte Beratung
selbst als untrennbarer Bestandteil des gesetzli-
chen Konzepts.
In seinen drei Briefen an die deutschen Bischöfe
hat der Heilige Vater es allerdings vermieden, die
Beteiligung der Kirche an der gesetzlichen
Schwangerschaftskonfliktberatung und insbeson-
dere die Erteilung des Beratungsscheins aus-
drücklich als Mitwirkung an der Tötung des unge-
borenen Kindes zu kennzeichnen. Daraus meinen
die Befürworter der bisherigen Praxis schließen zu
dürfen, der Papst sehe in ihr gar keine moralisch
unzulässige Mitwirkung. Sonst hätte er die sofor-
tige Einstellung dieser Praxis anordnen müssen.
Diese Argumentation erscheint indessen nicht
zwingend, zumal der Kommentar des vatikani-
schen Staatsekretariats zum dritten Papstbrief die
Problematik der Mitwirkung als schwierige Frage
anspricht und als offen bezeichnet. Man mag es
bedauern, dass sich der Papst in seinen Briefen
hierzu nicht eindeutig geäußert hat, wofür er gute
Gründe gehabt haben könnte, über die ich hier
nicht spekulieren möchte.
Johannes Paul II. lenkt statt dessen den Blick auf
den Beratungsschein und seine Funktion, die
Durchführung straffreier Abtreibungen zu ermögli-
chen, und sieht hierin eine Zweideutigkeit, welche
„die Klarheit und Entschiedenheit des Zeugnisses
der Kirche und ihrer Beratungsstellen verdunkelt."
Viele in unserer Kirche und selbst höchste Wür-
denträger wollen dies indessen nicht wahrhaben.
Aber ist es denn nicht so, dass eine Kirche, die
durch die Aushändigung eines für die straffreie
Abtreibung erforderlichen Beratungsscheins den
Weg zum Töten ebnet, den Eindruck vermittelt,
ihre Lehre von der absoluten Unverfügbarkeit un-
schuldigen menschlichen Lebens brauche so strikt
nicht verstanden zu werden und abtreiben nach
vorheriger Beratung sei auch mit dem Segen der
Kirche möglich?
Manche die das nicht sehen wollen, behaupten,
mit dem Verzicht auf den Schein opfere die Kirche
die Rettung konkreter Menschen „abstrakten Prin-
zipien". Eine solche Geringschätzung der reinen
Lehre offenbart wenig Vertrauen in die Relevanz
der kirchlichen Verkündigung für das Verhalten der
Menschen. Es trifft zwar leider zu, dass heute für
viele nicht mehr maßgebend ist, was die Kirche
lehrt. Ihr schwindender Einfluss wird jedoch gewiss
dort in fataler Weise wirksam, wo er negative
Trends im Bewusstsein der Gesellschaft dadurch
fördert, dass die Kirche die Vorstellung nährt, sie
passe sich der allgemeinen Entwicklung an und sei
bereit, ihre eigene Lehre zu relativieren. Für die
Abtreibungspraxis bedeutet dies ganz konkret,
dass die Kirche, indem sie Zweifel an der Klarheit
und Entschiedenheit ihres Zeugnisses aufkommen
lässt, zur tödlichen Erosion des Bewusstseins bei-
trägt. Weil der Papst darin offenbar die größte
Gefahr sieht, hat er angeordnet, auf einen Bera-
tungsschein, welcher den Zugang zur Abtreibung
eröffnet, zu verzichten und infolge dessen das ge-
setzliche System der Scheinberatung zu verlassen.
Damit verlangt er von den deutschen Bischöfen ein
Zeichen, „das gerade im Widerspruch zur Schär-
fung des öffentlichen Gewissens beiträgt und damit

letztlich auch dem Wohl des Staates dient." Der
Papst hält also vor allem eine Schärfung des Ge-
wissens für notwendig, an der auch dem Staat
gelegen sein muss, weil eben der Schutz men-
schlichen Lebens gerade vor der Geburt ganz ent-
scheidend eine Frage des Bewusstseins ist. Hierzu
durch eine klare und entschiedene Verkündigung
ihrer Lehre beizutragen, hält der Heilige Vater für
die wichtigste Aufgabe der Kirche. Die Bemühun-
gen des Vereins, der sich „Donum vitae" nennt,
laufen der Erfüllung dieser Aufgabe diametral ent-
gegen.
Auf den Beratungsschein zu verzichten, heißt
selbstverständlich nicht, Schwangeren nicht mehr
Rat und Hilfe anzubieten, was die Kirche vielmehr
selbstverständlich auch künftig, und zwar noch
verstärkt tun wird. Geschehen kann dies in der
Form der gesetzlichen Beratung ohne Schein nach
§ 2 SchKG, auf deren Möglichkeit hinzuweisen, Ihr
Vorsitzender Claus Jäger nicht müde wird. Der Kir-
che bleibt es aber auch unbenommen, ihre Bera-
tung ganz unabhängig vom Gesetz zu gestalten.
Dass ein solches Angebot an Rat und Hilfe - in der
einen oder in der anderen Form - von den Frauen
nicht mehr angenommen würde, mögen diejenigen
behaupten, die von deren Verantwortungsbe-
wusstsein offenbar nicht sonderlich überzeugt sind.
Wenn Sie sich heute über den künftigen Beitrag
der Kirche zum Lebensschutz Gedanken machen,
dann sicher nicht nur zur Befriedigung eines eige-
nen Interesses. Sie haben es sich vielmehr zur
Aufgabe gemacht, in unsere Kirche hineinzuwirken
und Sauerteig zu sein. Diese Aufgabe ist gerade
jetzt besonders wichtig, wo die Verwirrung der
Geister unter den Christen derart verbreitet ist. Ich
halte es deshalb für äußerst begrüßenswert, dass
es in Ihrer Diözese einen solchen Aktionskreis für
das Leben gibt, und kann nur wünschen, dass Ihr
Beispiel in anderen Diözesen Schule macht. Denn
wir brauchen gerade in dieser Zeit ganz dringlich
den sonst so vehement geforderten, in der hier
behandelten Frage aber peinlichst gemiedenen
Dialog in unserer Kirche, der sich nicht auf die
Gremien und Verbände beschränken darf. Ein sol-
cher Dialog muss insbesondere zum Ziel haben,
das Verständnis für das Anliegen des Papstes, wie
er es in seinen Briefen an die deutschen Bischöfe
und noch grundsätzlicher in seiner Enzyklika
„Evangelium vitae" formuliert hat, zu wecken und
zu fördern. Darum sollten wir uns gemeinsam be-
mühen.
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Prof. Dr. Vincent Berning

Zum § 218: Bedeutet die Krise um den Beratungsschein im deut-

schen Katholizismus das Ende des bisherigen Konsensmodells

zwischen Staat, Kirche und politischem Katholizismus?

Für die meisten Leser ist es unbekannt, daß nach
1945 das Verhältnis der Kirche zum neu entste-
henden demokratischen Staat, der Bundesrepublik
Deutschland, - also das Verhältnis von Kirche, Ge-
sellschaft und Staat - neu geregelt werden mußte.
Dasselbe gilt im übrigen auch für das Verhältnis
der evangelischen Kirche zum Staat. Auf der ka-
tholischen Seite setzte sich ein institutionelles Ver-
hältnis durch, das einen Bruch mit der bisherigen
Tradition des politischen Katholizismus einschloß
und damit im Grunde einen völligen Neuanfang
bedeutete. Viele wissen heute nicht mehr, daß
eine Reihe von Modellen eines solchen zukünfti-
gen Verhältnisses miteinander konkurrierten. Diese
unterschiedlichen Modelle sollen hier nicht im ein-
zelnen vorgestellt werden. Wichtig ist, herauszu-
stellen, worin der Bruch mit den bisherigen Formen
der notwendigen Zusammenarbeit mit der Politik in
Staat und Gesellschaft bestand.
Daß auch eine inhaltliche Neuregelung erforderlich
war, ergibt sich schon daraus, daß nach dem Krie-
ge anders als im längst vergangenen Deutschen
Kaiserreich, aber auch in der Weimarer Republik,
die Katholiken de facto sich in der früheren Zen-
trumspartei vertreten sahen. Nun aber kam es
unter der Ägide von Konrad Adenauer und ande-
ren Vertretern zu einer politischen Zusammenar-
beit von katholischen und evangelischen Christen
in der CDU, wie sie schon von dem früheren
Reichskanzler Heinrich Brüning und von dem
Reichsminister Adam Stegerwald in der berühmten
Essener Rede 1925 gefordert wurde. Diese Zu-
sammenarbeit war dringend erforderlich, wie das
Schicksal der Weimarer Republik beweist. Aber sie
mußte unter Formen stattfinden, die sowohl das
katholische wie das evangelische Element in ihrer
Eigenheit bewahrte, ungeachtet aller zu begrüßen-
den ökumenischen Bemühungen.
Die katholische Gesellschafts- und Staatsauffas-
sung beruht philosophisch und theologisch auf
dem Naturrecht, das wiederum auf einer metaphy-
sischen und auf der Offenbarung gründenden me-
taphysischen Schöpfungslehre basiert. Das Pro-
blem einer Zusammenarbeit der Christen bestand
aber darin, daß die evangelischen Christen eine
metaphysisch begründete Schöpfungslehre ab-
lehnten und das vom Glauben erleuchtete einzelne
Gewissen in den Vordergrund stellten. So gab es
bei aller Zusammenarbeit bei den praktischen Pro-
blemen im politischen Alltagsgeschäft doch auch
wichtige Unterschiede in der Auffassung von der
Erkenntnismöglichkeit objektiver Normen. Diese
wurden von der katholischen Kirche bejaht, wäh-
rend die evangelischen Christen grundsätzlich auf
das vom Glauben erleuchtete Gewissen des ein-
zelnen Subjektes verwiesen. Zwar ergaben sich
grundsätzlich von beiden Auffassungen her wich-
tige Gemeinsamkeiten, die ein gemeinsames poli-

tisches Wirken durchaus ermöglichten, doch gab
es immer wieder auch grundlegende politische
Entscheidungen, bei denen die katholische Kirche
aufgrund ihrer normativen Gebundenheit weniger
Entscheidungsraum im Grundsätzlichen für heikle
Kompromisse hatte. Daraus konnten sich beträcht-
liche Spannungen in der gemeinsamen Zusam-
menarbeit ergeben.
Es gab nun zwei Grundrichtungen: die eine, die
sich auf ihre grundsätzliche und erfolgreiche politi-
sche Tradition berief, hielt an den Grundfesten der
katholischen Soziallehre fest und suchte auf der
Grundlage dieser normativen Ausrichtung das Ge-
spräch mit den anderen christlichen Politikern, die
die Soziallehre aus dem christlichen Gewissen her
begründeten. Eine solche Zusammenarbeit war
durchaus möglich; aber sie mußte sich auch bei
unterschiedlichen Auffassungen und Zielsetzungen
bewähren, indem man bei allen Unterschieden die
bestehenden Gemeinsamkeiten herausarbeitete.
Die Gemeinsamkeiten waren groß genug, daß sie
eine erfolgreiche Politik ermöglichten.
Dieses Modell wurde vertreten von Persönlichkei-
ten wie dem letzten Generalsekretär des Volksver-
eins für das katholische Deutschland, dem nach-
maligen Bischof von Aachen, Johannes Joseph
van der Velden (1891-1954) und seines Beraters
August Heinrich Berning, Professor Josef Außem
und anderen Angehörigen des früheren „Werl-
Soester-Kreises", der Verbindung hatte zu bedeu-
tenden politischen und kirchlichen Persönlichkei-
ten, darunter Heinrich Brüning und Heinrich Krone.
Die andere Position hielt es aus pragmatischen
Gründen für geraten, die politische Zusammenar-
beit mit möglichst wenig Grundsatzdebatten zu
befrachten. In der Tat muß man zugeben, daß
übertriebene Grundsatzdebatten sehr leicht die po-
litische Handlungsfähigkeit einer Partei einschrän-
ken können. Auf der anderen Seite ist politisches
Handeln ohne Klarheit im Grundsätzlichen nicht
möglich. Die zweite Position wurde von dem füh-
renden CDU- Politiker und späteren Bundeskanz-
ler Konrad Adenauer und seinem politischen
Freundeskreis erfolgreich verfochten. Die alte
Zentrumspolitik sollte auch in ihren Inhalten ad
acta gelegt werden.
Nun haben die Kritiker recht behalten, die sagten,
daß die Unterlassung der Aufarbeitung grundsätz-
licher Richtungsperspektiven und ihre Verankerung
auf tragfähigen Fundamenten auf die Dauer zu ei-
ner politischen Instabilität führen und das Verhält-
nis zwischen Kirche, Gesellschaft und Staat be-
einträchtigen muß. Dieser Ansicht waren und sind
nicht nur katholische politisch Denkende, sondern
auch solche unter den evangelischen Christen.
Mehr und mehr setzte man auf einen pragmati-
schen Konsens, zu dem auch die Kirchen durch-
aus beitragen konnten. Man kann sagen, daß die-
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ser Konsensgedanke, der bei den evangelischen
Christen von Natur aus eine viel größere Bedeu-
tung hat als bei dem von normativen Fundamenten
ausgehenden politischen Katholizismus, eine stark
werdende Antriebskraft durch die schon in den 60
er Jahren immer deutlicher werdende Wende zu
einer metaphysikfreien Theologie und Weltan-
schauung erhielt.
Da waren zunächst einmal die Einflüsse der Exi-
stenzphilosophie, die sich nicht mehr auf dem Bo-
den einer normativen Haltung vollzogen. Da war
das Geschichtlichkeitsdenken einer von Heidegger
beeinflußten Theologie, die wie schon Hegel über-
zeitliche Normen nicht mehr anerkannte, sondern
sie der geschichtlichen Veränderung unterwarf, die
jeweils vom erkennenden Subjekt interpretiert wer-
den müssen. Da ist die berühmte anthropozentri-
sche Wende von der objektiven Seinsordnung zum
subjektiven Entwurf menschlicher Existenzbestim-
mung. Auch Einflüsse der neomarxistischen kriti-
schen Theologie kamen im Anschluß an die 68 er
Bewegung unter Studenten und Intellektuellen zum
Durchbruch und führten zu einem neomarxistisch
bestimmten dialektischen Konsensmodell, wie es
etwa Jürgen Habermas vertrat.
Die Leitfigur für das mehr oder weniger nach die-
sem Konsensmodell sich gestaltende institutionelle
Verhältnis von Kirche, Gesellschaft und Staat war
der sehr einflußreiche Prälat Wilhelm Böhler, der
sowohl auf den deutschen Episkopat wie auf die
der CDU nahestehenden Politiker einen immer
größeren Einfluß nahm. Man kann die Größe die-
ses Einflusses ablesen an dem Maße, wie der An-
tipode Böhlers, Bernhard Hanssler, aus dem insti-
tutionellen Katholizismus verdrängt wurde. Dieses
Konsensmodell, wie es auch von Adenauer virtuos
für seine Zwecke gehandhabt wurde (so auch in
gewisser Weise noch von Helmut Kohl) hatte die
Tendenz, insbesondere bei den deutschen Bistü-
mern die Eigenständigkeit der kirchlichen Erwach-
senenbildung dadurch zu beeinträchtigen, daß
diese sehr stark von den Bildungseinrichtungen
der CDU beeinflußt wurde, so daß die früher ei-
genständigen Wurzeln politischer und kulturpoliti-
scher Überlegungen und Entwicklungen innerhalb
der katholischen Bistümer mit der CDU Politik so-
zusagen gleichgeschaltet wurden.
Dieses Konsensmodell ist nun an die Grenzen ge-
kommen. Trotz alter Einmischung von CDU-Politi-
kern, z.B. Helmut Kohl und anderen, aber auch
SPD-Politikern (z.B. der seine Neutralität verlet-
zende Bundespräsident Johannes Rauh) hat sich
der jetzige Papst, Johannes Paul II., nicht davon
abbringen lassen, aus theologischen, insbeson-
dere moraltheologischen Überlegungen, auf der
normativen Bedeutung der Menschenrechte auch
ungeborener menschlicher Personen, zu bestehen
und von einer nicht mit dem Christentum zu ver-
einbarenden konsequentialistischen oder teleologi-
schen Ethik Abstand zu nehmen, welche statt auf
die Norm der Schöpfungsordnung und des bibli-
schen Gebotes „Du sollst nicht töten" zu blicken,
die Norm von den Auswirkungen des Handelns im
Sinne des Utilitarismus abhängig macht. Die Tö-
tung von Menschen ist wider Gottes Gebot und
daher ist eine Mitwirkung an einem menschlichen
Vorgehen, das eine Abtreibung zwar für unrecht
hält, aber nicht unter Strafe stellt, nicht möglich.
Demgegenüber hat die Frage nach den Auswir-
kungen dieser grundsätzlichen Entscheidung wie

sie der Papst einfordert, nur ein sekundäres Recht.
Abgesehen davon fehlt ein wirklicher Nachweis, ob
eine Beratung, die zugleich mit einem umfassen-
den Hilfsangebot für die bedrängte Mutter verbun-
den wird, tatsächlich die Abtreibungsrate erhöht.
Das Nein des Papstes zu einer konsequentialisti-
schen Einschätzung ethischer Erfordernisse im
Sinne eines utilitaristischen Pragmatismus sprengt
den allgemeinen politischen Pragmatismus des
bloßen Kompromisses. Sie fordert die Katholiken
dazu auf, sich wieder auf dem Boden göttlicher
Gebote und der Schöpfungsordnung zu stellen und
dann erst über etwaige Folgen nachzudenken.
Dieser feste Wille des Papstes bricht den beque-
men Pragmatismus, auf den sich das Verhältnis
von Kirche und Staat eingependelt hat, auf. Damit
ist der Katholik zu einer grundsätzlichen Entschei-
dung aufgefordert. Diese Entscheidung kann be-
deuten, daß die Kirche, die dem Papst folgt und zu
ihren Wurzeln zurückkehrt, gesellschaftlich in die
Minderheit gerät und sich die Geister scheiden.
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Robert Spaemann
Konsequentialistischer Utilitarismus oder die Norm der biblischen

Gebote und des ewigen göttlichen Gesetzes in der Schöpfung

Es ist das Christentum, das die Einsicht des So-
krates, die seinen Zeitgenossen als Skandal er-
schien, für zwei Jahrtausende zum Allgemeingut
gemacht hat: die Einsicht, dass Unrecht tun
schlimmer - für den Täter schlimmer - ist, als Un-
recht leiden.

Der Konsequentialismus ist in der gegenwärtigen
katholisch-theologischen Ethik in Deutschland im-
mer noch das herrschende Paradigma, obwohl
Papst Johannes Paul II. diesen Ethiktypus in sei-
ner Enzyklika „Veritatis splendor" einer ausführli-
chen Kritik unterzogen und als unvereinbar mit der
christlichen Lehre bezeichnet hat. Die Unverein-
barkeit beider Moralen wurde auf exemplarische
Weise sichtbar in dem zwischenzeitlich geplanten
und nun wieder verworfenen neuen Beratungs-
schein, auf dem geschrieben stehen sollte, dass er
nicht zur straffreien Abtreibung verwendet werden
kann, während die Aussteller des Scheins den
Staat zu verklagen drohten, falls er diesen Satz
ernst nimmt und den kirchlichen Schein nicht mehr
als Abtreibungsschein anerkennt. Der öffentliche
Spott konnte nicht ausbleiben. Aber dieser Spott
und die Proteste von fast allen Seiten haben den
Blick für die Tragik der Sache verstellt, nämlich für
das Scheitern des Versuchs, zwei unvereinbare
Formen von Ethik zusammenzuzwingen.
In der philosophischen Diskussion muss der Kon-
sequentialismus seit längerem als überwunden

gelten. Dieses Modell ist nicht imstande, unsere
elementaren sittlichen Intuitionen theoretisch zu
formulieren. So hat schon John Rawls gezeigt,
dass sich die Forderung nach Gerechtigkeit kon-
sequentialistisch nicht begründen läßt. Die Folgen
einer Gesetzgebung können unter Umständen für
die meisten sehr vorteilhaft sein, während eine
Minderheit durch diese Gesetzgebung entrechtet
wird. Der Einwand, dieser Vorteil könnte kein ech-
ter Vorteil sein, weil er von moralischer Korruption
begleitet ist, greift nicht. Der Konsequentialismus
kann nämlich nur außersittliche Werte in seinen
Kalkül aufnehmen. Sonst würde er zirkulär ar-
gumentieren: Sittlich gut ist, was das sittliche Gut
fordert.
Eine weitere Schwäche dieser strategischen Ethik
liegt darin, dass wir nicht über genügend Wissen
verfügen, um langfristige Optimierung beurteilen zu
können. Die Futurologen aber, die über die Zukunft
mehr zu wissen glauben als gewöhnliche Men-
schen, müssten verlangen, dass die gewöhnlichen
Menschen ihr Gewissen an sie abtreten. Der Kon-
sequentialismus ist eine moralische Entmündigung
der gewöhnlichen Menschen.
Robert Spaemann, aus: Die schlechte Lehre vom
guten Zweck. (Frankf. Allg. Zeitung Samstag,
23.0kt.1999,Nr. 247)

aus: „Stimmen aus dem Venn", Nr. 1 2000

Anna Maria Hennen
Wir haben kein Recht, uns gegen das Leben eines Menschen zu

entscheiden

Gedanken zum Problem der Ausstellung von Scheinen, die eine stattgefun-
dene Beratung schwangerer Mütter durch kirchliche Stellen bescheinigen

Das Recht zu wählen ist ein Privileg
des Menschen
Der Mensch hat das Recht und die Pflicht zu wäh-
len; das adelt ihn. Nur ihm kommt es zu, sich be-
wußt und kritisch mit seinem eigenen Handeln
auseinanderzusetzen, sein Tun auf ein Ziel, näm-
lich auf das Gute hin zu ordnen. Was ist das Gute?
Ausgehend von dem Satz: „Wir wählen das Gu-
te" lassen sich drei grundlegende Fragen stellen,
die beantwortet werden müssen, was jedoch an
dieser Stelle nur in Kürze möglich ist: Wer sind
wir? Was heißt wählen? Was ist das Gute?

Wir - Was ist der Mensch?
Der Mensch ist ein leib-geistiges Lebewesen. Er ist
mit Vernunft ausgestattet, des Erkennens fähig, mit
der Würde der Person beschenkt, jeder einzelne
von uns ist eine einmalige, unverwechselbare
menschliche Person und hat das Recht auf ein
Leben entsprechend dieser seiner Würde, die
durch die christliche Offenbarung nochmals erhöht
wird: Die Würde eines Kindes Gottes. Der Mensch
kann sich seine Würde nicht selbst geben; das
wäre Hybris. Der Mensch findet sich vor. Er kann
sich selbst, die ihm von Gott geschenkte Würde
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und den Sinn seines Daseins nur dankend und
staunend annehmen.
Es ist besonders zu bedenken, daß jeden Men-
schen die Würde des Personsein und der Gottes-
kindschaft auszeichnet. Das macht klar: die glei-
chen elementaren Rechte, die ich habe, kommen
auch den anderen Menschen zu, nicht nur den ge-
sunden und in hohem Maße und in einem weiten
Bereich entscheidungsfähigen, sondern auch den
kranken und schwachen, den ungeborenen und
den behinderten. Sie alle sind unsere Nächsten.
Menschen sind auf die Gemeinschaft mit anderen
Menschen angewiesen von der Empfängnis an.
Zwar sind wir zunächst Einzelne, dann aber Bürger
eines Staates. Die grundlegenden Rechte, die je-
dem einzelnen Menschen zukommen, nennen wir
Menschenrechte.1 Der einzelne verschwindet nicht
in der Gemeinschaft. Er ist eine Perle, die ihren
Platz einnimmt und nicht verdrängt werden kann
und darf. Die anderen Perlen gelten weder als ein-
zelne noch als Summe mehr als die eine. Wie
könnte es sonst im Evangelium heißen, daß im
Himmel mehr Freude herrsche über einen Sünder,
der sich bekehrt, als über neunundneunzig Ge-
rechte.2 Beide Aussagen: - der Einzelne wertsei-
end für sich und Glied der Gemeinschaft - sind
wahr. Zu bedenken ist die Möglichkeit ihrer Ver-
knüpfung.
Wählen
Mit dem Personsein des Menschen ist seine Frei-
heit gegeben. Der Mensch ist frei, sich zu ent-
scheiden, zu wählen; aber das ist nicht alles; er ist
nicht nur frei, sondern hinzu kommt - und dies folgt
aus seinem Seinsstand als Person - seine Pflicht,
sich zu entscheiden, z.B. wenn er in ethischen
Fragen vor eine Wahl gestellt ist. Das setzt voraus,
daß er, insofern er sich für eine von mehreren
Möglichkeiten entscheidet, einsichtig und wissend
ist. Einsicht und Wissen müssen sich sowohl auf
des jeweiligen Menschen eigenes Sein als auch
auf das Sein des zu Wählenden (die Sache, den
Gegenstand) und die möglichen Folgen der Ent-
scheidung für die eigene Person, für die anderen
Personen und für alle anderen Dinge beziehen, je-
der einzelne Mensch ist für sein Tun verantwort-
lich, für die Wahl, die er im Moment trifft. Aus der
Aufgabe, aus größtmöglicher Einsicht und besten
Wissens seine Entscheidungen zu treffen, ergibt
sich die Pflicht des Menschen, sich zu bilden. So
muß er, um seine Wahlfreiheit zu nutzen, sich um
Erkenntnis bemühen und sich anstrengen. Er darf
nicht den Kopf in den Sand stecken und abwarten.
Er muß sodann auch bereit sein, nach dem, was er
unter Anstrengung seines Verstandes als richtig
erkannt hat, zu handeln.

Das Gute
Jeder Mensch wünscht sich, glücklich zu sein. In
seiner Sinngebundenheit in eine Gemeinschaft,
darf er, wenn er sich verantwortungsvoll kundig
machen und handeln will, nicht allein sein eigenes
Glück und Wohl im Sinn haben. Das Gute und Ge-
rechte sollte er wählen für sich, aber auch für alle
anderen einzelnen Menschen im Staat.
Was ist gut und gerecht? Als gut und gerecht kann
man zunächst dies bezeichnen: daß jeder das er-
hält, was er braucht, um seiner Würde entspre-
chend zu leben: Essen, Nahrung, Kleidung, aber

auch Bildung, Ausbildung, die Gelegenheit einen
Beruf zu erlernen. Güter gerecht zu verteilen, heißt
nicht, jedem den gleichen Anteil an allen Dingen zu
geben, sondern das, was er benötigt für seinen
Lebensunterhalt, aber auch das, was ihn in die
Lage versetzt, sich seinen Begabungen entspre-
chend zu bilden, was ihm „echten Fortschritt" er-
möglicht auf das hin, was ihn akzidentell gut oder
besser macht und auch auf das hin, was insofern
der Gemeinschaft wieder zugute kommen kann.
Ein Gut kann folglich etwas Materielles sein oder
etwas Immaterielles. Schließlich gelten vielfach le-
bende Dinge, Pflanzen und Tiere, als Besitztum
einer Gemeinde, eines Bauern oder eines Grund-
eigentümers. Das höchste Gut aber, das der
Mensch in seinem Leben besitzt, ist er selbst. Sein
Dasein und Leben sind das höchste Geschenk,
das der Schöpfer ihm gemacht hat. Er selbst darf
nicht in das Gut eines anderen eingehen. Er ist für
sich da, letztlich nicht verfügbar. Dasein und Leben
des Menschen, der Mensch selbst, ist Geschenk,
keinem anderen Menschen verfügbar, nicht als
Sklave einem anderen Menschen, nicht der Mutter,
die das körperlich heranwachsende Kind trägt und
ernährt. Denn die Mutter trägt und ernährt nicht ein
noch nicht Lebendiges, ein sog. „werdendes Le-
ben", wie eine häufig gebrauchte nebulöse Formu-
lierung lautet, auch nicht eine „werdende Person";
denn Person und lebendig ist das Kind von seiner
Zeugung an. Das Gut des Lebens und des Per-
sonseins ist dem Menschen von Beginn seines
Daseins, von der Empfängnis an gegeben, dieses
Gut nimmt nicht zu und nicht ab, kann nicht er-
strebt werden, sondern ist. Der Mensch ist als
solcher eine lebende Person von seiner Zeugung
an. Deshalb steht das Leben des Menschen an der
Spitze der zu schützenden Güter im Staat. Ein
„Wahlrecht" der Mutter gegen das - bereits leben-
de und personseiende, im Mutterleib heran-
wachsende - Kind ist widersinnig und besteht
ebenso wenig wie ein Mensch einen anderen
Menschen nach der Geburt töten darf. In beiden
Fällen wird das Leben eines Menschen, ein Kind
Gottes, ausgelöscht. Beides ist Mord. Die Mutter
(so auch der Vater !) kann sich (in den meisten
Fällen) vorher entscheiden, ob sie ein Kind will
oder nicht. Vorher heißt: vor der Befruchtung der
Eizelle.3

Da der Mensch ein geist-leibliches Lebewesen ist,
formbestimmt durch seine Geistseele, die alles
Denken tätigt und an allem Fühlen ausschlagge-
benden Anteil hat, muß das Gute für den Men-
schen etwas sein, das ihn in seinem ganzen geist-
leiblichen Sein glücklich macht, ihn mit Glück er-
füllt. Das Glück erfaßt der Mensch mit seinem füh-
lenden und wissenden Geist. Er ist ein Wesen, das
sich selbst wissend, glücklich seiend weiß. Des-
halb ist Glück letztlich eine Freude des Geistes
oder der Seele.

Die Frage nach der Gerechtigkeit
Glücklichsein ist mit dem Wissen um das Gute und
Gerechte verbunden. So wie der Mensch nicht le-
ben kann für sich allein, kann er auch nicht allein
glücklich sein. Glücklichsein will sich mitteilen, teil-
haben lassen. Versucht man, sich abzuschließen,
ein glückliches Leben für sich allein aufzubauen,
so ist das wahrscheinlich nicht nur ungerecht ge-
genüber den Mitmenschen, sondern gewiß eine
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Verkürzung der eigenen Lebensmöglichkeit, eine
Beschneidung des eigenen Glücks.
Der nach seinem Glück Strebende muß deshalb
nach der Gerechtigkeit fragen, nach dem Gemein-
wohl, dem Wohl aller Bürger im Staat. Dazu gehö-
ren die jetzt Lebenden, aber auch die Menschen
der kommenden Generationen, d.h. auch die Men-
schen, deren Zeugung sich erst in der Zukunft er-
eignet. Denn der Mensch ist ein endliches und ab-
hängiges Wesen. Er hat sich nicht selbst geschaf-
fen und schafft sich nicht selbst. Er findet sich vor,
sich selbst geschenkt, in einem Fragehorizont mit
anderen Menschen stehend, seinen Ausgang zu
bedenken und sein Ziel zu finden. Wir sind auch
nicht die Schöpfer unserer Nachkommen. Es
stimmt zwar: Eltern zeugen Kinder. Das heißt aber:
Auf eine Weise, die Gott in die Natur des Men-
schen hineingelegt hat, ist es ihm möglich, in der
Ursachenfolge auf einer dem Schöpfer unendlich
weit nachgeordneten zweiten Stufe" stehend, Mit-
Ursache für die Schaffung eines neuen Menschen
zu sein, also ganz und gar nicht Erstursache. Er-
stursache zu sein, ist dem Menschen in diesem
Falle schon deshalb nicht gegeben, weil die Geist-
seele des Menschen und in der Folge der von ihr
durchformte Leib, somit der Mensch als ganzer, als
zusammengesetzte leib- seelische Substanz einzig
ist. Der Mensch aber ist Geschöpf. Aus seiner
endlichen Geschöpflichkeit heraus kann er weder
eine neue, wieder einzigartige personale Seele
erschaffen noch zeugen. Denn weitergeben kann
man nur etwas, das man entweder zuvor erschaf-
fen kann oder das man hat. Die Fähigkeit zu er-
schaffen scheidet hier aus. Somit könnte - läge die
Kraft, eine Geistseele zu zeugen in der Wirkmög-
lichkeit des Menschen - die neue Seele nur ein
Spiegelbild entweder der Seele des Vaters oder
der Seele der Mutter sein.5 Somit wäre sie nicht
einzigartig. Einzigartigkeit kann nur erschaffen
werden, und zwar nur von einem Schöpfer, der
über dem Menschen steht. Das Menschenpaar gibt
lediglich körperliche Grundlagen aus dem Vorrat
seines vorhandenen körperlichen und materiellen
Bestandes weiter, die für die Gestaltung des Lei-
bes des Kindes selbstverständlich notwendig sind.

Die höchste Gerechtigkeit ist die
Liebe
Um das Gerechte zu erkennen, bedarf es der An-
strengung des Verstandes. Das Gerechte tun, ge-
recht sein, stellt sich meist als noch schwerer her-
aus. Es fordert die ganze Person. Es kann bedeu-
ten selbst zu verzichten: auf Vorzüge, Bequemlich-
keiten, eigenes Wohlergehen, wenn sonst das
Wohl anderer in nicht hinzunehmender Weise be-
einträchtigt wird. Es kann sich schließlich die Frage
stellen nach der Liebe des Menschen als seiner
Fähigkeit zu höchster Gerechtigkeit.

Streben nach Glück als Weg zur
Vollkommenheit
Streben heißt: sich aus einer Unvollkommenheit
nach einer Vollkommenheit ausstrecken. Der nach
seinem Glück Strebende ist nicht von Natur aus im
Glück oder glücklich, sondern er unterliegt insofern
(akzidentell) dem Werden und der Veränderung,
der Möglichkeit, sich zu vervollkommnen bis er das
Ziel erreicht hat. Der Strebende hat seinsmäßig

einen Anfang; er ist nicht aus sich selbst da, nicht
die Ursache seines Daseins. Sein Dasein ist ihm
geschenkt, ihm und den anderen Menschen mit
ihm. Jeder Mensch ist eine wunderbare Schöpfung
Gottes.

Vergöttlichung des Menschen ist ein
Irrweg
Viele Menschen, die gebannt und verehrend auf
den Fortschritt blicken, haben vermutlich nicht be-
dacht und erkannt, daß der von ihnen bewunderte
Fortschritt nur Vergängliches betrifft, kein echter
Fortschritt ist; sie haben die Frage nach dem „was
dann", die Frage nach ihrem Tod und die Frage
nach Gott beiseite gelegt, abgetan. Sie selbst
(meist noch sogenannte produktive Menschen) se-
hen sich - auch wenn ihnen das nicht ausdrücklich
bewußt ist - an der Stelle Gottes, an der Stelle, die
im Denken des religiösen, des sich abhängig und
unvollkommen wissenden Menschen, Gott ein-
nimmt. Sie reden sich ein, keinen Gott zu brau-
chen. Sie machen, schaffen, organisieren ver-
meintlich alles selbst: die Dinge, die Gesundheit
der Lebenden, das Leben der Kommenden. Sie als
Bürger bestimmen, wer zur Gemeinschaft gehört,
gehören darf. Sie wählen aus, selektieren. Das war
z.B. so bei der Euthanasie im 3. Reich, und heute
finden wir uns wieder vor die Pflicht der Wahl ge-
stellt: über Leben oder Tod der Mitmenschen zu
entscheiden.

Die Wahrheit des Handelns
Das Gerechte tun, heißt das Wahre tun, die wahre
Erkenntnis umsetzen in die Wahrheit des Denkens
und Handelns, im Leben des einzelnen, in der Ge-
setzgebung und Exekutive des Staates und in der
Normen vortragenden und begründenden Kirche
und deren Handeln.

Die Wahrheit des Handelns im Staat
Zwischen Gesetzen, Geboten und praktischem
Handeln darf keine Differenz bestehen. Die Ge-
setze des Staates aber müssen an der Wahrheit
und der Gerechtigkeit ausgerichtet sein. Politiker
können z.B. nicht vorgeben, das Wohl des Volkes
im Sinn zu haben, wenn sie das Lebendige nicht
behüten und verteidigen in allen Stadien des Le-
bens mit allen ihren Kräften. Die Wahrheit ist ge-
geben, wenn Sagen und Tun darin übereinstim-
men, daß sie - und daß sie nur - auf die Ermögli-
chung und Wegbereitung des Guten ausgerichtet
sind.
Leider genügt es nicht, das Tun des Guten nur zu
ermöglichen. Da wir endliche Menschen sind, die
leicht in Gefahr geraten, irrtümlich oder sogar vor-
sätzlich ein „negatives Gut" zu wählen, etwas, das
in dem hier dargelegten Sinn kein Gut sein kann,
sondern das Schlechte oder Böse ist, ist der Staat
gezwungen und verpflichtet, die Güter zu schüt-
zen, so auch das Leben der einzelnen Personen.
Er muß Gesetze erlassen und deren Einhaltung
einfordern. Er muß eine Zuwiderhandlung im Vor-
feld abwehren, notfalls Strafe ankündigen und voll-
ziehen, damit weitere Menschen, denen ein ähnli-
ches Böses droht, davor bewahrt werden. Der
Staat macht damit auch seine Stellung zu den
Gütern klar.
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Wahrhaftigkeit und Gerechtigkeit
des Staates gegenüber ungebore-
nen Kindern
Daraus wird deutlich, daß die Gesetze unseres
Staates, wonach die Tötung ungeborener Kinder
nicht geahndet wird, unrecht sind. Es ist primär un-
ser Staat, der Mütter und Kinder nicht schützt,
sondern dem Leid bzw. dem Tod ausliefert und al-
lein läßt, nicht die Kirche. Es ist wichtig, diese Rei-
henfolge zu sehen, die andererseits allerdings
nicht Vertreter der Kirche entschuldigt, wenn diese
daraufhin ihrerseits Unerlaubtes tun. Viele Gründe
werden vorgebracht. Die Nahrungsmittel reichen
nicht für so viele - während doch gleichzeitig viel
Geld ausgegeben wird für die Vernichtung über-
zähliger, nicht gebrauchter Nahrungsmittel - ; der
Platz reicht nicht; wir haben zu wenig Geld, zu we-
nig Arbeit für die Nachkommen, zu wenig ... Diese
Sätze lassen sich zusammenfassen: Wir haben zu
wenig Liebe zueinander und zu wenig Ver-
trauen auf Gott. Wir, ein Volk, das in der abend-
ländisch- christlichen Tradition steht, hat keinen
Glauben mehr und vertraut nicht mehr auf die All-
macht und Liebe Gottes. Sein Denken bewegt sich
vorwiegend kreisend auf der Linie seiner eigenen
Endlichkeit.

Die Wahrheit des Handelns der Kir-
che - Wahrhaftigkeit und Gerechtig-
keit gegenüber ungeborenen Kin-
dern
Die Kirche, die sich als Volk Gottes versteht, hat
eine viel bedeutendere Lehr- und Vorbildaufgabe
als der Staat. In ihr müssen Sagen und Tun ganz
besonders übereinstimmen. Noch viel weniger als
es dem Staat erlaubt sein kann, bei der Bedrohung
und Vernichtung des Lebens einer menschlichen
Person wegzusehen und das Böse damit zu er-
möglichen, ist dies der Kirche gestattet. Gerade sie
muß die Normen für das gerechte und wahrhafte
Handeln, die sie selbst als richtig erkannt und im
Glauben an Gott angenommen hat, in Klarheit
vertreten und ihnen eindeutig folgen. Sie darf sich
nicht vom Staat an dessen ungerechte Gesetzge-
bung binden lassen. „Du sollt nicht töten" lautet
das fünfte Gebot. Die Frage „Wo ist dein Bruder",
die Gott Kain stellte, richtet er auch an uns. Wir
werden möglicherweise sagen wollen: wir haben
nicht getötet - es waren die anderen, die haben
den Schein, den wir ausstellten, als Alibi benutzt,
um ungeborene Kinder zu töten - wir können nichts
dazu - wir sind unschuldig. Und hat es sich nicht
gerade in den letzten Jahrhunderten bestätigt, daß
vieles, das getan, erfunden oder hergestellt wird,
guten und schlechten Zwecken dienen kann?
Hängt es nicht davon ab, was der Letzte mit dem
Wissen oder dem Gegenstand tut?
Das trifft aber in diesem Fall nicht den Punkt, um
den es hier geht. Die Forderung nach Wahrhaftig-
keit steht dagegen. Wahrhaftigkeit ist nur gegeben,
wenn sie sich als lückenlose Kette erweist, keine
„ungerechten Steine" in sich aufgenommen hat.
Eine solche Kette hält nicht, ist nicht tragfähig. Der
Richter wird am letzten Tage fragen: „Was hast Du
getan?", und auch: „Was hast du nicht getan?"6

Haben wir den Mord mit allen unseren Kräften ver-

hindert? Wußten wir nicht von vornherein um die
Zweideutigkeit des Scheines? Ohne Schein wäre
der Deckmantel, mit dem der Staat sich den An-
schein von Rechtfertigung gibt und hinter dem er
sich versteckt, wenn er den Mord zuläßt und ihn
nicht ahndet, nicht gegeben. Es ist zwar nicht die
Kirche, die Frauen und Kinder in ihrer Lebensnot
allein läßt, sondern der Staat. Doch darf die Kirche
nicht das Unrecht des Staates verdecken, indem
sie selbst dem Staat zu einem Alibi verhilft. Mit der
Ausstellung des Scheines ermöglicht sie wissent-
lich, daß Abtreiber die Scheine erhalten, die der
Staat als ausreichende Bedingung für die straffreie
Tötung eines Menschen gelten läßt. Dies wird be-
sonders klar an der Tatsache, daß der Vorsitzende
der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Karl
Lehmann, 1999 sagte, daß er die Anerkennung der
Scheine durch den Staat einklagen wolle; und das
sagte er, nachdem die Bischofskonferenz und er
gerade zuvor beschlossen hatten, den Schein mit
dem Satz zu versehen: „Diese Bescheinigung kann
nicht zur Durchführung straffreier Abtreibungen
verwendet werden". An dieser Stelle verraten
„Hirten" der Kirche, wie Bischof Lehmann und an-
dere, nicht nur ihre Aufgabe als Wächter der Worte
Gottes; sie selbst geben die Ungeborenen preis.
Sie tun genau das, was sie als Unrecht gegen Gott
bezeichnen; denn sie bereiten den Weg zu schwe-
rer Sünde, zum Mord. Wir müssen acht geben,
daß Jesu Rat an das Volk: „Tut und haltet alles,
was sie [die Pharisäer] euch verkünden; jedoch
nach ihren Werken dürft ihr euch nicht richten. Sie
reden nämlich nur und handeln nicht danach..."7

nicht gegen uns heute in dem Sinne verändert
wird, daß das Volk nun auch nicht mehr annehmen
soll, was wir sagen. Wer so gegensätzlich redet,
macht nämlich nicht nur sich selbst unglaubwürdig,
sondern er schadet dem Volk Gottes, weil er ihm
die Möglichkeit der Orientierung an der Wahrheit
verstellt.
Es ist klar: kein Mensch darf einen anderen Men-
schen vorsätzlich töten. Auch die Mitwirkung am
Tod weniger Menschen, im Hinblick darauf, daß
dann andere möglicherweise gerettet werden,
bleibt Beihilfe zum Mord. Kein Mensch darf als
Mittel benutzt werden, um einen anderen Zweck zu
erreichen. Der Mord eines einzigen Menschen
kann auch im Vergleich mit vielen, die gerettet
werden, niemals als das „kleinere Übel" bezeichnet
werden. Jeder Mensch ist für sich da. Er ist Per-
son; er hat Zweck und Ziel in sich selbst. Deshalb
darf die Ausstellung eines Beratungsscheines nicht
mit einem außerhalb des einzelnen Menschen lie-
genden Zweck entschuldigt oder begründet wer-
den. Das gilt ganz unabhängig von der von den
Befürwortern der Scheinausstellung behaupteten,
im übrigen aber vermutlich unbeweisbaren Auffas-
sung, daß mit Hilfe des Scheins andere Kinder ge-
rettet würden. Eine doppelte, d.h. gegensätzliche
und sich widersprechende Moral ist keine Moral.
Sie verwischt die Wahrheit, gibt keine Hilfe und
Orientierung, läßt vielmehr Ordnung in Chaos zer-
fallen. Aus diesem Grunde ist es höchst unwahr-
scheinlich, daß durch Ausstellung der Scheine
mehr Kinder gerettet würden als wenn die Kirche
klar und entschieden die Wahrheit spräche und
danach handelte.
Der Philosoph Robert Spaemann stellt in einem
Artikel: „Die schlechte Lehre vom guten Zweck, der
am 23.10.1999 in der Frankfurter Allgemeinen
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Zeitung erschien dar: „Es gibt aber Handlungen,
deren Verwerflichkeit auch ohne Kenntnis der Um-
stände und der Absichten des Handelnden er-
kennbar ist. Sie sind immer schlecht, und eine Ab-
sicht, die ein gutes Ziel mithilfe solcher Handlun-
gen zu erreichen sucht, ist eben keine gute, son-
dern eine schlechte Absicht. Der gute Zweck heiligt
nicht das schlechte Mittel.
Darum gibt es keine unbedingten, ohne Ansehung
der Umstände geltenden Handlungsgebote, wohl
aber unbedingte Unterlassungsgebote: Es gibt
Dinge, die ein Mensch zu tun nicht imstande sein
soll."8

Es ist sicher wahr, daß die Kirche und die kirchli-
chen Beratungsstellen vielen Frauen (und Eltern)
geholfen haben, ihre Kinder anzunehmen; insofern
tun sie das Gute. Das stimmt, hebt aber die Zwei-
deutigkeit im Handeln nicht auf, durch die sie an-
dererseits viele Menschen abstößt. Die Kirche muß
deshalb einen Weg suchen, der der Wahrheit
Raum gibt. Denn die Wahrheit ist das Bestandha-
bende, das Sein, an dem wir unser Handeln aus-
richten müssen. Die Wahrheit ist, wie Thomas von
Aquin sagt, das Sein und das Gute.9 Die Wahrhaf-
tigkeit gebietet dreierlei: das Bemühen, das Wahre
zu erkennen, das Sagen des Wahren, das Tun des
Wahren.

Die Orientierung an der Wahrheit ist
eine Hilfe für alle Menschen, die auf
die Kirche schauen
Zunächst wird vielen Menschen eine klare Aus-
sage und Haltung der Kirche eine wesentliche Ori-
entierungshilfe bringen. Es ist sehr wichtig, daß die
Kirche vor den Menschen in unserem Staat das,
was Mord ist, eindeutig als solchen bezeichnet. Sie
muß die Liebe und das Gebot Gottes standhaft
und stark verkündigen, auch gegen Widerstände,
gegen den Trend in der Zeit und gerade gegen ihn,
wenn er dem Gebot Gottes entgegen ist, sonst er-
reicht das Wort die Menschen nicht.
Die Unterstützung der Scheinlösung hat das Ziel
verfehlt. Das wird deutlich an der Abtreibungsstati-
stik. Die im Septemberheft 1999 Medizin und
Ideologie veröffentlichten Zahlen zeigen weiterhin
eine steigende Tendenz: 131795 offiziell gemel-
dete Abtreibungen in Deutschland für das Jahr
1998, 900 mehr als im Jahr zuvor.10

Es muß geprüft werden, in welcher Form die Kir-
che weiter praktische Hilfe anbieten kann. Sie
sollte auf jeden Fall weiterhin helfen. Vielleicht
können die Kirchengemeinden, die - das ist anzu-
erkennen - bisher schon viel tun, um Not zu lin-
dern, noch weitere Möglichkeiten der Hilfe finden,
vielleicht ein Netz der Hilfe aufbauen, Nachbar-
schaftshilfe fördern. Das könnte ein wichtiger Bei-
trag zur Bildung lebendiger Gemeinden sein. Auch
dem Staat und den Staatengemeinschaften könnte
die Kirche Anregungen geben.

Verstärkung der Hilfeleistungen im
Staat
Mögliche Hilfeleistungen könnten im Staat und in
der Gemeinschaft der Staaten einen großen Be-
reich umfassen, in dem interessante und große

Aufgaben angesprochen würden, die zu lösen es
sehr großer Anstrengungen bedarf. Nachdenken,
Erfindergeist, Einsatz. Es ist nämlich nicht nur ge-
boten, die vorhandenen Güter gerecht zu verteilen,
sondern auch - getragen von dem Leitbild der Ge-
rechtigkeit - zu forschen: neue Nahrungsquellen zu
finden, zu erschließen, Landstriche fruchtbar ma-
chen bzw. ihr Veröden zu verhindern. Das wäre ein
wirkliches und sinnvolles Untertanmachen der
Erde. Es müßte möglich sein, größere Summen
des Geldes, das für Sinnlosigkeiten vergeudet
wird, für Projekte zu verwenden, die den hier und
jetzt Lebenden oder der kommenden Generation
wirklich nützen. Nicht zu vergessen ist auch, daß
Z.B. das Geld, das z.Z. in die Tötung von Kindern
und in die Therapie der Mütter, auch hinsichtlich
der psychischen Folgeerscheinungen der Abtrei-
bungen fließt, aufgewandt werden könnte, um le-
benden Kindern und ihren Müttern zu helfen.
Über manche „Mängel" müßte gesprochen werden,
weil sie vielleicht nur vermeintlich solche sind, z.B.
wenn man auf Kinder verzichten zu müssen glaubt,
weil man sich dann weniger Güter erlauben kann.
Dieser Hinweis sollte nicht als Neid verstanden
werden. Es ist grundsätzlich gut, wenn wir uns
bestimmte Bequemlichkeiten und schöne Dinge
leisten können. Aber wir müssen lernen abzuwä-
gen. Vielleicht sind viele Mütter einsam. Auch das
ist ein Leiden. Das Problem der Einsamkeit in eng
besiedelten Gebieten betrifft sicherlich nicht nur die
älteren Menschen, sondern auch junge Mütter.
Gespräche und mitfühlende Menschen fehlen
möglicherweise auch ihnen. Für uns alle wäre es
vermutlich gut, würden wir unsere Einstellung zum
Leben und zum Sinn unseres Lebens häufiger
überdenken.
Die Aufgabe ist groß. Wir sollten wagen, sie an-
zugehen. Vermutlich werden sich uns dann Hori-
zonte öffnen, die wir bisher nicht erahnt haben. Die
jetzt gefundene Lösung jedenfalls ist nur scheinbar
eine solche und wird zu neuen Konflikten führen.

Anmerkungen:

1 Auch die im Dezember 1948 von der Vollversammlung
der Vereinten Nationen einstimmig angenommene All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte nennt aus-
drücklich Leben, Freiheit und Sicherheit als zu schüt-
zende Rechte der Menschen, die nur durch die Aner-
kennung der Rechte und Freiheiten anderer und durch
die Erfordernisse der Moral, der öffentlichen Ordnung
und der allgemeinen Wohlfahrt eingeschränkt sind. s.
Microsoft -> Encarta -> 97.

2 Lukas 18.7
3 Von einer Diskussion über die Zulässigkeit aller zur

„Verhütung" angebotenen Mittel wird hier abgesehen.
4 Auf der Stufe des Geschaffenen kann es immer nur

höchstens Zweitursachen geben.
5 Als geistiges Sein ist die Seele „einfach", „nicht zu-

sammengesetzt".
6 s. Matth. 25.31 ff
7 Matth. 23.3
8 Frankf. Allg. Zeitung, 23.10.1999
9 „Er ideo sicut bonum convertitur cum ente, ita er ver-

um." Thomas von Aquin, Summa Theologiae I q. 16 ad
3

10 Medizin und Ideologie, Informationsblatt der Eu-
ropäischen Ärzteaktion, 21. Jahrg., Ausg. 3/1999, Sep-
tember, S. 46 und 49
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Professor Dr. Günther Jakobs, Bonn
Leserbrief aus FAZ 11.12.1999

Beratung, Bescheinigung und Zurechnung

Die Bescheinigung der Schwangerschaftskonflikt-
beratung ist, juristisch gesprochen, rechtswidrige
Beihilfe zum rechtswidrigen Schwangerschaftsab-
bruch, wenn auch die rechtswidrige Beihilfe im Er-
gebnis straflos bleibt, da die Haupttat nicht bestraft
wird, ja nicht einmal einen Tatbestand erfüllt. Mo-
raltheologisch verhält es sich, was die Einordnung
als Beihilfe angeht, nicht anders. Wenn die Beihilfe
zu einem indikationslosen Schwangerschaftsab-
bruch moraltheologisch gerechtfertigt werden soll,
kommt man deshalb um konsequentialistische Ar-
gumente nicht herum und damit auch nicht um die
diesen Argumenten immanente Gefahr der Gren-
zenlosigkeit: Das Kategorische, hier der kategori-
sche Schutz unschuldigen Lebens, verflüssigt sich.
Das Schwangerschaftskonfliktgesetz ordnet an, die
Bescheinigung müsse nach der Beratung erteilt
werden. Deshalb, so scheint es auf den ersten
Blick, ist die beratende Person nicht frei, die Be-
scheinigung zu erteilen oder es zu lassen, sondern
erfüllt eine gesetzliche Pflicht, um die nicht herum-
zukommen ist. Aber in diese Lage, eine Pflicht er-
füllen zu müssen, hat sie sich sehenden Auges
gebracht, und deshalb hat sie, juristisch wie mo-
raltheologisch, für ihr Tun einzustehen: „actio libera
in causa", im Grund freie Handlung. Der Grund ist
nicht etwa allein die vorangegangene Beratung;,
denn beraten darf jedermann jederzeit, wen er will,
ohne danach Bescheinigungen ausstellen zu müs-
sen. Es geht vielmehr speziell um eine solche Be-
ratung, wie sie nach den gesetzlichen Vorgaben zu
einer Bescheinigung führt: Grund ist das irrever-
sible Beschreiten des Wegs zum Schein.
Nun hat Otfried Hoffe in seinem Beitrag „Jedem
Bischof seine Post" (F.A.Z.-Feuilleton vom 2. De-
zember) Bescheinigung und Abbruch voneinander
getrennt: Die Beraterinnen der katholischen Bera-
tungsstellen wirken nach seiner Ansicht weder im
formalen Sinn mit, da es ihnen um Lebensschutz
gehe, noch im materiellen Sinn, „da zwischen der
Beratung mit ihrer Bescheinigung und einem
eventuellen Schwangerschaftsabbruch die Kausal-
reihe unterbrochen" werde, und zwar wegen der
Eigenverantwortlichkeit der Schwangeren. Zum
besseren Verständnis ist zunächst festzuhalten,
dass von einem Unterbrechen einer Kausalreihe
nur in dem Sinn der moralischen oder juristischen
„Kausalität", also der Zurechnung, gesprochen
werden kann. Dass der Schein in einem nicht die
Zurechnung betreffenden Sinn Bedingung des Fol-
genden ist, wird niemand bestreiten.
Aber auch bei diesem moralischen oder rechtli-
chen Verständnis von Kausalität und ihrer Unter-
brechung handelt es sich bei der angeführten The-
se um etwas sehr Auffälliges, da sie mit der ju-
ristischen und der geläufigen moraltheologischen
Zurechnungslehre wenig gemein hat. Die These
zielt auf nicht weniger, als die Möglichkeit einer zu-
rechenbaren Beteiligung an Taten verantwortlicher
Personen überhaupt abzuschaffen. Es bildet ge-
rade den Typ einer Beteiligung an einer bösen Tat,
dass der Gehilfe vor der Tat hilft und dem seiner-
seits eigenverantwortlichen Täter die Begehung
der Tat anheim stellt. Eigenverantwortlichkeit des

Ausführenden bricht die Zurechnungsreihe zum
Gehilfen nicht ab, sondern bewirkt, dass der Ge-
hilfe nur Gehilfe bleibt.
Bei der Aushändigung der Bescheinigung liegt
insofern materielle Beihilfe vor. Aber auch an der
formellen Beihilfe fehlt es nicht. Gewiss, Abraten
ist keine Beihilfe, und wer nur abrät, ordnet sich
nicht in die böse Organisation ein. Allerdings darf
es bei der Beratung nicht nur um ein Abraten ge-
hen; denn sie ist nach dem Schwangerschaftskon-
fliktgesetz ergebnisoffen zu führen. Dies mag frei-
lich viel heißen und schließt insbesondere ein be-
harrliches Herausstreichen der Rechtswidrigkeit
nicht aus. Deshalb mag die isolierte Beratung als
ambivalent und nicht genuin schlecht einzustufen
sein. Aber wieso soll die Ausstellung des Scheins
als Abraten zu verstehen sein? Sie ist das Ge-
genteil, nämlich die Ermöglichung des zwar tatbe-
standslosen, jedoch rechtswidrigen Abbruchs.
Die Zurechnung bei der Erteilung der Bescheini-
gung gleicht formell völlig derjenigen in den be-
kannten Fällen, die sich zur Zeit der nationalsozia-
listischen Aktion zur Tötung geisteskranker oder
geistesschwacher Menschen ereignet haben: An-
staltsärzte schoben einige wenige ihrer Patienten
den Mördern zu, um wenigstens die anderen be-
schützen zu können. Auch dabei wurde das Verbot
der Tötung unschuldigen Lebens mit konsequen-
tialistischen Argumenten aus seinen kategorischen
Angeln gehoben. Dieses Nebeneinander der Fall-
gruppen mag anstößig klingen und ist es auch,
was die Quantität des Unrechts betrifft; denn die
Ärzte schickten die ausgewählten Patienten in den
sicheren Tod, was bei der Aushändigung der Be-
scheinigung nicht der Fall sein muss. Hier geht es
freilich nicht um das Maß, sondern um die Art und
Weise der Zurechnung, und insoweit findet sich
kein Unterschied.

Kann man, wie Hoffe meint, die Beratungsstellen
mit dem Roten Kreuz vergleichen, das in einem
Krieg nicht nur auf Seiten der zu Unrecht Ange-
griffenen, sondern auch auf Seiten ungerechtfer-
tigter Aggressoren tätig wird und dafür auch noch
von allen Seiten Lob erntet? Dieser Vergleich hinkt
erheblich; denn das Rote Kreuz wirkt bei der Hei-
lung verletzter Menschen mit, und eine Heilung
mag im Einzelfall schlechte Folgen haben - der
geheilte Sadist kehrt zur Front zurück und wütet
weiter -, ist aber nicht genuin schlecht. Dem Ver-
letzten wird eine Leistung erbracht, die er auch für
ein tadelfreies Leben brauchen kann. Hier, bei ei-
nem zumindest ambivalenten Beitrag, mag man
davon reden, es sei die schiere Willkür des Emp-
fängers, wenn er die gute Gabe, die Wiedererlan-
gung seiner Gesundheit, schlecht verwende. Man
spricht insoweit von einem Regressverbot, also ei-
nem Verbot, die Zurechnung auf die helfende Per-
son zu erstrecken, oder von einer Doppelwirkung
ihres Verhaltens. Aber dieses Verbot des Rück-
griffs auf einen Verursacher setzt mindestens vor-
aus, dass sein Beitrag auch für einen guten Fort-
gang verwendet werden kann. Und welche Ver-
wendung der Bescheinigung soll gut sein?
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aus: VSAO Bulletin ASAMAC 7/95

Vincenzo Liguori
Gewissenskonflikte im Arztberuf

Nives hat gerade ihr Medizinstudium beendet. Sie
steht nun vor dem Problem, sich eine Stelle als
Assistenzärztin suchen zu müssen. Ihr Ziel ist es,
sich auf dem Gebiet der Geburtshilfe und Gynä-
kologie zu spezialisieren. Sie weist gute Studien-
leistungen vor, ist äusserst geschickt, diszipliniert,
voll guten Willens und hat Lust zu arbeiten. Alles in
allem wäre sie eine Assistenzärztin, die jeder
Chefarzt gern an seiner Seite haben würde.
Und doch wird Nives ihr Ziel nie erreichen können.
Ihre Bewerbung als Assistenzärztin in Geburtshilfe
und Gynäkologie wird man ablehnen. Ein freundli-
ches Schreiben wird sie darüber in Kenntnis set-
zen, dass ihre Studienergebnisse in jedem Fall die
besten unter den eingesandten Bewerbungen wa-
ren. Der Chefarzt hatte von ihr einen sehr guten
Eindruck. Sie war sogar bereits als Siegerin in die-
sem Einstellungsverfahren designiert. Sie kann je-
doch, aufgrund einer Vertragsklausel, einer klei-
nen, nahezu nichtigen Klausel, den von der Kran-
kenhausdirektion vorgelegten Vertrag nicht unter-
zeichnen. In dem freundlichen Schreiben wird sie
also davon unterrichtet, dass ihre Bewerbung auf
eine Stelle als Assistenzärztin nicht berücksichtigt
werden kann.

Gewissenskonflikt
Und aus welchem Grund? Es ist ganz einfach und
zugleich äusserst kompliziert; bringt man es auf
den Punkt, so lautet er: Gewissenskonflikt.
Nives hat nämlich eine tiefe ethische Überzeu-
gung. Als praktizierende Katholikin ist sie der Mei-
nung, dass auch ihr berufliches Tun mit ihren per-
sönlichen Glaubensgrundsätzen übereinstimmen
muss. Es wäre gegen ihre persönliche Überzeu-
gung, den von der Krankenhausdirektion vorge-
legten Vertrag zu unterschreiben. Warum?
Das Spital, in dem sie sich als Assistenzärztin in
der Abteilung für Geburtshilfe und Gynäkologie
beworben hat, verfügt über ein Zentrum für Famili-
enplanung. Dieses Zentrum ist für legale Schwan-
gerschaftsabbrüche in der gesamten Region zu-
ständig. Die Frauen, die ihr Kind nicht austragen
möchten, können sich in diesem Spital zu einer
Beratung anmelden. Nach Untersuchung des Fal-
les, auf sämtliche in der (tatsächlich recht libera-
len) kantonalen Gesetzgebung festgelegten Vor-
schriften, können sie sich in demselben Spital ei-
nen Termin für den Schwangerschaftsabbruch
geben lassen. Einen Tag in der Woche hat das
Spital für diese OP-Termine reserviert. Die Assi-
stenzärzte sind dazu aufgefordert, bei Eingriffen
dieser Art mitzuarbeiten. Bei Unterzeichnung des
Vertrages wird eine formale Verpflichtung zur Mit-
arbeit in dem Zentrum für Familienplanung - auch
bei Abtreibungen - erwartet. Eine gegensätzliche
Meinung könnte bei den Frauen, die sich an das
Spital wenden, ernstzunehmende negative Gefühle
auslösen. Kurz, es stellt eine Art von Sabotage an
einer vom Gesetz vorgesehenen Dienstleistung
dar.

Die junge Anwärterin auf die Assistenzarztstelle
steht also vor einem Konflikt. Nimmt sie den Po-
sten in der Abteilung für Geburtshilfe und Gynäko-
logie an, so wird sie persönlich bei Schwanger-
schaftsabbrüchen mitarbeiten müssen, auch wenn
in ihr das einen schweren Gewissenskonflikt aus-
löst.
Äussert sie jedoch bei Unterzeichnung des Vertra-
ges ihre Ablehnung gegenüber Abtreibungen aus
Gewissensgründen, so wird ihr ein anderer Bewer-
ber vorgezogen, um eine bestehende Dienstlei-
stung nicht zu gefährden.
Es zieht jedoch noch weitere Kreise. Angesichts
der Tatsache, dass in den meisten Krankenhäu-
sern Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen
werden, ist für sie eine Ausbildung in Geburtshilfe
und Gynäkologie praktisch von vornherein ausge-
schlossen. Mit anderen Worten bedeutet dies,
dass sie auf ihren Wunsch, sich in der ihr am mei-
sten zusagenden Fachrichtung zu spezialisieren,
verzichten muss. Dies ist ein typisches Beispiel für
eine Situation, in der moralische Überzeugungen
und berufliche Zwänge aufeinanderprallen.

Wer war Hippokrates?
Zweifellos stünde derjenige, der tagtäglich in sei-
nem Beruf als Arzt dem Eid des Hippokrates folgen
wollte, vor schmerzlichen Entscheidungen: soll
man die Regeln befolgen und seinen Aufgaben
nachkommen oder auf das eigene Gewissen hö-
ren? Man muss versuchen, sich die unzähligen
schwierigen Situationen vorzustellen, in denen sich
ein praktizierender Katholik befindet - insbeson-
dere in dem Jahr, in dem der Papst Johannes Paul
II. in seiner jüngsten Enzyklika mit Nachdruck den
Moralkodex bestätigt hat - und was würde alles ei-
nem Assistenzarzt bei seiner Tätigkeit im Spital
widerfahren! Orale Kontrazeptiva? Die katholische
Kirche verurteilt ihren Einsatz scharf und betrachtet
ihre Einnahme natürlich als Sünde. Der Arzt, der
durch seine Verordnung ihre Einnahme unterstützt,
wird zum Komplizen der Sünde.
Kondome? Für sie gilt dasselbe wie für die Pille.
Spirale? Ist gleichzusetzen mit Abtreibung; ihr Ein-
satz verbietet sich also. Die postkoitale Pille, eher
als die Pille "danach" bekannt? "Chemisches" Ab-
treibungsmittel, bleibt aber trotzdem ein Mittel zur
Abtreibung und darf folglich nicht verordnet wer-
den. Sterilisation durch Unterbindung der Eileiter
bei der Frau oder Vasoresektion beim Mann? Ein
Eingriff in die Integrität des menschlichen Wesens,
der eine nicht rückgängig zu machende Verstüm-
melung bedeutet, somit von seiten der katholi-
schen Kirche verboten ist und folglich von einem
gläubigen katholischen Arzt nicht vorgenommen
werden darf.
Gar nicht erst zu sprechen von der Problematik der
Fortpflanzung durch medizinische Hilfe. Nach der
katholischen Moral ist allein der zur Fortpflanzung
bestimmte Geschlechtsverkehr zwischen Ehepaa-
ren erlaubt. Das gleiche gilt für die pränatale Dia-
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gnostik, falls sie ausschließlich darauf ausgerichtet
ist, eventuelle fötale Fehlentwicklungen festzustel-
len und daraufhin einen Schwangerschaftsabbruch
zu empfehlen. Die katholische Ethik sieht die prä-
natale Diagnostik nur dann gerechtfertigt, wenn
man mit ihrer Hilfe eventuelle Fehlbildungen im
Uterus behandeln kann, auf keinen Fall sollte sie
jedoch zu einer Schwangerschaftsunterbrechung
führen. Auch ein Kind mit Anenzephalie, ohne jeg-
liche Überlebenschance, hat das Recht, als Person
behandelt zu werden. Der Arzt muss ihm also
sämtliche notwendigen Behandlungen zukommen
lassen, die es am Leben erhalten.
Die Gewissenskonflikte betreffen nicht nur denje-
nigen, der religiöse Überzeugungen hat. Wenn es
nicht nur katholische Ärzte gibt, sondern auch jüdi-
sche, islamische und Ärzte anderer Glaubensrich-
tungen, die besondere Verhaltensnormen vor-
schreiben, dann gibt es auch eine "laizistische"
Ethik.
Neben Vereinigungen, wie die christlich orientierte
"Schweizerische Gesellschaft für Bioethik", gibt es
andere, wie die "Schweizerische Akademie für
Medizinische Wissenschaften", die eine laizistische
Grundeinstellung haben. Letztere legt Richtlinien
fest, die jedoch nicht von gesetzlicher Bedeutung
sind. Die von ihr übernommene Aufgabe, Regeln
für bestimmte heikle Themengebiete aufzustellen,
wie für die Befruchtung "in vitro", trifft auf fehlende

legale Grundlagen auf Bundesebene. Dies lässt
Raum für unterschiedliche kantonale Regelungen,
in denen sich die mehr oder weniger rigiden Be-
trachtungsweisen der verschiedenen Gesetzgeber
widerspiegeln.
Die Bestimmungen werden von denjenigen, die im
Sinne der katholischen Ethik leben, die, wie bereits
bekannt, jeglichen Eingriff in die Fortpflanzung
ausserhalb des Geschlechtsaktes der Eheleute
verdammt, als zu liberal beurteilt. Andere finden
sie wiederum zu restriktiv.
Niemand kann heute allerdings sagen, ob sie ein-
gehalten werden. Es fehlen ebenso legale Grund-
lagen und Kontrollinstanzen, mit deren Hilfe man
diese Behandlungsmethoden überwachen könnte.
Welchen Schluss kann man also im Hinblick auf
den Gewissenskonflikt ziehen? Meines Erachtens
darf keinem Arzt aufgrund seiner persönlichen reli-
giösen oder ethischen Überzeugung eine Anstel-
lung oder ein Berufsziel verwehrt sein. Mit anderen
Worten: jede Beschränkung, die darauf abzielt,
einen angehenden Arzt von den Einstellungsver-
fahren oder der Besetzung einer Stelle zur ärztli-
chen Fachausbildung in einem Krankenhaus auf-
grund seiner Haltung, gewisse Methoden aus Ge-
wissensgründen abzulehnen, auszuschliessen,
käme einem wahren Berufsverbot gleich.
Vincenzo Liguori ist Mitglied der Bulletinkommis-
sion.

Nachdem in der Ausgabe Juni 1997 der Theologe Prof. Manfred Balkenohl sich zum Hirntod geäußert hat
und Prof. Prof. Charles Probst als Neurochirurg zweimal zu diesem Thema 1997 und 1999 von medizini-
scher Seite her einen Beitrag geleistet hat, soll jetzt auch ein Jurist eine Stellungnahme abgeben. Prof. Her-
bert Tröndle war Strafrechtslehrer an der Universität Freiburg i.Br. und Präsident des Landgerichtes Walds-
hut. Bekannt wurde Prof. Tröndle vor allem als Herausgeber des in 42 Auflagen existierenden Kommentars
zum Strafgesetzbuch.
Der Beitrag von Prof. Tröndle ist dem Buch Antworten auf Grundfragen" entnommen, welches zum 80. Ge-
burtstag von Prof. Tröndle in der C.H.Beck'schen Verlagsbuchhandlung München 1999 erschienen ist.

Prof. Tröndle
Der Hirntod, seine rechtliche Bedeutung und das neue

Transplantationsgesetz

Das Verscheiden eines Men-
schen sollte von Pietät umhegt
und vor Ausbeutung geschützt
sein.

Hans Jonas

I.
Die jahrzehntelange rechtspolitische Diskussion
um die Organtransplantation wird mit dem Trans-
plantationsgesetz vom 5. November 1997 (TPG)
vermutlich kein Ende finden.' Das Gesetz ist - von
einer Ausnahmeregelung für die Lebendspende
abgesehen - am 1. Dezember 1997 in Kraft getre-
ten.2

Während des Gesetzgebungsverfahrens standen
sich die Vertreter der sogenannten engen Zustim-
mungslösung und der erweiterten Zustimmungslö-
sung im Ergebnis ziemlich unversöhnlich gegen-
über. Letztlich wurde in der Neuregelung für die
Organentnahme nicht die höchstpersönliche Ein-

willigung zu Lebzeiten unabdingbar vorausgesetzt
(enge Zustimmungslösung); auch andere Perso-
nen (Angehörige oder Bevollmächtigte) können
nach dem TPG die Zustimmung zur Organent-
nahme erteilen (erweiterte Zustimmungslösung).3

Eine Organentnahme ist allerdings im Falle eines
Widerspruchs des Betroffenen zu Lebzeiten uner-
laubt; sie darf dann auch von Angehörigen nicht
gestattet werden.
Von ausschlaggebender Bedeutung für die Spen-
debereitschaft bleibt die Frage, ob der Organtod
des Gehirns (sog. Hirntod) bereits als Ganzheits-
tod des Menschen betrachtet werden kann, die
Organentnahme also an einer Leiche stattfände,
oder ob der Hirntod lediglich die Unumkehrbarkeit
des Sterbevorgangs signalisiert, das Organ daher
einem noch Lebenden, aber unumkehrbar Ster-
benden entnommen wird, was für die Einwilli-
gungsfrage zu zwingenden Konsequenzen führen
muß.
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Zweifellos kam es im Gesetzgebungsverfahren der
obsiegenden Mehrheit, die vom Hirntod als Ganz-
heitstod ausging, in erster Linie auf die Sicherstel-
lung einer optimalen „Organgewinnung" an, wäh-
rend die unterlegene Minderheit den Schutz vor
unzulässiger Organentnahme in den Mittelpunkt
stellte und den Organtod des Gehirns als Ganz-
heitstod ablehnte oder zumindest in Frage stellte.
Ausdruck fand diese Minderheitsmeinung nach
mehreren Sachverständigenanhörungen im Ge-
sundheits- und Rechtsausschuß der Deutschen
Bundestages4 in einem interfraktionellen Gesetz-
sesantrag (Abg. E.v.Klaeden u.a.).5 Danach sollte
unter Verzicht auf eine gesetzliche Festlegung des
Todeszeitpunktes eine Organentnahme nach irre-
versiblem Ausfall der gesamten Hirntätigkeit unter
der Voraussetzung möglich sein, daß die betref-
fende Person nach Aufklärung über die Feststel-
lung und Bedeutung des Hirntodes die zur Trans-
plantation erforderlichen Eingriffe ausdrücklich ge-
billigt hat (enge Zustimmungslösung)

II.
Auf das Transplantationsgesetz soll hier nur inso-
weit eingegangen werden, als es

vom Hirntod als Ganzheitstod des Men-
schen ausgeht und
für die Organentnahme (falls die übrigen
Voraussetzungen gegeben sind) nach Ein-
tritt des Hirntodes auch die Zustimmung von
Angehörigen ausreichen läßt.

Dies bedeutet, daß der Gesetzgeber Grundrechte
derer, die den Hirntod nicht den Ganzheitstod an-
erkennen, nicht respektiert. Im Klartext: Wer als
nicht spendebereiter Hirntodgegner nicht rechtzei-
tig und schriftlich einer Organentnahme wider-
spricht,6 hat sein höchstpersönliches Einwilli-
gungsrecht preisgegeben: Angehörige können in
diesem Fall darüber bestimmen, ob ihm unter den
gesetzlichen Voraussetzungen Organe entnom-
men werden dürfen. Die Neuregelung nimmt auch
keine Rücksicht darauf, daß Angehörige von Ster-
benden sich in ihrer sittlichen Pflicht und in ihrem
Recht auf Sterbebegleitung gestört fühlen müssen,
wenn ihnen diese schwierige Entscheidung ab-
gefordert wird. Die Trauer der Todesstunde schützt
sie nicht davor, im Interesse Dritter behelligt zu
werden. Nicht nur der potentielle Spender, auch
seine Angehörigen werden bei der Organtrans-
plantation behandelt, als ob sie insoweit sozial-
pflichtig wären.
Das TPG begegnet durchgreifenden rechtlichen
Bedenken: - Zum einen liegt es außerhalb der
gesetzlichen Kompetenz und Legimitation, eine
medizinwissenschaftlich nach wie vor umstrittene
Frage von Gesetzes wegen zu entscheiden, den
unbeweisbaren Todeszeitpunkt des Menschen als
gesetzlich festzulegen, zum anderen verletzt es die
grundrechtliche Position, ohne höchstpersönliche
Einwilligung des potentielle Spenders nach dessen
irreversiblem Hirnversagen Organe zu entnehmen.
Denn die Organentnahme verlängert den Sterbe-
prozeß. Jeder hat aber ein Recht auf einen natür-
lichen Tod.
Der Gesetzgeber durfte der verfassungsrechtlichen
Problematik nicht dadurch ausweichen, daß er den
Tod eines Organs dem Ganzheitstod gleichsetzt,
um auch Gegner des Hirntodkonzepts als Leichen
behandeln zu können.

III.
Die Frage, ob der Organtod des Gesamthirns als
Tod des Menschen angesehen werden kann, ist im
wesentlichen nach medizinischen Kriterien zu be-
urteilen. Schon das Ad hoc Commitee der Harvard
Medical School 1968 traf eine rein zweckgerichtete
Entscheidung. Sie hat sich zwar als das sog.
Hirntodkonzept weltweit durchgesetzt, wurde auch
den Richtlinien der Bundesärztekammer zugrunde
gelegt und als das „irreversible Erloschensein der
Gesamtfunktion des Großhirns, des Kleinhirns und
des Hirnstamms bei einer durch kontrollierte Be-
atmung noch aufrecht erhaltenen Herz- und Kreis-
lauffunktion" umschrieben und zunächst auch
weiterhin recht anerkannt.7

Zweifel an diesem Hirntodkonzept wurden aus
medizinischer und anthropologischer Sicht im Zu-
sammenhang mit den Beratungen des TPG ver-
stärkt erhoben.8 Juristisch kann diese Frage nicht
entschieden werden, da es hierfür primär auf die
Beurteilung medizinischer und anthropologischer
Kriterien ankommt, die wissenschaftlich aber um-
stritten sind.
Unstreitig und auch von Hirntodgegnern anerkannt
ist nur, daß der eingetretene Organtod des Ge-
samthirns irreversibel, also der point of no return
ist. In diesem Sinne folgt aus der Hirntoddiagnose,
daß die therapeutische Behandlung, insbesondere
die künstliche Beatmung nicht nur eingestellt wer-
den darf, sondern nach diesem Zeitpunkt auch
eingestellt werden muß: Der Behandlung-
(Heilungs-) Auftrag des Arztes endet, wenn in der
Sterbephase das Stadium der Unumkehrbarkeit er-
reicht ist.9 Wird nach diesem point of no return,
etwa um eine Organentnahme vorzubereiten, die
Herz- und Kreislauftätigkeit künstlich aufrechter-
halten, so bedarf es hierfür einer nicht mehr vom
Heilauftrag gedeckten neuen Behandlungsbefug-
nis: Ist der Organtod des Gesamthirns nämlich
nicht der Tod des Menschen, sondern „nur" ein
(entscheidender) Punkt während der Sterbephase,
so kann die dann nur noch fremdnützige Weiterbe-
handlung nicht mehr auf den früheren Auftrag zur
Heilbehandlung gestützt werden. Vielmehr ist in
einem solchen Fall die höchstpersönliche Einwilli-
gung des Betroffenen in die Weiterbehandlung
auch in den Eingriff erforderlich. Denn nur der Be-
troffene selbst darf das. Auch Sterbende verlieren
ihre Grundrechte nicht.

IV.
Da transplantationsfähige Organe in aller Regel
alsbald nach dem Eintreten des point of no return
entnommen werden müssen, ist die Frage, ob der
„Spender" in diesem Zeitpunkt ein Sterbender (also
noch Lebender) oder ein bereits Verstorbener ist,
für die Transplantationsgesetzgebung, insbe-
sondere für die Einwilligungsfrage von ausschlag-
gebender Bedeutung. Der Gesetzgeber sah sich
außerstande, die wissenschaftlichen Einwände der
Hirntodgegner zu widerlegen, er ließ sie einfach
unberücksichtigt.
Die Unumkehrbarkeit des Sterbeprozesses wurde
mit dem Tod ineinsgesetzt. Das bedeutet nichts
anderes, als daß sich der Gesetzgeber erkühnt,
eine wissenschaftliche Streitfrage, als ob deren
sachgemäße Klärung vom gesetzgeberischen
Willen abhinge, souverän zu entscheiden. Indes-
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sen: Caesar non supra scientiam. Schwächt es
nicht gerade die Überzeugungskraft der (medizini-
schen) Mehrheitsmeinung, wenn sie einer legisla-
torischen Abstützung bedarf?
Der Gesetzgeber setzt sich ohne Legitimation in
legislatorischer Parteinahme über die existentiellen
Grundrechte derer hinweg, für die der Hirntod le-
diglich einen entscheidenden Einschnitt im Sterbe-
prozeß, nicht aber dessen Ende bedeutet. Da der
Todeszeitpunkt keine Definitions-, sondern eine
Erkenntnisfrage ist, kann der Gesetzgeber sie nicht
im Definitonswege „klären", sondern er hat sie,
solange es an einer wissenschaftlich unumstritte-
nen Erkenntnis ermangelt, unentschieden zu las-
sen und die von der medizinischen Mehrheitsmei-
nung abweichende Auffassung zu respektieren,
insbesondere dann, wenn von ihr die Reichweite
einer Grundrechtsposition abhängt.

V.
Gesetzgeberische Zurückhaltung gebot schon das
Gewicht der Gegenargumente und das hohe An-
sehen ihrer Vertreter. So hat kein geringerer als
HANS JONAS,10 der vor einigen Jahren verstorbene
Philosoph, von Anbeginn gegen das Hirntodkon-
zept der Harvard Medical School aus dem Jahre
1968 Einwände erhoben. Nichts anderes gilt für Sir
JOHN C. ECCLES," den herausragenden Hirnfor-
scher und Nobelpreisträger. Aus dem Bereich der
Medizin sind als Hirntodgegner ferner zu erwähnen
D. LINKE,12 DÖRNER, BAVASTRO und GEISLER,13 aus
der Rechtswissenschaft HÖFLING,14 GALLWAS15 und
RIXEN16 und aus der Theologie MIETH17 und GRE-
WEL18

Selbstverständlich gibt es auch zahlreiche Vertei-
diger des bisher praktizierten Hirntodkonzepts. Der
Jurist kommt aber um die Feststellung, daß die Ar-
gumentation der Hirntodkritiker im Gesetzge-
bungsverfahren nicht einfach hätte „außen vor"
gelassen werden dürfen, nicht herum; und es sind
die Hirntodanhänger, die die Beweislast für die
Richtigkeit ihrer Behauptung haben. Schon gar
nicht dürfen wissenschaftlich umstrittene Sachfra-
gen einer zweckorientierten parlamentarischen
Mehrheitsentscheidung untergeordnet werden.
Der Gesetzgeber hat zugunsten der erweiterten
Zustimmungslösung entschieden.19 Der erwähnte
interfraktionelle Gesetzesantrag,20 der den irre-
versiblen Organtod des Gesamthirns lediglich als
Organentnahmekriterium unter der Voraussetzung,
der höchstpersönlichen Einwilligung des Organ-
spenders anerkennt, fand ersichtlich deswegen im
Bundestag keine Mehrheit, weil man durch ein
höchstpersönliches Einwilligungserfordernis einen
weiteren Rückgang des Organspendeaufkommens
befürchtete.
Nicht Beweisbares wurde vom TPG entgegen den
unerörterten durchgreifenden juristischen und ver-
fassungsrechtlichen Argumenten als „Stand der
Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft" wie
mit Gesetzeskraft ausgestattete.21 Hingegen sah
man ausgerechnet bei der Organspende mit voll-
wirksamer höchstpersönlicher Einwilligung des
Betroffenen ein elementares Problem, das nur
durch eine Gleichsetzung des Hirntodes mit dem
Ganzheitstod lösbar erschien, nämlich rein defini-
torisch. Ohne Vorverlegung des Todeszeitpunkts
töte man durch die Organentnahme, was man kei-
nem Arzt zumuten dürfe. Diese unüberbietbare

Sophistik tötet also den potentiellen Spender per
Gesetz nur etwas zeitiger als durch die Organent-
nahme, die aber erst zu einem Zeitpunkt möglich
ist, zu dem der Sterbende längst sein Leben aus-
gehaucht hätte, hielte man nicht künstlich seinen
Kreislauf aufrecht.
Der Gesetzgeber hätte aber die Rechtsposition al-
ler potentiellen Spender entscheidend verbessert,
wenn er stets für eine Organentnahme die wirk-
same höchstpersönliche Zustimmung des Betrof-
fenen verlangt hätte. Und es hätte auch der Wahr-
heit und Vertrauensbildung gedient, wenn zugege-
ben worden wäre, daß sich der Todeszeitpunkt ge-
setzlich nicht festlegen läßt. Erkennbar ging es hier
weniger um den Schutz des Hirntoten und seiner
Grundrechte, sondern allein um das Organspen-
deaufkommen.

VI.
Im einzelnen:
Auch wenn man alle rein medizinischen Argu-
mente für die Gleichsetzung des Hirntodes mit
dem Tod des Menschen als unbestritten ansähe,
blieben immer noch Fragen außerhalb des medizi-
nischen Bereichs offen, die geeignet sind, Zweifel
an der Richtigkeit der Gleichsetzung zu begrün-
den. Und dies nicht nur, weil bei Hirntoten prima
vista übliche Zeichen des Todes fehlen; auch Herz,
Kreislauf, Nieren werden künstlich in Gang gehal-
ten, funktionieren. Bei einer Organentnahme steigt
der Blutdruck des Hirntoten unter Umständen dra-
matisch an, und im Hinblick auf dessen Spontan-
bewegungen wird ein Narkosearzt benötigt. Ferner
ist bekannt, daß hirntote Schwangere gesunden
Kindern das Leben schenken und hirntote Männer
Erektionen bekommen können.22 Was medizinisch
machbar ist, ist nicht stets auch ethisch vertretbar.
Ein ausschließlich medizinischer diagnostischer
Befund begründet zudem nur eine Vermutung, die
aber nicht die Überzeugung derer negieren darf,
die den Menschen eben nicht nur durch das Ge-
hirn, sondern in einer Einheit aus Leib und Seele
sehen. Wer von der Leib-Seele-Einheit des Men-
schen ausgeht,23 kann, falls nach dem Organtod
des Gehirns die Körperfunktionen künstlich auf-
rechterhalten werden, diesen Organtod nicht mit
dem Ganzheitstod ineinssetzen, wenn er nicht
weiß und mangels empirischen Nachweises nicht
wissen kann, wann die Seele dem Körper ent-
weicht.24

 ECCLES25 geht in diesem Zusammenhang
von einem dualistischen Interaktionismus aus und
hält Gehirn und Seele für zwei eigenständige En-
titäten mit gegenseitiger Wechselwirkung.
Aber selbst wenn sich alle Zweifel an der Gleich-
setzungsthese wissenschaftlich ausräumen ließen,
wäre für eine Organentnahme bei einem Hirntoten
dessen wirksame höchstpersönliche Einwilligung
aus Gründen unverzichtbar, die man bisher über-
gangen hatte: Bereits die nach § 3 Abs. 2 Nr. 2,
§ 5 Abs. 1 TPG erforderliche Hirntodfeststellung
setzt nämlich, wenn sie allein der Vorbereitung der
Organentnahme dient, eine höchstpersönliche
Einwilligung des potentiellen Spenders voraus.
Denn die hierfür gebotenen ärztlichen Maßnahmen
enthalten regelmäßig Eingriffe in die körperliche
Unversehrtheit26 und richten sich - da vom Hirntod
vor der Feststellung schließlich nicht ausgegangen
werden kann - gegen einen im Zweifel (noch) le-
benden Patienten. Dessen Behandlungsauftrag

Medizin & Ideologie März 2000 23



kann zwar eine Hirntodfeststellung zur Rechtferti-
gung eines Therapieabbruchs mitumfassen, nicht
aber eine Hirntodfeststellung, die primär durch eine
spätere Organentnahme initiiert ist, da der thera-
peutische Behandlungsauftrag sich in keinem Fall
auf eine fremdnützige Organentnahme beziehen
kann. Das Erfordernis der höchstpersönlichen Zu-
stimmung ist in solchen Fällen - wie der verehrte
Jubilar, dem dieser Beitrag gewidmet ist, in größe-
rem Zusammenhang bei der Kommentierung, der
Einwilligungssproblematik ausgeführt hat27 - bei
Spenden von Organen und von Blut ganz selbst-
verständlich. Daher ist auch nach dem TPG bei ei-
nem Patienten, der für eine Organentnahme aus-
ersehen ist, nicht aber wirksam in sie eingewilligt
hatte, eine Hirntodfeststellung nicht ohne rechtli-
ches Risiko, falls der Hirntod (noch) nicht festge-
stellt werden konnte oder falls die im Sinne des § 4
Abs. 2 TPG hierzu berufenen Angehörigen her-
nach die Zustimmung zur Organentnahme versa-
gen. In einem solchen Fall hätten die behandeln-
den Ärzte die zur Hirntodfeststellung erforderlichen
medizinischen Eingriffe ohne Rechtsgrund vorge-
nommen und dafür einzustehen.

VII.
Die Argumente für die Gleichsetzungsthese wur-
den aber erkennbar nur deswegen so nachdrück-
lich geltend gemacht, um dem Erfordernis der
höchstpersönlichen Einwilligung des Organspen-
ders und der damit verbundenen Selbstbestim-
mungsaufklärung zu entrinnen. Die Mißachtung
der Gegenargumente durch einen gesetzgebe-
rischen Akt in einer Frage, in der medizinwissen-
schaftlicher Sachverstand nicht ausreicht, die auch
nicht gesetzgeberischer Entscheidung unterliegt,
wird sich auf Dauer kontraproduktiv auf das Spen-
deverhalten auswirken.
Entgegen der Auffassung der Hirntodanhänger war
der Gesetzgeber keineswegs gezwungen, den
Hirntod mit dem Ganzheitstod deswegen ineinszu-
setzen, um Explantationsärzte von dem Vorwurf
einer strafbaren Tötung (§212 StGB) oder einer
Tötung auf Verlangen (§ 216 StGB) zu verschonen
oder um - wie SCHREIBER28 meinte - zu verhindern,
daß das Tor für eine aktive (fremdnützige) Eutha-
nasie geöffnet werde.
Zunächst: Hinter solchen Totschlagsargumenten
steht - um dies zu wiederholen - erkennbar das
Bemühen, dem höchstpersönlichen Einwilligungs-
erfordernis zu entgehen. Denn an den zu beurtei-
lenden Sachvorgängen, den Organtransplantatio-
nen bei Hirntoten nämlich, ändert sich in der kon-
kreten Wirklichkeit, gleichgültig, ob man den Hirn-
tod als Ganzheitstod definiert oder ob man diese
Frage offen läßt, gar nichts. Nur: Im letzteren Fall
bleibt demselben Hirntoten, sei er nun (schon) tot
oder (noch) lebend, nach dem point of no return
das Recht des ungestörten Sterbens, sofern er
über seine Organe nicht ausdrücklich verfügt hat.
Mag der Gesetzgeber auch annehmen, dem Fort-
schrittsglauben der Transplantationsmedizin in
sinnvoller Weise gedient zu haben, der Wahrheit
hat er nicht gedient, jeder wird nun zu überlegen
haben, ob er sich durch schriftlichen Widerspruch
dagegen sichert, daß er am ungestörten Sterben
gehindert wird und ihm während des Sterbens Or-
gane entnommen werden, falls ein Angehöriger
zustimmt.

VIII.
Im übrigen ist es sachwidrig, die konsentierte Or-
ganentnahme bei einem Hirntoten unter die Tö-
tungsdelikte zu subsumieren. Der Spender willigt
doch nicht in eine Tötung, sondern allein darin ein,
daß, so er ein unumkehrbar Sterbender sein wird,
sein Leben noch so lange künstlich verlängert wird,
daß durch die Organentnahme das Leben eines
anderen gerettet oder sein Leiden gemildert wird.
Ohne die Organentnahme wäre der Spender
längst auf natürlichem Wege gestorben, jedermann
muß über den Modus seines eigenen Sterbens,
falls er nicht seine gezielte Tötung verlangt, selbst
bestimmen können. Und schon gar nicht kann er,
wenn er den point of no return überschritten hat, ir-
reversibel dem Tode nahe ist und zu Lebzeiten das
so angeordnet hat, daran gehindert werden, aus
altruistischer Motivation über seine Organe zu
verfügen, und zwar nicht im Sinne einer Tötung,
sondern allein im Sinne einer Verlängerung des
unumkehrbaren Weges zum Tode hin.
Übrigens ist die Organentnahme als solche gar
nicht in allen Fällen die eigentliche Ursache des
Todes; er ist vielmehr multikausal, und letztliche
Todesursache ist meistens das Absetzen der me-
dizinischen Geräte, die die künstliche Beatmung
und das Aufrechterhalten der Herz-Kreislauf-Tätig-
keit bewirkt haben. Das Ingangsetzen und Ingang-
halten dieser Geräte ist aber vom hirntoten Pati-
enten solange konsentiert, wie dies für die Orga-
nentnahme notwendig ist, aber niemals länger.
Nach dem Absetzen dieser künstlichen medizini-
schen Maßnahmen nimmt der irreversible (aber
einvernehmlich verlängerte) Sterbeprozeß seinen
natürlichen Fortgang. Der Explantationsarzt „tötet"
also nicht, noch weniger kann der vorausgegange-
nen Einwilligung des Sterbenden ein suizidaler
Aspekt zugeordnet werden. Der Explantationsarzt
nimmt vielmehr während des irreversiblen Sterbe-
prozesses einvernehmlich mit dem Sterbenden
einen letzten, im Fremdinteresse liegenden, aber
wirksam konsentierten Eingriff vor, mit dem auch
die künstliche Verlängerung des Sterbevorgangs
ihr Ende findet.

IX.
Dieser juristischen Interpretation wird entgegenge-
halten, daß die Organentnahme zum Tode führe
und es auch die konsentierte Lebensverlängerung
nicht rechtfertige, über das „verlängerte" Leben zu
verfügen. Man könne nicht - so SCHREIBER29 - beim
Lebensschutz zwischen zwei verschiedenen Arten
von Leben, dem „Vollleben" und dem „Leben eines
Hirntoten" unterscheiden. Indessen sind das Ar-
gumentationen weit ab vom wirklichen Sachver-
halt: Denn es ist keine Relativierung des Lebens-
schutzes, wenn man in Fällen, in denen der point
of no return überschritten ist und der Tod unum-
kehrbar und unmittelbar bevorsteht, den Lebens-
schutz nicht am (gar nicht mehr existenten) „Voll-
leben" orientiert, sondern dem zu Lebzeiten geäu-
ßerten Willen des Spenders Rechnung trägt.
Hierbei wissen alle Beteiligten - der Spender auf-
grund der Selbstbestimmungsaufklärung, von der
die Wirksamkeit der Einwilligung abhängt -, daß
der Sterbeprozeß und damit der natürliche Tod für
die Dauer der Organentnahme hinausgezögert
wird, er aber alsbald danach eintritt, und zwar
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spätestens durch die unmittelbar nachfolgende
Beendigung der künstlichen Beatmungs- und Herz-
Kreislauf-Tätigkeit. Hernach dürfen diese künstli-
chen medizinischen Maßnahmen nicht aufrechter-
halten werden, ebensowenig wie in sonstigen Fäl-
len nach dem point of no return. Das Abstellen der
künstlichen Maßnahmen bei Nichtspendern wird
auch sonst nicht als tatbestandsmäßige Tötungs-
handlung bezeichnet.
Welch wirklichkeitsfremde Wertung verbirgt sich
hinter einer Argumentation, die Spenden nicht vom
Töten unterscheiden will, die dem Menschen für
die Zeit seiner unumkehrbaren Sterbephase Auto-
nomie und Selbstbestimmung versagt und eine
altruistische Organspende als tatbestandsmäßigen
Tötungsakt inhibiert? Zugleich aber wird derselbe
tatsächliche Vorgang, dem man eben noch das
Verdikt eines Tötungsgeschehens unterstellte, al-
lein um dem Defizit an Organen zu begegnen, als
ein Eingriff an einer Leiche bezeichnet, und zwar
mit dem die Gegenargumente negierenden Kunst-
kniff, die Sterbephase in dem Zeitpunkt für beendet
zu erklären, in dem die Entnahme eines lebensfri-
schen Organs noch möglich.
Ganz abwegig ist SCHREIBERS30 Befürchtung, der
Gesetzgeber öffne das Tor für eine aktive
(fremdnützige) Euthanasie, falls er den Hirntod als
Ganzheitstod nicht anerkenne und damit den To-
deszeitpunkt offen lasse, gleichwohl aber eine
(konsentierte) Organentnahme an einem Hirntoten
erlaube. Man kann aber doch das durch einen
Spendewillen intendierte einverständliche Verlän-
gern eines irreversiblen Sterbeprozesses, also das
Erschweren des Sterbens, die Dysthanasie näm-
lich, mit der Euthanasie oder mit dem „ausdrückli-
chen und ernstlichen Verlangen" einer Tötung
(§ 216 StGB) nicht vergleichen. Auch bei fehlender
Spendebereitschaft eines Hirntoten tötet der Arzt
nicht, wenn er die Beendigung des Be-
handlungsauftrags respektiert und auf jede Über-
behandlung verzichtet.

X.
Nach dem Gesagten sind Zweifel erlaubt, ob es
auf die Dauer der Spendebereitschaft förderlich
sein kann, Organentnahme und Tötung in einem
Atemzug zu nennen, gleichwohl aber darauf zu
vertrauen, daß diese böse Assoziation schon we-
gen der Regelung des TPG ausbleibt. Daher ver-
wundert es, daß Arzte - es seien hier insbesondere
aus der Standesvertretung VILMAR und PICHLMAYR
erwähnt31 - mit dem Hinweis „Ärzte töten nicht"
davon ausgehen, eine Neuregelung erreicht zu
haben, die von vornherein jegliche Einwände von
Hirntodkritikern zurückweist, gerade so, als ob die
legislatorische Parteinahme in einer wissenschaft-
lichen Streitfrage künftig für wissenschaftliche Ge-
genargumente keinen Raum mehr ließe. Denn
darüber, was bei einer Organtransplantation fak-
tisch geschieht und medizintechnisch zu gesche-
hen hat, besteht von keiner Seite irgendein Zwei-
fel: Es werden lebensfrische, noch durchblutete
Organe aus einem menschlichen Körper entnom-
men, dessen irreversibles Hirnversagen eindeutig
festgestellt ist, der aber, um während des Eingriffs
verbliebene Vitalfunktionen auszuschließen, an-
ästhesiert wird. An diesem tatsächlichen Vorgang
(der von medizinischen Maßnahmen in einer er-
kalteten Leiche wohl unterschieden werden kann!)

ändert sich rein gar nichts dadurch, daß der Ge-
setzgeber den hirntoten Körper für endgültig tot er-
klärt hat. Ein Arzt, der sich - aus was für Gründen
immer - davor scheut, lebensfrische Organe aus
einem hirntoten Körper zu explantieren, wird seine
etwaigen medizinethischen Bedenken schwerlich
durch eine zufällige parlamentarische Mehrheit
ausgeräumt sehen. Auch muß die Frage erlaubt
sein, warum Explanteure gerade auf dieses legis-
lative Placet von medizinisch inkompetenter Seite
so entscheidenden Wert legen, aber auf die per-
sönliche Zustimmung des Organspenders zu ver-
zichten bereit sind, die doch die sicherste Gewähr
dafür böte, daß die Organentnahme medizine-
thisch deswegen weniger Einwänden ausgesetzt
wäre, weil die höchstpersönliche Einwilligung des
Spenders überaus schwierige und unter Umstän-
den bedrückende Verhandlungen mit den Angehö-
rigen des Sterbenden vermeidet.
Überhaupt erstaunt, wie emphatisch die ärztliche
Standesvertretung, um das Hirntodkonzept zu ret-
ten und durchzusetzen, immer wieder erklärte,
„Ärzte töten nicht". So hat der verstorbene Pionier
der Organtransplantation RUDOLF PICHLMAYR in
seiner nachgelassenen Rede32 die vom interfraktio-
nellen Antrag33 vertretene Auffassung, den Hirntod
nur als Entnahmekriterium anzuerkennen, scharf
attackiert. Warnend hat er sogar auf den Nürnber-
ger Ärzteprozeß 1947 verwiesen und beruhigend
vermerkt, daß der deutschen Ärzteschaft in den
vergangenen 50 Jahren „schwere Verfehlungen
erspart geblieben" seien. Aber: Töten Ärzte Unge-
borene nicht mehr denn je? Und warum ist - je-
denfalls von der ärztlichen Standesvertretung - Wi-
derspruch nicht zu hören gewesen, als der Ge-
setzgeber durch die neue Abtreibungsregelung34

Ärzten die nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts sogar rechtswidrige35 - Tötung un-
geborener Kinder ansann und den gesamten Be-
rufsstand für diese Aufgabe instrumentalisierte?36

Warum schweigt die Standesvertretung der Ärzte
darüber, daß Abtreibungsmediziner jährlich
100 000 fach dafür bereitzustehen haben, gesunde
ungeborene Kinder zu töten und sich in den Dienst
eines kinderfeindlichen Umfeldes stellen zu lassen,
während dieselbe Standesvertretung, um zu ver-
hindern, daß der Gesetzgeber den Hirntod lediglich
als Entnahmekriterium anerkennt, aktive Euthana-
sie und die ärztlichen Verbrechen der Nazi-Zeit as-
soziierte?
Wiederum: Diese inadäquate Argumentation macht
deutlich, daß es den Hirntodanhängern immer nur
darum ging, für Organentnahmen bei Hirntoten die
Zustimmung Angehöriger genügen zu lassen. Nun
ist freilich die Sorge um ein besseres Organspen-
deaufkommen ein legitimes Anliegen der Gesund-
heitspolitik. Gerade aber im Interesse des Organ-
spendeaufkommens auf lange Sicht wäre der Ge-
setzgeber besser beraten gewesen, wenn er sich
über die Sachargumente der Hirntodgegner nicht
hinweggesetzt und sich die Entscheidung über
eine medizinwissenschaftliche Streitfrage nicht an-
gemaßt hätte. Das gilt um so mehr, als gerade
auch aus dem „Ursprungsland" der Hirntodthese
inzwischen von sachkundiger Seite Stimmen zu
vernehmen sind, die sich vom Hirntod als Ganz-
heitstod nachdrücklich distanzieren. Es ist hier auf
den kalifornischen Arzt ALAN SHOEMAN und insbe-
sondere auf den Harvard-Medizin-Professor RO-
BERT D. TRUOG und seinen Artikel „Is it time to
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abandon the concept of brain death?" in der füh-
renden medizinischen Zeitschrift der USA, dem
Hastings Center Report vom Februar 1997 zu ver-
weisen. Er steht auf dem Standpunkt, daß das
Hirntodkonzept weder neurowissenschaftlich noch
konzeptionell haltbar sei, und empfiehlt unter Ab-
lehnung des (in den USA diskutierten) Teil-
Hirntodkriteriums, zum traditionellen Todeskriteri-
um des irreversiblen Herz-Kreislauf-Stillstandes
zurückzukehren.

XI.
Wie wird das Vertrauen in den Gesetzgeber leiden,
wenn diese neuen Erkenntnisse in der Medizin
breiteren Boden gewännen und es dann offen-
sichtlich nicht mehr vertretbar erschiene, Hirntod
und Ganzheitstod ineinszusetzen? Die Transplan-
tationsmedizin wäre von Grund auf diskreditiert,
was zu vermeiden gewesen wäre. Es gilt, die Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen, daß die Be-
völkerung - auch im Hinblick auf Argumentationen
der Hirntodkritiker - optimal darüber informiert wird,
was es mit der Entnahme blutfrischer Organe nach
dem unumkehrbaren Sterbeprozeß auf sich hat.
Die unzureichende Spendebereitschaft könnte, wo-
rauf der Münchener Neurochirurg OSKAR JOSEPH
BECK37 vom Klinikum Großhadern hinwies, gerade
auch damit zusammenhängen, daß von offizieller
und interessierter Seite die Hirntodkontroverse ba-
gatellisiert wurde. Erfolgreich kann auf lange Sicht
nur im Verein mit einer umfassenden und ehrlichen
Information für Organspenden geworben werden.
Das ist nicht aussichtslos. Der erwähnte Neuro-
chirurg BECK, hat mitgeteilt, daß 67% der jungen
Erwachsenen sich für eine Organspende nach
dem Tod aussprechen, aber - aus was für Gründen
immer - nur etwa 10% dieser Bürger ihre Spende-
bereitschaft schriftlich erklärt haben. Die interna-
tionale Pharmaindustrie stellt Millionenbeträge für
die psychologische Ausbildung von Ärzten bereit,
die die Aufgabe haben, Angehörige von Sterben-
den zu bewegen einer Organentnahme beim hirn-
toten Verwandten zuzustimmen. Wäre es nicht
sinnvoller, diese finanziellen Mittel zur Werbung für
eine höhere Spendebereitschaft einzusetzen?
Niemand kann doch übersehen, daß nahe Ange-
hörige Zumutungen ausgesetzt sind, wenn sie in
der Stunde des Abschiedes von ihrem nächsten
Mitmenschen im Fremdinteresse darüber ent-
scheiden sollen, ob Ihrem hirntoten, aber künstlich
kreislaufgestützten Angehörigen lebensfrische Or-
gane entnommen werden dürfen. Eine solche Ent-
scheidung kann in dieser Situation je nach der Art
der Information und Aufklärung, aber auch je nach
der inneren Einstellung und nach dem Gewissen
des Angehörigen Schuldgefühle wecken und nach
sich ziehen, mag er entscheiden oder entschieden
haben wie er will. Es müßte eigentlich mehr Auf-
merksamkeit erregen, daß durch das TPG letztlich
jedermann, so er schicksalhaft in die Rolle des An-
gehörigen eines Hirntoten gerät, plötzlich von Ge-
setzes wegen im Fremdinteresse mit einer das
Trauerereignis zutiefst irritierenden Situation kon-
frontiert wird, der er nicht ausweichen kann. Nach
dem TPG müssen Angehörige, wenn der Hirntote
die höchstpersönliche Entscheidung über eine Or-
ganspende zu Lebzeiten noch offen ließ, diese
Entscheidung, obwohl sie auch im metaphysischen
Sinne den Kern der Persönlichkeit betrifft, so tref-

fen, als ob sie den sterbenden Angehörigen besser
kennten als er sich selbst. Abgesehen davon, daß
schon aus den dargelegten rechtlichen Gründen
Angehörige hierzu nicht legitimiert sind, sofern sie
nicht lediglich den zu Lebzeiten mündlich erklärten
Willen des Hirntoten wiedergeben, fehlt Angehöri-
gen auch vielfach derjenige innere Kontakt zum
Sterbenden, der sie persönlich in die Lage setzen
könnte, eine solche Entscheidung überhaupt im
Sinne des hirntoten Verwandten zu treffen.
Eine zu respektierende Zahl von Bürgern kann den
Zeitpunkt der Unumkehrbarkeit des Sterbegesche-
hens (point of no return) nicht als ihren Todeszeit-
punkt anerkennen. Ihrer Auffassung nach haben
sie auf dem Wege zum Tode hin bis zum exitus
letalis noch eine Strecke vor sich. Da der Gesetz-
geber das Gegenteil nicht beweisen kann, durfte
das TPG ab dem Zeitpunkt der Unumkehrbarkeit
des Sterbeprozesses nur noch eine vom Spender
selbst konsentierte Organentnahme zulassen und
keiner dritten Person, auch nicht einem nahen An-
gehörigen, das Recht einräumen, einer Organent-
nahme zuzustimmen.
Das Recht auf ein natürliches Sterben und die
Gewährleistung einer ungestörten Endphase die-
ses Sterbens ist, sofern der Sterbende nicht zuvor
in eine Organentnahme eingewilligt hat, ein inte-
graler Teil des grundgesetzlich verbürgten Le-
bensschutzes. Dieses Grundrecht kann nieman-
dem genommen werden. Eine medizinwissen-
schaftliche Mehrheitsmeinung kann die Reichweite
der Grundrechte nicht einschränken. Hinzu kommt,
daß diese Mehrheitsmeinung für Durchschnittsbür-
ger und medizinische Laien im Grunde der Evidenz
ermangelt. Denn für jedermann ist erkennbar, daß
unbeschadet des totalen Hirnversagens alle übri-
gen Organe - künstlich kreislaufgestützt - noch voll
funktionieren und auch funktionieren sollen. Der
Gesetzgeber durfte die Frage des Menschseins
und Menschbleibens während der Sterbephase
nicht ausschließlich vom Totalausfall des Gehirns
abhängig machen. Der Physiker und Naturwissen-
schaftler SYLVIUS HARTWIG stellte in seiner harten
Kritik des TPG unter Hinweis darauf, daß hirntote
Schwangere ein Kind noch über Monate austragen
und gesund zur Welt bringen können, die rhetori-
sche Frage: „Wächst das Kind seelenlos in einer
toten Maschine?". Und der evangelische Theologe
und Mediziner HANS-ERICH LOOS39 fragt, ob „nicht
gerade die Phase der letzten Minuten des Lebens
zu den wertvollsten des Lebens überhaupt zu
rechnen ist." Daher hätte es diese Frage und die
Respektierung der sie bestimmenden religiösen
Lebenseinstellung dem Gesetzgeber verbieten
müssen, während der Sterbephase eine Fremd-
verfügung über Organe eines Sterbenden zuzulas-
sen. Denn der Gesetzgeber tangiert auf diese
Weise nicht nur, wie erwähnt, die grundrechtliche
Position des Sterbenden, sondern auch sein
Menschsein überhaupt, gerade auch im metaphy-
sischen Sinne, und überschreitet im Grunde das
rechtliche Normierbare, jedenfalls für Menschen,
die die Organspendeproblematik nicht ausschließ-
lich nach rein medizinwissenschaftlichen Gesichts-
punkten beurteilen.

Anmerkungen:

Dieser Beitrag wurde veröffentlicht in THOMAS WEI-
GEND/GEORG KÜPPER (Hrsg.), Festschrift für Hans Joa-
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Buchempfehlungen

So wie es ohne die Ideologie der Rasse keinen
Holocaust gegeben hätte, so gäbe es heute ohne
die Ideologie des Feminismus keine Änderungen
der Gesetzgebung zum Schutz noch nicht gebore-
ner Kinder, die in allen Staaten der Westlichen
Welt außer in Irland meist in den Siebzigerjahren
des vergangenen Jahrhunderts vollzogen wurden.
Die Ideologie des Feminismus trifft daher die
Hauptschuld dafür, dass alljährlich 50 Millionen
ungeborener Kinder in der ganzen Welt getötet
werden.
Wir haben in „Medizin und Ideologie" schon früher
von Dr.Werner Neuer aus theologischer Warte sein
Buch „Mann und Frau in christlicher Sicht" im
Brunnen-Verlag Gießen empfohlen und dann auch
das Buch von Karl Simpfendörfer „Verlust der
Liebe" im Christiana-Verlag Stein am Rhein, wel-
ches sich eingehend mit dem Feminismus, seinen
philosophischen Wurzeln und mit seinen verhee-
renden Folgen befasst.
Nun ist von juristischer Seite ein neues Buch er-
schienen „Die Rechte der Frauen - Narrenfrei-
heit für das weibliche Geschlecht? Wie Ferni-
nistinnen Gesetze diktieren". Der Autor Georg
Friedenberger war zeitweise Mitarbeiter im Bun-
desministerium der Justiz in Bonn. Dort konnte er
„aus der Nähe" mitverfolgen, wie es zu den Verän-
derungen der Gesetzgebung zum Schutz des Le-
bens ungeborener Kinder kam, die man fälschli-
cherweise als „Reformen" bezeichnet. Ohne die
Ideologie des Feminismus, dem es gelungen ist,
das Bewusstsein weiter Teile der Gesellschaft zu
verändern, wäre es nie zu diesen Gesetzes Verän-
derungen gekommen. Für alle, die sich zum
Schutz des Lebens ungeborener Kinder berufen
fühlen, ist das Buch von Georg Friedenberger eine
unverzichtbare Informationsquelle. Es ist erschie-

nen im Georg Friedenberger Verlag Königsbrunn,
ISBN 3-00-004970-3.
Von Bernhard Lott, der in „Medizin und Ideologie"
dankenswerter Weise schon mehrfach veröffent-
licht hat, ist ganz neu ein Gedichtband erschienen
„Worte für die Seele" ISBN 3-932915-02. Herr
Lott hat bereits drei Literaturpreise erhalten. Der
Gedichtband ist mit Farbfotografien von Klaus
Schwabenland bereichert. Herr Schwabenland ist
Preisträger mehrerer Fotoausstellungen. Das Buch
ist hervorragend ausgestattet. Die Lyrik von Bern-
hard Heinrich Lott umfasst alle Stufen menschli-
chen Lebens, dessen Wert und sein Glück mit Kin-
dern. Das Buch empfiehlt sich als Geschenkband
für alle Wechselfälle im Leben eines Menschen.

Alfred Häußler
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Dr. med. Hans Kleine-Rüschkamp
Die neurotische Existenzweise aus logotherapeutischer Sicht

Der moderne Mensch lebt in einer komplexen
Welt, in der die eigentlichen Werte, die das
Menschsein ausmachen, verloren gehen oder
schon verlorengegangen sind, als da sind Treue,
Verantwortung, Ehrlichkeit, Maßhalten, Beschei-
denheit, Arbeitsmoral, Nächstenliebe u.a.
In dieser Zeit liegt es auf der Hand, daß sich Fehl-
entwicklungen der menschlichen Verhaltensweise
manifestieren. Deshalb taucht auch der Begriff der
Neurose in der Öffentlichkeit in vielfacher Weise
auf. Er will die Verfahrenheit einer menschlichen
Situation oder Lebensweise zum Ausdruck brin-
gen. Leider ist damit oft auch ein diskriminierender
Beigeschmack verbunden.
Es ist der Sinn unserer Ausführungen, den Begriff
der Neurose von diesem ihm anhaftenden diskri-
minienden Aspekt zu befreien und statt dessen auf
andere Defizite hinzuweisen. Diese ergeben sich
aus unseren unerfüllten echten allgemein-
menschlichen Lebensbedingungen.
Damit ist auch der entscheidende Faktor für die
Behandlung und Vorbeugung für dieses in unserer
Zeit immer mehr zunehmende Phänomen ange-
sprochen.
Was in der Psychologie mit dem Begriff 'neuroti-
sche Existenzweise' beschrieben ist, kann um-
gangssprachlich bezeichnet werden als Le-
bensweise, die psychohygienisch schlecht ist und
Leben hemmt.
Der Neurotiker unterscheidet sich von der norma-
len Person dadurch, daß er an Lebensaufgaben
scheitert, und nicht deshalb, weil er sie nicht
grundsätzlich bewältigen könnte, sondern weil er
sich auf mancherlei Weise dazu den Weg verstellt
durch eine inadäquate Einstellung zu den Lebens-
bedingungen und Lebensaufgaben.
Viktor Frankl formuliert das so: „Der neurotische
Mensch verstellt sich selbst den Weg zu seinen ei-
gentlichen Möglichkeiten, er steht sich selbst im
Wege zu seinem 'Sein-können'. So deformiert er
sein Leben und entzieht sich der Werdewirklichkeit
statt sie zu vollziehen"(ÄS 121 f ) .
Der neurotische Mensch entzieht sich dem, was er
eigentlich sein könnte und zu leisten vermag.
Seine vorherrschende Motivation ist die Angst.
Das, was als neurotisches Verhalten beschrieben
wird, ist auch dem Durchschnittsmenschen nicht
unbekannt, denn die Grenzen zwischen neuroti-
schem und normalem Verhalten sind fließend. Sie
bewegen sich innerhalb einer Spannbreite zwi-
schen dem, was man 'Kernneurose' nennt (eine in
der Persönlichkeit sehr stark verankerte neuroti-
sche Struktur) und dem normalen Menschen.
Ein früher bekannter Psychotherapeut hat einmal
gesagt: „Es hat halt jeder sein Neuröslein". Man
kann deshalb nicht vorsichtig genug sein mit dieser
Klassifizierung, und man darf nicht schon jede Ei-
genart oder auch Verschrobenheit als Neurose
brandmarken. Eine Gemeinschaft wird durch die
Verschiedenheit ihrer Mitglieder sehr bereichert.
Andererseits Ist es nicht von der Hand zu weisen,
daß viele geniale Menschen der Geschichte neu-

rotische Symptome aufwiesen - seien es Politiker,
Philosophen, ja sogar berühmte Theologen. Wenn
man genau hinsieht, erkennt man auch die ent-
sprechenden seelischen Untiefen. Deshalb ist es
besonders wichtig, sich vor der Vergötterung der-
artiger Persönlichkeiten zu hüten, wie das oft ge-
schehen ist und noch geschieht.
Wichtig ist die Feststellung, daß Neurosen etwas
mit mangelnder Gewissensbildung zu tun haben.
Wenn es für uns Menschen entscheidend ist, ob
wir uns am Sinn unseres Lebens orientieren, so ist
es einleuchtend, daß dieses ein Leben lang geübt
werden muß. Das unentwickelte Gewissen ist des-
halb in analoger Weise für die Neurose das Haupt-
problem. Das Gewissen ist bei uns Menschen nicht
etwas Statisches, ein für alle mal Gegebenes,
sondern ein geistiges Organ, das durch Übung
entwickelt werden muß.
Es gibt Faktoren, die hemmend auf die Entwick-
lung des Gewissens einwirken; dazu gehört heute
vor allem der Wohlstand. Das ist auch sicher ein
wesentlicher Grund, weshalb die Neurose eine so
zunehmend alltägliche Erscheinung bei uns ist.
Der Wohlstandsmensch unserer Tage fragt bei al-
lem, was er tut: „Was bringt mir das?" (an Lustge-
winn)
Eine andere, gegenteilige Gefahr für eine richtige
Gewissensbildung ergibt sich aus der Neigung des
Neurotikers, Kleinigkeiten zu wichtig zu nehmen,
und aus seiner Angst-Verhaftetheit: das Skru-
pelantentum, das aus einer Mücke einen Elefanten
macht.
Allgemein kann man sagen, daß es dem Neuroti-
ker an einer Eigenschaft fehlt, die früher im Tu-
gendkatlog ganz oben stand und die der Philosoph
Josef Pieper als die Krone aller Tugenden be-
zeichnet hat - es ist die Klugheit (im Sinne von
Weisheit). „Dem klugen Menschen schmecken
alle Dinge so, wie sie sind", heißt es bei ihm.
Da aber die Ausbildung des Gewissens eine ganz
persönliche Aufgabe für jeden Menschen ist, kann
er auch nur selbst für sich feststellen, wo er da
Defizite hat.
Diese Defizite sind aber auch deckungsgleich mit
einer fehlenden Sinnwahrnehmung.
Die Logotherapie als ganzheitliche Psychotherapie
kann dabei nur eine Hilfestellung geben, indem sie
auf typisch neurotische Symptome hinweist.
Jeder Mensch sollte sich anhand solcher Kriterien
prüfen, wo er selbst sein Gewissen eingeschläfert
bzw. nicht entwickelt hat und dadurch den Sinn
seines Lebens verfehlt und in der Gefahr schwebt,
einer neurotischen Existenz zu verfallen.
Nur die Eigendiagnose kann da sinnvoll sein - im
Gegensatz zur Fremddiagnose, die immer etwas
Diskriminierendes an sich hat und dadurch ein
Hindernis werden kann für die Umkehr zur Selbst-
überschreitung (nach Frankl: Selbstranszendenz),
die von jedem Menschen ständig gefordert ist,
besonders aber von dem in neurotischen Struktu-
ren gefangenen Menschen.
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Die Persönlichkeitsstruktur des
neurotischen Menschen weist u.a.
folgende Merkmale auf::
- Sture Selbstzentriertheit (Allport)
- Schicksalsgläubigkeit:
- Scheu vor Freiheit; flieht die Verantwortung
- bleibt unverbindlich
- entscheidungsunsicher
- Angst vor dem Neuen
- hört nicht auf das „Eigene", denn die Angst

überwiegt
- Definition des eigenen Wertes hängt von der

Meinung anderer ab.
- Wichtignehmen von Kleinigkeiten
- unstillbarer Hunger nach Zuwendung
- eher schüchtern und zurückhaltend
- eher autoaggressiv
- vergleicht ständig
- anfällig für Neid und Eifersucht
- oft ethisch hochstehend
- hilft gerne im Heilungsprozeß mit
- zuverlässig; bemüht sich um gute Arbeit

Bei der Neurosebereitschaft spielen neben ungün-
stigen Einflüssen konstitutionelle eine Rolle. Ein
hochsensibler Mensch lebt in einer viel anfälligeren
emotionalen Innenwelt als etwa derjenige mit der
berühmten Elefantenhaut, der sich nur schwer aus
dem Gleichgwicht bringen läßt. Ein entscheidender
Faktor bleibt aber die personale Haltung bzw. die
geistige Einstellung. Diese kann aber manchmal
bis zum Äußersten herausgefordert sein.
Weitere Kriterien machen deutlich, zwischen wel-
chen Begriffen sich die Bewegungrichtung bzw. die
Bewegungshemmung abspielt:

- Unfreiheit gegen Freiheit
- Angst gegen Liebe
- Egozentrizität gegen Selbsttranszendenz
- chhaftigkeit gegen Sachlichkeit
- Flucht vor Realität gegen Konfrontation (Testen

der Realität)
- Unfähigkeit gegen Bereitschaft
- Selbsttäuschung gegen Selbsteinsicht
- Unkontrollierte Impulsivität gegen Frustrati-

onstoleranz
- Scheu gegen Mut
- Fremdbestimmung gegen Selbstbestimmung
- Schicksalsglauben gegen Optimismus
- Sicherung gegen Hingabe

Alle diese Bewegungrichtungen entsprechen den
Herausforderungen, denen sich jeder Mensch
stellen muß. Dem durchschnittlichen Menschen
gelingt es, soviel an innerer Freiheit, in Liebe und
Selbsttranszendenz, an Selbsteinsicht oder Mut
aufzubringen, daß es für eine gelungene Ausein-
andersetzung mit den Strukturen, Bedingungen
und Herausforderungen des Lebens reicht. Andere
Menschen kommen nicht so richtig voran und si-
chern sich vor den Schritten in die Zukunft und vor
ihren eigenen Werdemöglichkeiten. Dazu gesellt
sich ganz gut ein Wort des Dichters Hebbel: „Der
ich bin grüßt traurig den, der ich sein könnte." Der
neurotische Mensch verweigert sich seinem eige-

nen Reifungsprozeß und läßt seine Lebensentfal-
tung nicht zu. Einen Grund dafür haben wir schon
angegeben: die Angst. Dazu gesellt sich das Ge-
fühl des Sich-sichern-Müssens und des Kontrollie-
rens.
Der neurotische Mensch ist einer, der nicht aus der
Freiheit heraus handelt, sondern sich von psycho-
logischen Motiven leiten läßt. Er spürt in sich Ge-
fühle der Angst und des Zwanges und reagiert
darauf automatisch. Dabei kann vieles unbewußt
ablaufen, und zwar so unbewußt, daß jemand
ohne fremde Hilfe sich nicht aus seinen fragwürdi-
gen Strukturen ohne weiteres befreien kann. Er
braucht den Dialog und muß gegebenenfalls über
psychologische Mechanismen aufgeklärt werden.
Vieles würde er aber auch selbst erkennen, wenn
er nur zur inneren Ruhe gelangen würde und die
wahre Stimme seines Gewissens hören könnte.
Der neurotische Mensch ist aber nicht im Einklang
mit sich selbst. Er findet den Frieden nicht, weil er
seiner Personmitte, die auch mit dem Gewissen
identisch ist, ausweicht.

Elisabeth Lukas beschreibt fünf
Hauptproblemkreise der neuroti-
schen Existenz:
1. Das Problem der vorschnellen Verteidigung:
Der Neurotiker ist nicht am Sinn einer Sache inter-
essiert und ist von der Sinnhaftigkeit seines Han-
deln nicht überzeugt. Bald ist er auch von sich
selbst und seinem Eigenwert nicht mehr über-
zeugt. Also beginnt er, sich nach den Rückmel-
dungen anderer zu bemessen und versucht jede
Kritik abzuwehren.
2. Das Problem der Verpassung, von Schuldge-
fühlen:
Der Neurotiker entfaltet die Kunst, Schuld von sich
ab- und auf andere hinzuwälzen.
3. Das Problem des Nicht-Eigenen:
Definiert man das Eigene als „das je Meine, zu
dem ich meine Einwilligung gebe", ist der neuroti-
sche Daseinsmodus in seiner primären Unwilligkeit
geradezu gekennzeichnet durch das Fehlen von
Eigenem.
4. Das Problem der Gesprächsebenenvermi-
schung:
Die Kommunikationsebene zwischen neurotischen
und nicht neurotischen Personen stimmt nicht
überein.
5. Das Problem des passiven Widerstandes:
Da Konfliktaustragungen und Positionserklärungen
gescheut werden, ist der „passive Widerstand" die
Waffe des neurotischen Menschen.

Allgemeiner Hinweis zu diesem Thema:

Bei der Beschreibung der neurotischen Existenz-
weise ist es wichtig im Auge zu behalten, daß der
Neurotiker immer auch schon mehr ist als nur Neu-
rotiker. Als Mensch geht er nie vollkommen in der
neurotischen Existenzweise auf.

Elisabeth Lukas: Weisheit als Medizin. Kapitel:
Von der Angst zur Liebe. Stuttgart: Quell Verlag
1997.
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Pfr. Gerhard Naujokat
Nochmals heiraten - bei Wegfall der Rente?

Jeder kennt die Situation alleingebliebener älterer
Menschen, die es auf einem gemeinsamen Le-
bensweg wesentlich leichter hätten, wenn nicht so-
ziale Bedingungen diese Gemeinsamkeit verhin-
dern würden. Längst schon wäre die Sozialpolitik
aufgefordert und sollte auch von allen möglichen
Seiten angegangen werden, damit eine verträgli-
che Gesetzgebung im Rahmen der Rentenzahlun-
gen ausgearbeitet und durchgesetzt wird. Es kann
nicht auf Dauer angehen, dass bei vielen eine Le-
galisierung der Partnerschaft verhindert wird durch
den Wegfall dieser und jener Rente. Paare ohne
christliche Grundorientierung machen sich nichts
daraus und leben heutzutage als Lebensgefährten
voll zusammen. Von Christen erwartet man aber
das Vorbild für junge Leute, die man auf diese
Weise nicht indirekt zu einer unverbindlichen Form
des Zusammenlebens auffordern möchte. Die Ehe
ist immer auch ein gesellschaftlicher Vorgang und
sollte das auch bei alten Menschen sein. Wo blei-
ben aber die politischen und sozialen Hilfen, damit
das, was in der Partnerschaft menschlich möglich
wäre, auch gesellschaftlich gängig wird, ohne in
die Illegalität zu geraten? Was immer auch auf
weltlicher Ebene gang und gäbe sein mag, ältere
Partner möchten den biblischen Grundsätzen ge-
recht werden, denn sie sehen eine intensive Be-
ziehung zwischen Mann und Frau als Schöpfungs-
ordnung Gottes an. Bisher schützt auch der Staat
durch Gesetz und Rechtsprechung diese Form der
Lebensgemeinschaft.
Älteren Menschen ist im Grunde alles gedanklich
klar. Sie möchten auch keine biblischen Grund-
sätze verlassen. Sie sind ja bereit, den standes-
amtlichen Schritt und die damit verbundene Be-
glaubigung einzugehen. Aber wenn dadurch die
Existenzgrundlage verloren geht und es eine Art
Armutsleben wird, dann wird damit niemand glück-
lich sein; zu guter Letzt wird eine solche Beziehung
in Vorwürfen und Entzweiung enden. Zu einer
Harmonie zu zweit bedarf es nämlich auch einer
Mindestabsicherung der finanziellen Existenz. Mit
„Luft und Liebe" lässt sich zwar in Träumen leben,
aber nicht in der Wirklichkeit des Alltags. Es muss
nicht alles im Überfluss vorhanden sein, kann
durchaus bescheiden und auch manchmal knapp
ausfallen, aber es sollte für beide zur Zufriedenheit
reichen. Sonst lebt es sich nicht gut.
Sobald aber Witwen- oder Witwerrenten zum Teil
durch einen neuen Eheschluss verloren gehen, ist
vielfach auch die finanzielle Grundlage nicht mehr
gegeben. Beide Partner möchten gerne den kor-
rekten Weg gehen, werden aber gehindert durch
den ungerechten Wegfall einer Rente. Überall ist
der Staat heute bemüht, soziale Gerechtigkeit zu
schaffen - mit mehr oder weniger Erfolg. Hier ist
aber ein Punkt gegeben, an dem auf schnellst-
mögliche Weise gesellschaftspolitische Maßnah-
men greifen sollten, zu denen die Parteien bewegt
werden müssten. Es geht dabei nicht nur um Geld,
sondern um ethische Wertmaßstäbe, auf die eine
Gesellschaft nicht verzichten darf. Es ist in der Tat
eine soziale Ungerechtigkeit, wenn zwei Personen,
die eine staatliche Ordnung eingehen möchten,

dafür durch den Entzug von Renten bestraft wer-
den. Es steht doch meist ein Rechtsanspruch da-
hinter, der durch eine lebenslange Leistung be-
gründet ist. Deshalb sollte der Rentenanspruch
anerkannt bleiben und nicht dadurch unwirksam
werden, dass der Empfänger als Witwe oder Wit-
wer nochmals heiratet.
Was sollen die beiden Alten aber nun tun? Ein
vielfach erwünschter und wohl auch beliebter Weg
wäre, die standesamtliche Trauung zu umgehen,
sich aber vor Gott und der Gemeinde kirchlich ein-
segnen zu lassen. Dieser Ausweg war bisher juri-
stisch nicht möglich und hätte in der Vergangenheit
eine geltende Rechtsordnung gebrochen. Christen
konnten diesen Weg daher bisher nicht gehen.
Folgende Ermutigung konnten wir aber immer
schon aus ganzem Herzen aussprechen: Wenn
zwei Betroffene diese und jene Einschränkung auf
sich nehmen und einen bescheidenen Lebens-
standard pflegen, dann reicht das Finanzielle in
vielen Fällen, die Existenz abzusichern und somit
freien Herzens eine standesamtliche Trauung ein-
zugehen und danach auch den Segen der Ge-
meinde zu erbitten. Auf eine materielle Mithilfe der
Kinder kann man sich nicht verlassen und sollte
das auch nicht. Aber Gott gibt den Seinen meist
das, was sie benötigen. Es ist aber unübersehbar,
dass die Streichung von Renten einen finanziellen
und sozialen Absturz bedeuten kann und selbst
eine alte Ehe dann nicht mehr gedeiht, wenn ein
Dauerstreit und massive Zerwürfnisse wegen ma-
terieller Probleme auf Dauer ausbrechen würden.
Dann ist es nicht mehr Ehe, sondern Elend. Nach
anfänglicher Beglückung folgt ein unendlicher
Kleinkrieg, der beide seelisch kaputt macht.
Sollte sich also rechnerisch herausstellen, dass
eine ausreichende Finanzlage nicht geschaffen
werden kann, dann fehlen die materiellen Vorbe-
dingungen für eine neue Ehe. Es geht dann nicht.
Hier sollte man aber nicht missmutig, sondern
fröhlich diesen Verzicht in Kauf nehmen und ge-
trost auf anderer Ebene Möglichkeiten suchen und
wahrnehmen. Aus vielen Gesprächen ist mir be-
kannt, dass es den Alten nicht in erster Linie auf
Körperlichkeit und Sexualität ankommt. Anderes
steht im Vordergrund und hat praktische Bedeu-
tung. Im Kern dieses Verhältnisses geht es doch
vorrangig und entscheidend um den Ausbruch aus
der Einsamkeit, um die Aufhebung der Isolierung
und eine menschliche Kommunikation. Der Le-
bensmut wird gestärkt und das seelische Gleich-
gewicht wieder hergestellt und länger erhalten. Es
muss möglich sein - auch im christlichen Bereich -,
Freundschaften zu knüpfen und zu pflegen, ja, zu
fördern. Es muss legal sein, einander Hilfestellung
zu geben, Plaudereien und Gespräche zu führen
und auch ernsthafte Probleme in Politik und Ge-
sellschaft miteinander abzuwägen und zu be-
urteilen. Es darf nicht verpönt sein, wenn zwei mit-
einander Ausflüge unternehmen und Veranstaltun-
gen besuchen. Einer kann dem anderen durchaus
im Alltag behilflich sein und im Krankheitsfall Hilfe-
stellung leisten. Besonders der gemeinsame Be-
such von Gottesdiensten und Gemeindeveran-
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staltungen sollte von anderen nicht mit einem Sei-
tenblick versehen werden, sondern mit Wohlwollen
und Freude aufgenommen werden.
Dabei muss der Freundschaftscharakter der Be-
ziehung deutlich und unmissverständlich sichtbar
bleiben, sodass keine Verdächtigungen mit hinter-
gründiger Umdeutung des Verhältnisses entstehen
können, ob es sich vielleicht doch um ein heimli-
ches Paar handelt. Sicher spielt hier eine gewisse
Ermessensgrenze eine Rolle, die aber nicht vom
eigenen Egoismus oder vom Unwillen und Unmut
der Umgebung geprägt werden darf, sondern von
der inneren Verantwortung der beiden Christen.
Ohne Zweifel kann sich hier menschliches Ver-
trauen entwickeln und die seelische Nähe zu ei-
nem Menschen tröstlich und tragfest werden. Und
mehr braucht der Einzelne gar nicht. Sie sollten
getrennt wohnen bleiben und als Freunde die Ge-
meinsamkeiten vorher verabreden. Sie sind eben
kein Ehepaar. Aber das dunkle Loch der Einsam-
keit ist überwunden.
Natürlich werden auch Differenzen und Spannun-
gen auftreten, denn es gibt keine allgemeingültige
und immerwährende Harmonie unter Menschen.
Diese Spannung muss immer und von jedem in ei-
gener Verantwortung getragen werden, ohne Bela-
stung des anderen und ohne Belästigung der Ge-
meinde. Es ist auch nicht auszuschließen, dass
diese Art einer Freundschaft wieder auseinander-
geht - aus welchen Gründen auch immer. Dann
richten die Betroffenen ihre Blicke und Fragen zum
lebendigen Gott, der ihren Weg in der Hand hält
und sie zum guten Ziel führen wird, auf welche
Weise auch immer.
Aber auf dem eigentlichen gesellschaftlichen
Sachgebiet des „Rentnerkonkubinats" erweitert
sich gegenwärtig das juristische Nachdenken, und
die Diskussionen gehen in aller Offenheit und mit
Nachdruck weiter in Richtung „Öffnung". Es gibt
Juristen - gerade auch mit christlicher Grundhal-
tung -, die der kirchlichen Trauung mehr Gewicht
geben möchten. Im Verlauf der gesellschaftspoliti-
schen Entwicklung - so meinen wichtige Stimmen -
würden in der Ehegesetzgebung die staatlichen
Maßgaben eingeschränkt oder zurückgenommen.
Im Bundesjustizministerium und in fast allen Par-
teien sind die Meinungsbildung und die Ände-
rungsabsichten schon so weit fortgeschritten, dass
man alle Arten und Variationen von Lebenspartner-
schaften gesetzlich anerkennen will und die Mög-
lichkeit dazu auf dem Rechtswege ebnet. Schon
jetzt gibt es kein gesetzlich definiertes und vorge-
gebenes Eheleitbild mehr.
Erstaunt nimmt man zur Kenntnis, daß heute keine
Strafen mehr ausgesprochen werden in dem Fall,
dass der zeitliche Vorrang der standesamtlichen
vor der kirchlichen Trauung entweder umgangen
oder gar nicht mehr beachtet wird. „Wer also eine
Ehe kirchlich traut, ohne dass vorher eine stan-
desamtliche Trauung erfolgt war, erfüllt zwar den
Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit, kann dafür
aber nicht mit einer Geldbuße zur Rechenschaft
gezogen werden. Die Kriminalisierung der voran-
gehenden oder gar ausschließlichen kirchlichen
Trauung ist mithin entfallen" (Hans Hattenhauer).
Ein Recht, gegenüber den nur kirchlich Getrauten
Zwangsmaßnahmen anzuwenden, gibt es gegen-
wärtig nicht.
Schon vor Jahren schrieb und sprach der Jurist
Professor Dr. Hans Hattenhauer (Universität Kiel)

von der „Privatisierung der Ehe". Er war und ist
nicht nur ein guter Sachkenner, sondern auch ein
beachtenswerter Vordenker. So zeigt sich heute
die Richtigkeit seiner damaligen juristischen Vor-
schau, dass die Entwicklung des Eherechts zu-
nehmend in Richtung Privatisierung läuft. Daran
kann die christliche Gemeinde zu Gunsten eigener
Rechte und Pflichten anknüpfen und aufbauen.
Das Argument des Rentenverlustes würde auf
diese Weise entfallen. Die steuerliche Einordnung
erfährt keine Veränderung, ebenso wenig die ren-
ten- und krankenversicherungsrechtlichen Bedin-
gungen. Wenn der Staat nach dem Hamburger
Modell die sogenannte „Homosexuellenehe" mit
standesamtlicher Registrierung rechtlich unbean-
standet hinnimmt und der gesetzlichen Einführung
nicht widerspricht, dann kann er auch nicht gegen
die „Kirchenehe" vorgehen, die das weltliche Recht
gar nicht berührt.
Für Christen stellt sich demnach immer stärker die
Frage, ob nach der Verwässerung des weltlichen
Eherechts die christliche Gemeinde nicht eine
stärkere und verlässlichere Bindung der Partner-
schaft entwickeln sollte unter Einbeziehung geistli-
cher Aspekte und der Mitverantwortung von „Älte-
sten". Denn die biblische Vorgabe und Grun-
dorientierung sollte - soweit menschenmöglich -
gewährleistet und akzeptiert sein, dass die Ehe vor
Gott vollständig und endgültig aneinander bindet,
total und unwiderruflich für die guten wie die bösen
Tage, bis der Tod sie scheidet.
Der Staat hat mit der Entwertung und Herabstu-
fung der Ehe eine Lücke aufgetan, die Unsicher-
heit und Ratlosigkeit auslöst. Dieses ethische Va-
kuum möchte und muss nun von der christlichen
Gemeinde aufgefüllt werden, wobei Verwitweten
und Rentnern auf einem begründeten Fundament
Mut gemacht werden sollte, die Zweisamkeit zu
wagen. Für die Gemeinde wären die kirchlich Ge-
trauten dann vollgültige Ehepaare, für den Renten-
versicherer dagegen nicht. Falls weitergehende
Absicherungen und Festlegungen erwünscht oder
erforderlich sind, etwa in Erbschaftsfragen, müs-
sten diese mit einem Notar geprüft und fixiert wer-
den. Auch für junge Menschen wird in der Zukunft
ein privater Ehevertrag an Bedeutung gewinnen.
Denn der anhaltende Prozess der Pluralisierung
macht es für Lebenspartner nötig, mehr Eigenver-
antwortung im Hinblick auf ihr Eheleitbild zu über-
nehmen. Die neue Eheauffassung ist nach Mei-
nung von Juristen ein verfassungsrechtlich anzu-
erkennender Tatbestand. Dadurch wird einerseits
ein Tor zu größerer Bewegungsfreiheit geöffnet,
andererseits werden eine stärkere Gewissenhaf-
tigkeit und Verantwortung gefragt sein, um sich auf
Dauer zu binden. Erst in der freiwilligen Endgültig-
keit erreicht die Ehe den Tiefgang wirklicher Ge-
meinsamkeit.
Ob „Erstehe" oder „Witwenehe": Die Verbindlich-
keit schafft das Fundament für eine Partnerschaft,
die in guten und in weniger erfreulichen Tagen
durchträgt. Ohne Leidensfähigkeit gibt es keine
Glücksfähigkeit. Der Liebesfähige ist auch der Lei-
densfähige. Aber das Schwere im Leben muss
nicht ärmer machen; man wird dadurch meist rei-
cher und reifer.
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Valerie Riches
Für Eltern keinen Zutritt

Geschichte und Konsequenzen der Geburtenkontrolle für die Jugend

Die Eltern oder der Staat?
Von allen Lebewesen, die mit Muttermilch genährt
werden, ist das Menschenkind das für die längste
Zeit hilfloseste. Wie alle Eltern wissen, verlangt ein
Kind einen immensen Aufwand an Fürsorge und
Schutz bis in die späten Jugendjahre, wenn er
oder sie sich zu einem selbständigen Individuum
entwickeln soll.
Eine Frage, die jede Gesellschaft bei der Festle-
gung der Prioritäten für ihr nationales Bestehen be-
rührt, ist, wie und bis zu welchem Punkt die Für-
sorge für das sich entwickelnde Kind vom Staat
oder seinen Eltern übernommen werden soll.
Wir sind nun in unserem Land (GB) an einem
Punkt angelangt, an dem die ernstlichen Verwick-
lungen zutage treten. Mrs. Victoria Gillick's Kam-
pagne für die Legalisierung der Entscheidung über
die Versorgung mit kontrazeptiver Beratung und
Behandlung für nicht volljährige Kinder ohne Be-
nachrichtigung der Eltern hat weitreichende soziale
Folgen.
Lord Devlin, ein ehemaliger Richter am Berufungs-
gericht, „Appeal Judge" (jur. Titel) beschreibt in ei-
nem Brief an die „Times"1 die Angelegenheit als
von größter sozialer Bedeutung in diesem Jahr-
hundert, da es sich in dieser Form um die lebens-
wichtige Frage dreht, wer für die Erziehung und Si-
cherheit des Kindes verantwortlich ist. Weil es kei-
nen Sinn hat, Lord Devlins kurze und deutliche Er-
klärung des Vorgangs zu umschreiben, ist der Brief
hier vollständig abgedruckt:

„Die Klage 'Gillick gegen die Gesundheitsbe-
hörde von West Norfolk', über die Sie vor kur-
zem einen einleuchtenden Leitartikel geschrie-
ben haben (27.7.84), kann gut - sozial gesehen
- die wichtigste sein, die in diesem Jahrhundert
vor die Gerichte kam oder kommt. Es herrscht
allgemeine Zustimmung darüber, daß das Auf-
ziehen eines Kindes bis zu einem gewissen
Alter - in diesem Falle 16 - der erzieherischen
Kontrolle unterworfen sein muß. Es liegt in der
Natur der Sache, daß diese erzieherische Kon-
trolle entweder von den Eltern oder vom Staat
ausgeübt wird. Ich denke, es ist allgemein an-
erkannt, daß dies - mit Ausnahme der Fälle, in
denen elterliche Kontrolle klar versagt hat, oder
in denen die Regierung deutlich das Gegenteil
verordnet hat, die elterliche Kontrolle ist. Dieser
Umstand, obwohl das Gesetz ihn nicht als sol-
ches erklärt hat, ist doch in dieser Form Ge-
genstand der öffentlichen Politik. Zu einem
Zeitpunkt, da die Gerichte außergewöhnlich zu-
rückhaltend waren, beansprucht jemand ziem-
lich eigenmächtig, daß die Politiker das um die
Jahrhundertwende herausgebildete Gewohn-
heitsrecht nicht als auf ewig festgelegt be-
trachten müßten.
Lord Radcliffe - meiner Meinung nach der
größte Rechtsanwalt seiner Generation - würde
dies nicht akzeptieren. In einem Referat über

'Das Gesetz und seine Auswirkung' beschrieb
er das Gesetz bei der Anwendung in der öf-
fentlichen Politik dahingehend, daß es 'einige
Dinge gibt, die im Gesetz nicht enthalten sind',
und betrachtet es als dasjenige, das 'die innere
Überzeugung ausdrückt, die letztlich das ganze
System trägt'. Er schrieb: 'Wir alle fühlen, daß
es Beziehungen gibt, die sich aus menschli-
chen Einrichtungen entwickeln, die eines be-
sonderen Schutzes bedürfen vor äußeren Ein-
griffen oder sogar freiwilligem Verzicht', und er
gab als Beispiel vorrangig eheliche und elterli-
che Verbindungen an. Ich hoffe, daß in diesem
Fall, wenn es so weiter geht, oder in einem zu-
künftigen die Diskussion nicht auf Spekulatio-
nen begrenzt wird, ob an einer Person ein Ver-
brechen begangen wird oder ob es ein Verge-
hen ist. Ich hoffe ebenso, daß das Gewohn-
heitsrecht für fähig befunden wird, auf die Frage
eine Antwort zu geben, ob es bei den Eltern
oder den staatlichen Gesundheitsbehörden
liegt, zu entscheiden, ob ein Kind unter 16 mit
der Bedeutung sexueller Promiskuität konfron-
tiert werden soll, oder beim Staat."

Manche sind jedoch der Ansicht, daß die Ent-
scheidung schon zugunsten des Staates gefallen
ist:

„Von der Geburt bis zum Tode ist es es nun das
Privileg des fürsorgenden Staates, die wichtig-
sten Entscheidungen objektiv und ohne Emo-
tionen zu treffen, der Staat wägt ab, was für das
Kind das Beste ist."2

Dies schrieb Frau Helen Brook, Gründerin und
Präsidentin der „Brook-Beratungszentren" in einem
Brief an die Times als Antwort auf einen Artikel,
der die Vorgehensweise von Aufklärungsaktionen
kritisierte. Ihre Antwort zeigt das Ausmaß, in wel-
chem die Geburtenkontroll- und Aufklärungs-Lobby
die Eltern wegdrängt und versucht, ihnen sämtliche
Verantwortung, in dem für ihre Kinder lebenswich-
tigen Bereich der sexuellen Entwicklung zu neh-
men.
Es ist tatsächlich die Geburtenkontrollbewegung,
die eine führende Rolle darin gespielt hat, sicher-
zustellen, daß die Eltern so lange wie möglich über
das Wesen der Aufklärung in der Schule und an-
derswo und über die Beschaffung von kontrazepti-
ven Mitteln für ihre minderjährigen Kinder im Dun-
keln gelassen wurden. Die Lobby hat die elterliche
Position geschickt unterwandert und läßt Jungen
und Mädchen in immer jüngeren Jahren mit sexu-
ellem Umgang experimentieren und das mit den
frei zugänglichen und vom Staat unterstützten
Verhütungsmitteln: Ein Service, den sie erfolgreich
durchführen, nachdem sie jahrelang eine Regie-
rung nach der anderen beeinflußt haben.3

Damit elementar verbunden gelang es ihnen, die
Ärzteschaft dazu zu bringen, die historisch verwur-
zelte Achtung vor den Eltern, zu denen ein Ver-
trauensverhältnis bestehen sollte, über Bord zu
werfen. So wie es nun steht, haben Kinder jetzt
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das Recht auf heimliche Verbindungen zu Ärzten
und anderen Kapazitäten in den Kliniken, die die
Regierung besonders dahingehend ausgestattet
hat, sich um sie zu kümmern.

Die Sex-Lobby der Kinder
Das Konzept der Recht(e)s der Kinder/des Kindes
auf Sex und das Loslösen von den Eltern ist nicht
neu. Es wurde z.B. von Dr. Brock Chisholm, einem
Humanisten und zugleich ersten Direktors der
WHO verbreitet. Chisholm stand in enger Verbin-
dung zu der Bevölkerungskontrollbewegung in den
USA und er sah in der Sex-Aufklärung ein Mittel,
die Struktur der Familie - so wie wir sie kennen - zu
verändern.
Chisholms Buch „Können Menschen das Lernen
lernen?" (publiziert 19524) bringt diese These zum
Ausdruck. Er glaubte, daß die hinderlichste Bar-
riere auf dem Weg zu einem zivilisierten Lebensstil
in der Welt das Konzept von „Gut und Böse" war.
Kinder müßten von nationalen, religiösen und an-
deren kulturellen „Vorurteilen" befreit werden, die
ihnen von den Eltern, von zivilen und religiösen
Autoritäten aufgezwungen würden. Er sah Eltern
als Diktatoren und Unterdrücker des guten kindli-
chen Charakters an und setzte auf sexuelle Aufklä-
rung von klein auf.
Sexuelle Aufklärung - heutzutage beliebt wegen ih-
rer Verwerfung von absoluten Werten zugunsten
des „Subjektivismus" - enthält komplett Chisholms
Ideologie. Phrasen wie „es gibt kein richtig und
kein falsch" oder „normal ist, was du bist" sind an
der Tagesordnung, und wenn sie auch nicht immer
wörtlich verkündet werden, so sind sie doch in den
Botschaften an die Jugendlichen implizit verankert.
Eine Studie über sexuelle Aufklärung in unserem
Land zeigt, daß es nicht möglich ist, diese Tatsa-
che von der gegenwärtigen Strategie der Vergabe
kontrazeptiver Mittel an Minderjährige, ohne Ver-
ständigung der Eltern, zu trennen, wenn es das
Kind so will.
Die Angelegenheit kam erstmals 1971 an die brei-
tere Öffentlichkeit, als ein Arzt aus Birmingham von
den Brook-Beratungszentren vor den „General
Medical Council" zitiert wurde, weil er den Eltern
eines 16jährigen Mädchens erzählt hatte, daß
Brook sie „an die Pille gehängt" hatte. Brook
rechtfertigte den Fall mit der Familiengesetzreform
von 1969, die besagt, daß das Recht zur Einwilli-
gung auf medizinische Hilfe von 16 Jahren an auch
das Recht auf Vertraulichkeit einschließt. Glückli-
cherweise wurde der Doktor freigesprochen. Kurz
darauf gab die „British Medical Association" ihre
Richtlinien bekannt, die von einigen Ärzten kritisiert
wurde, weil diese darauf bestanden, ihre Freiheit in
Bezug auf eine Absprache mit den Eltern über die
Probleme der Kinder zu behalten. Die Richtlinien
der BMA besagten, daß, „wenn der Arzt der Mei-
nung ist, das Zurückhalten vertraulicher In-
formationen gegenüber Dritten diene dem Wohle
des Patienten, es doch seine Pflicht ist, alles zu
unternehmen, um den Patienten zu überreden,
diese Information an Dritte weitergeben zu lassen.
Wenn dies der Patient aber nicht möchte, muß
dies akzeptiert werden." Die Ärzte beanstandeten
hauptsächlich das Wort „muß".5

Nichtsdestoweniger ist die Geburtenkontrollbewe-
gung unaufhörlich damit beschäftigt, die Eltern aus
der Sexualaufklärung hinauzudrängen und von der

Versorgung der Kinder jedweden Alters mit kontra-
zeptiven Mitteln fernzuhalten.
Die Family Planning Association (FPA - bei uns
„pro familia") und Brook sowie deren Mitstreiter
steuerten die Politik und verbreiteten Argumente,
die „Reformen" vorbereiten sollten. Sie gingen
auf's Ganze und konzentrierten sich auf den rein
pragmatischen Aspekt: Sex mit Verhütungsmitteln
sei die höchste Form der Verantwortung für Ju-
gendliche. Sie nennen es „Safe Sex For Teen-
agers". („Sicherer Sex für Teenager")
Nach erfolgreicher Beeinflussung von Regierungen
erreichte die FPA die kostenlose Abgabe kon-
trazeptiver Mitteln an alle, unabhängig vom Famili-
enstand und Alter. Der Erlaß, der sie dazu legiti-
mierte, war das Nationale Gesundheitsgesetz von
1973. In der Tat trug dieser Erlaß auch dazu bei,
daß das Gesetz zur Regelung des Zustimmungs-
alters der Lächerlichkeit preisgegeben und unwirk-
sam werden konnte zu dem Zeitpunkt, als die pä-
dophile Bewegung (Unzucht mit Kindern) die Ab-
schaffung der Zustimmungspflichtigen Altersgrenze
oder zumindest deren Vorverlegung um 4 Jahre
forderte.
Fast unmittelbar darauf folgte das berüchtigte Me-
morandum des Gesundheitsministeriums (Depart-
ment of Health & Social Security - DHSS)6 von
1974 über die Richtlinien zur Familienplanung
ergänzt, bei dessen Vorbereitung den Beamten
des DHSS sowohl von der FPA als auch von den
„Brook Advisory Centres" Hilfe zuteil wurde. Absatz
G dieses Dokumentes zitierte die „Medical De-
fence Union" wie folgt: „Die Eltern eines Ju-
gendlichen, egal welchen Alters, sollten nicht ohne
seine oder ihre Einwilligung von einem Mitarbeiter
einbezogen werden."
Gar nicht so lange vorher hatten die Brook-Bera-
tungszentren verkündet:

„Zum Teil durch unsere Beharrlichkeit bedingt,
wird nun weitgehend anerkannt, daß Ärzte Ver-
hütungsratschläge und Rezepte dieser Art an
Mädchen unter 16 geben können, mit der Zu-
stimmung eines Elternteils oder Bevollmäch-
tigten, wie es für jede medizinische Behandlung
in diesem Alter nötig ist."7

Dann, 1974, wurde zugegeben:
„Es ist nur wenige Monate her, daß Ärzten freie
Bahn in puncto Beratung und Verschreibung
bei Jugendlichen unter 16 gegeben wurde, oh-
ne die nötige elterliche Zustimmung; die Brook-
Zentren taten dies jedoch schon lange bevor
die Entscheidung auf nationaler Ebene fiel."8

Tatsächlich ließ das Brook-Manifest „Safe Sex For
Teenagers" die Katze aus dem Sack:

„Niemals hat Brook Mädchen unter 16 abgewie-
sen, deren Freunde das Gesetz brachen, indem
sie mit ihnen schliefen."9

Brook wurde 1964 gegründet. Niemals haben sie
einen Hehl daraus gemacht, daß sie den sexuellen
Umgang unter Jugendlichen guthießen. Ihre akti-
ven Ratgeber waren u.a. James Hemming, der
sich lange Zeit für Sex unter Jugendlichen stark
gemacht hat, und Michael Schofield, dessen Buch
„Promiskuität" wahllose sexuelle Verbindungen
rechtfertigte.10

Verschiedene Stellungnahmen in Brooks Manifest
„Safe Sex For Teenagers" werfen ernsthafte
Zweifel über die Art der „Beratung" auf, die Ju-
gendlichen in den Brook-Zentren zuteil wird. Es ist
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bekannt, daß das Prinzip der Unterweisung des
Personals, das Brook zugrunde legt, besagt, daß
„der Kunde immer recht hat" und „wir müssen be-
reit sein, unsere etablierte Haltung, daß Sex für Ju-
gendliche gefährlich sei, in Frage zu stellen". Zu-
sammengefaßt heißt das: „Es gibt immer noch zu
viele Angestellte in Geburtenkontrollkliniken, die
glauben - sei es bewußt oder unbewußt - daß Sex
vor 16 Sünde sei."11 Niemand wird vor ein Gericht
ziehen, um feststellen zu lassen, ob Sex vor 16
Sünde ist. Aber die Frage lautet: Ist es legal?

Mißachtung der Eltern
Brooks Haltung gegenüber den Eltern kann auch
an seiner Reaktion auf eine vorgeschlagene Ver-
besserung der Erziehungsgesetzgebung, die 1980
vor das Parlament kam, erkannt werden. Wäre
dies durchgekommen, hätte es den Eltern die Be-
rechtigung gegeben, zu erfahren, was im Aufklä-
rungsunterricht gelehrt wird - mit dem Recht, ihre
Kinder aus dem Unterricht zu nehmen, wenn der
Unterricht nicht akzeptabel wäre. Der Verbes-
serungsvorschlag kam wegen des bevorzugt amo-
ralischen und perversen Inhalts einiger Aufklä-
rungsschriften zustande. Der Vorsitzende von
Brook und zugleich die treibende Kraft bei der
Kampagne für die Gleichberechtigung Homosexu-
eller machte sich Luft über einige ernstliche Be-
fürchtungen bezüglich elterlicher Kontrolle des
Aufklärungsunterrichts. Danach verursachte ein
Band mit Unterrichtsmaterial über Verhütung, den
Brook veröffentlicht hatte und der zum Gebrauch
an Schulen bestimmt war, eine tiefgreifende Kon-
troverse, nachdem er im Parlament als „pornogra-
phisch" beschrieben worden war.13

Nachdem die FPA die überwiegende Anzahl ihrer
Kliniken den „Area Health Authorities" (dt. etwa re-
gionale Gesundheitsbehörden) überschrieben
hatte, ist sie nun fast ausschließlich in sexueller
Aufklärung und der Verbreitung von Informationen
über Geburtenkontrolle engagiert. Die FPA hat
deutlich gemacht, daß sie eine Gesellschaft zu er-
richten anstrebt, in der „keine altertümliche Se-
xualgesetzgebung mehr zu finden ist"14 und sie
unterstützt stillschweigend den Bericht der „Bewe-
gung für Sexualgesetzreformen" von 1975. Dieser
befürwortete neben anderen Vorschlägen zur Libe-
ralisierung der Sexualität, daß das gesetzliche
Mündigkeitsalter auf 14 Jahre reduziert werden
solle, einschließlich der Zustimmung zur Blut-
schande. Die Angst davor nannte der Report „irra-
tional". (...)
Während der ganzen 70er Jahre unterstützte die
FPA enthusiastisch jedes radikale Aufklärungs-
schriftstück, das auf den Markt kam. Unter ihnen
war „Das kleine rote Schulbuch", später gerichtlich
als obszön bezeichnet, und „Sexuelle Aufklärung",
„Die falsche Zone", die von der „National Secular
Society" veröffentlicht wurden und die Meinung
vertraten, daß finanzielle Unabhängigkeit Mädchen
die Freiheit gibt, soviele Liebhaber zu wählen, wie
sie wollten, und von beiderlei Geschlecht, und es
wurde oraler und analer Verkehr als Verhütungs-
methode für die Jugendlichen vorgeschlagen.
Vor kurzem erst produzierte die FPA das umstrit-
tene Buch „Make It Happy" (Mach's auf die glückli-
che Art)15, das das Kultbuch der Aufklärung wurde.
Sein Autor war Sekretär der „Gesellschaft für Se-
xualgesetzreformen". Das Buch wurde von einem

führenden Journalisten als „eines der schmutzig-
sten Bücher dieser Art, die ihm jemals unterge-
kommen sei", bezeichnet. Die Brook-Be-
ratungszentren benutzten das Buch in ihren Klini-
ken bei der Arbeit mit Kindern.16 Das Buch enthält
wertfreie Ratschäge für oralen und analen Sex,
Gruppensex, Inzest zwischen Schwestern und
Brüdern (Inzest wurde als „Möglichkeit zu einer
liebevollen sexuellen Beziehung" bezeichnet) und
für sexuelle Aktivitäten mit Tieren fast bis hin zum
Geschlechtsakt.
Der durchgehende Tenor in „Make It Happy" ist
das Anprangern der gesetzlichen und sozialen Re-
gelungen, die die sexuellen Aktivitäten kontrol-
lieren sollen, als veraltet. Bezüglich der zustim-
mungspflichtigen Altersgrenze heißt es: „Einerseits
verstößt ein Junge gegen das Gesetz, wenn er se-
xuellen Kontakt mit einem Mädchen unter 16 hat,
andererseits ist es dem Mädchen erlaubt, Verhü-
tungsmittel zu erhalten oder zu benutzen, auch
wenn es nicht 16 ist." Mit anderen Worten, es ist in
Ordnung, wenn das Gesetz gebrochen wird, vor-
ausgesetzt, man benutzt Verhütungsmittel. Um
dem Rechtsbruch noch die Unverschämtheit hin-
zuzufügen, werden den Lesern Agenturen ge-
nannt, zu denen sie gehen können und zwar mit
dem Kommentar: „Keine der erwähnten Kliniken...
wird dein Alter überprüfen." Dieselben Agenturen
sind in dem Sex-Handbuch für Teenager mit dem
Titel „Lernen mit dem Sex zu leben" verzeichnet,
die 1972 erschien, zwei Jahre vor dem ersten
DHSS-Memorandum. Sie sind dort als Agenturen
beschrieben, die „sich deiner Probleme freundlich
annehmen und den Eltern nichts erzählen, außer
du wünschst es".
Die fest verankerte Mißachtung der Eltern kam
1978 klar zum Ausdruck, als der „Ipswich Com-
munity Health Council" (Rat für Gesundheit der
Gemeinde Ipswich) der „Suffolk Area Health Aut-
hority" (Gesundheitsbehörde von Suffolk) empfahl,
eine schriftliche Erlaubnis von den Eltern einzuho-
len, wenn von Minderjährigen Verhütungsmittel
verlangt würden. Prompt kam ein aggressiver Brief
der FPA, der besagte, daß die Vereinigung (FPA)
die Einhaltung der Richtlinien, wie sie im DHSS-
Memorandum zur Familienplanung festgelegt sei-
en, genauestens im Auge behalten ... und alles in
ihrer Macht Stehende tun werde, um sicherzu-
stellen, daß diese Bestimmungen in jeder Weise
eingehalten würden.17 Daraufhin schlug die „Area
Health Authority" die Entscheidung des ICHC nie-
der. Es wird somit deutlich, daß der Ausschluß der
Eltern ein zentrales Element der Ideologie der
Geburtenkontroll-Aufklärungsbewegung ist.
Das Material, das von der FPA und Brook produ-
ziert wird - sowie die meisten der Aufklärungshil-
fen, die dieser Tage den Kindern präsentiert wer-
den - sind auf sexuellen Umgang zwischen Jungen
und Mädchen ausgerichtet. Das Sex-Handbuch
von A-Z der FPA für Teenager/Jugendliche „Ler-
nen mit dem Sex zu leben" sagt z.B.: „...es ist
wichtig, daß bei einem Paar, das zum ersten Mal
miteinander schlafen will, der Junge sicherstellt,
daß das Mädchen entspannt ist."18

Das Ausmaß des Einflusses der FPA und ihrer
Tochterorganisationen kann gar nicht hoch genug
eingeschätzt werden. Sie sind in allen Organisatio-
nen vertreten, die mit der Erteilung von Aufklä-
rungskursen für Lehrer und andere Berufsgruppen
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zu tun haben. Die meisten werden von der DHSS
finanziert.
1975 stand im Berich der Report der „Monopolies
Commission" (Monopolkommission), daß die Auf-
klärungsaktivitäten der FPA den Markt für Verhü-
tungsmittel vergrössert hätten.19 Es ist gängige
Praxis, daß in den Schulen den Kindern Verhü-
tungsmittel demonstriert werden mit dem Hinweis,
daß diese diese ohne Absprache mit den Eltern bei
Ärzten und in Kliniken frei erhältlich sind. Ein Arzt
des „Health Education Council" betonte dies drei-
mal in dreißig Sekunden während einer Schulfunk-
sendung.20

So sieht die drangsalierende Propaganda aus, die
auf unsere Jugend gerichtet ist. Können wir daher
überrascht sein, daß sich die Zahl der Min-
derjährigen, die in öffentlichen Kliniken angetroffen
werden, zwischen 1976 und 1982 verdoppelt hat -
von 8 000 auf fast 16 000.?21 Die Statistik schließt
diejenigen nicht ein, die in Brook Kliniken behan-
delt wurden und deren Zahl auf 15 00022 geschätzt
wird. Vorsichtige Schätzungen veranschlagen zu-
dem 1 Kind pro Allgemeinmediziner und Jahr, ins-
gesamt über 60 000 unter 16, die Verhütungsmittel
erhalten. So viel zu den „Ausnahmefällen" und den
„kleinen Problemen", auf die die Kinder-Sex-Lobby
anspielt.
Brook und die „British Medical Association" wie-
derholen mit monotoner Regelmäßigkeit, daß 2/3
dieser Kinder die Zustimmung ihrer Eltern haben
oder sie erhalten würden. Aber seitdem von der
DHSS, regionalen Gesundheitsbehörden und von
Brook kein schriftlicher Altersnachweis und keine
Einwilligung der Eltern mehr verlangt wird, sind
diese Behauptungen nur noch Lügengeschichten
der Phantasie. Eine andere Propagandaform, um
das Ausmaß und die Art des Problems des Sex bei
Minderjährigen zu verschleiern.

Die Opfer
Selbst nach den Worten von FPA, Brook und BMA
funktioniert das System nicht.
Abtreibung hat sich bei den unter 16- und unter
20jährigen seit 1969 (dem ersten Jahr, in dem le-
gale Abtreibung möglich war) mehr als verdoppelt.
Es besteht wachsende Besorgnis in Bezug auf
Krebs des Gebärmuttermundes bei jüngeren Frau-
en, der auf Sex in jungen Jahren zurückgeführt
wird. Wegen der wahren Epidemie dieses Krebses
schlug kürzlich ein Pathologe vor, daß keine Frau
sexuelle Kontakte vor ihrem 20. Lebensjahr haben
sollte.23 Kinderprostitution, die seit einem halben
Jahrhundert oder länger unbekannt vergessen war,
beginnt sich wieder zu verbreiten. Geschlechts-
krankheiten bei den unter 25jährigen, die häufig
Beckeninfektionen und Sterilität nach sich ziehen,
sind nun an der Tagesordnung.
Je mehr Rekruten aufs Schlachtfeld geschickt
werden, desto höher ist die Verlustrate, vor allem
dann, wenn die Rekruten zu unreif sind, mit ihren
Waffen umzugehen.
Dr. Judith Bury, Ärztin der „Edinburgh Brook Advi-
sory Centres", die sich mit Jugendsexualität befaßt
hat, gab zu:
„Es gibt überwältigende Beweise - im Gegensatz
zu dem, was Sie vielleicht erwarten - daß das Ver-
schreiben von Verhütungsmitteln zu einem Anstieg
der Abtreibungen führt."

Sie sagte, der Grund dafür sei, daß, sobald sich
die Frauen der Möglichkeiten zur Empfängnisver-
hütung bewußt würden, sie nach einem Versagen
den Schwangerschaftsabbruch verlangten.24 Das
ist die Verhütungsmentalität. Dazu kommt die hohe
Versagerquote bei den den Jugendlichen, die vier
bis fünfmal höher ist als bei Erwachsenen.25

Trotzdem wird diese Strategie hartnäckig weiter
verfolgt. Nichts darf die Ideologie der sexuellen
Freiheit für Kinder durchkreuzen.
Trotz wiederholter Anstrengungen, die alle mögli-
chen demokratischen Verfahren einbezogen, um
die Politik der DHSS zu rückgängig zu machen, ist
der mehrheitliche Wille der Öffentlichkeit in dieser
Sache von der Bürokratie ignoriert worden. Jeder,
der die Methoden der Aufklärung und die Vertei-
lung von Verhütungsmitteln an Kinder - hinter dem
Rücken der Eltern - hinterfragt, jeder, der auf die
psychischen und emotionalen Gefahren der ver-
frühten sexuellen Erfahrungen für das Kind, die
Familie und die Gesellschaft hinweist, jeder, der
das Ausmaß kritisch betrachtet, in welchem sich
aufeinanderfolgende Regierungen für die systema-
tische Verführung der Jugend hergegeben haben,
wird sofort als Miesmacher, Lügner oder als mit
dem Papst verbündet gebrandmarkt.

Das Dilemma des Arztes
In Anbetracht all dieser Tatsachen stört es vor al-
lem, daß der Medizinerstand, wie er von „General
Medical Council" und in der „British Medical Asso-
ciation" repräsentiert wird, dazu herhalten soll, die
Politik des „Department of Health" und seiner
Agenturen zu unterstützen. In der Schrift „Profes-
sional Conduct and Discipline - Fitness to Practice"
(Professionelles Verhalten und Disziplin-Eignung
für die Praxis) (siehe Paragraphen unten) trennte
das GMC das Gebiet der sexuellen Entwicklung
des Kindes von jeder anderen ärztlichen Praxis,
Behandlung und Ethik. Warum? Nirgendwo ist es
einem Arzt verboten, die Eltern zu benachrichtigen,
wenn ihr Kind schnüffelt, Drogenmißbrauch treibt,
zuviel Alkohol trinkt oder die Einnahme von Medi-
kamenten unterläßt. Nur auf dem Gebiet der Se-
xualität hat das Kind das absolute Recht, mit dem
Arzt vertraulich Kontakt aufzunehmen. Ärztliche
Verschwiegenheit ist in diesem Punkt ein Ablen-
kungsmanöver.
§ 2(c) Wenn es der Arzt unter bestimmten Um-
ständen aus medizinischen Gründen für nicht wün-
schenswert hält, die Zustimmung des Patienten
einzuholen, können Informationen betreff der Ge-
sundheit des Patienten bisweilen vertraulich an
einen nahen Verwandten oder an eine Person, die
zum Patienten ein enges Verhältnis hat, weiterge-
geben werden. (Diese Ausführung ist in Paragraph
4 unten näher beschrieben.)

§ 4 Wenn ein Minderjähriger um medizinische Be-
handlung nachsucht in Bezug auf eine Schwanger-
schaft oder einer Verhütungsberatung, sollte es
das besondere Anliegen des Arztes sein, eine
Schwächung der elterlichen Verantwortung und
Stabilität der Familie zu vermeiden. Der Arzt sollte
den Grad der Abhängigkeit von den Eltern fest-
stellen und versuchen, den Patienten zu überre-
den, die Eltern (oder einen Bevollmächtigten oder
eine andere Person in loco parentis) in den Fall mit
einzubeziehen und dies so früh wie möglich. Wenn

Medizin & Ideologie März 2000 35



der Patient die Erlaubnis zur Unterrichtung der
Eltern verweigert, muß der Arzt die ärztliche
Schweigepflicht für die Dauer der Behandlung
einhalten.

Viele Ärzte glauben, daß, wenn die Regeln des
GMC nicht rückgängig gemacht werden, Arzte aus
Angst vor Disziplinarverfahren zum Schweigen ge-
bracht und Eltern auf das gegenseitige Vertrau-
ensverhältnis verzichten werden, das notwendig
ist, um den Schutz der Gesundheit und das Wohl-
befinden des Kindes sicherzustellen.
Der ethische Kodex des GMC - unterstützt von der
BMA - ist ein anderes Beispiel für eine rein prag-
matische Methode, die Demonstration einer eng-
stirnigen Sichtweise, die allen - Kindern, Eltern und
Ärzten - endlose Probleme verursacht hat. Gute
medizinische Behandlung verlangt von den Ärzten,
die Symptome zu durchschauen und die Krankheit
selbst auszuschalten. Nur dann kann der Kodex
„zuerst vermeide jeden Schaden" Anwendung
finden.
Der ganze Akt der Verschreibung von Verhü-
tungsmitteln an Kinder beraubt diese jeder weite-
ren Hilfe, die sie benötigen, und überläßt Mädchen
der Ausbeutung. Es ist ein Verrat und ein Treue-
bruch gegenüber ärztlicher Verantwortung. Wäh-
rend der ganzen Kampagne ist vergessen worden,
daß es zur Verschreibung von Verhütungsmitteln
an Kinder auch Alternativen gibt. Diese beginnen
damit, daß die Eltern in die Lage gebracht werden,
durch entsprechende Unterweisung und Hilfe sich
voll und ganz um ihr Kind zu kümmern.
Ärzte haben es hier nicht mit einem Problem des
Patienten oder mit einem medizinischen Problem
zu tun. Es handelt sich um ein soziales Problem,
bei dem die Ärzte ihre Hilfe anbieten können, wenn
sie verlangt wird, aber Entscheidungen sind weder
ihr Vorrecht noch das des Kindes. Es sind die El-
tern und in extremen Fällen die örtlichen Behörden
(die dann anstelle der Eltern stehen), denen die
volle Verantwortung für Entscheidungen zum Wohl
des Kindes zugesprochen werden müssen. Aus-
genommen schwierige Fälle mögen es nötig er-
scheinen lassen, das Kind unter die Vormund-
schaft des Gerichtes zu stellen.
In diesem Fall ist es bemerkenswert, daß jeder
Arzt, der Verhütungsmittel oder Abtreibung an ein
Kind, das unter Vormundschaft des Gerichtes
steht, heranträgt, ohne vorher den Richter zu fra-
gen, einen gesetzes- und gerichtsverachtenden
Akt begeht. Ein Richter des Obersten Gerichts
entschied, daß der „Lambeth Borongh Council"
seine Kompetenzen überschritt, als er eine Abtrei-
bung für ein 16jähriges Mädchen in die Wege lei-
tete, das dem Gericht unterstand. Er sagte, daß
der „Council" bei Gericht hätte um Zustimmung
nachsuchen müssen, um eine Abtreibung vorneh-
men zu können, da das Mädchen ein Mündel des
Gerichts war.26 Wie befremdend ist es doch, daß
ein Richter, der „in loco parentis" handelt, mehr
Rechte hat als die leiblichen Eltern.
Die DHSS und ihre Einrichtungen, zusammen mit
dem ärztlichen Etablishment, scheinen es an fe-
stem Willen zu dem fehlen zu lassen, was sie ei-
gentlich tun sollten. Sie sollten eine gesundheitli-
che Aufklärung für die Kinder verlangen, die Zu-
rückhaltung statt Beischlaf propagiert. Sie sollten
vollständige und passende Fürsorge für die Kinder
verlangen in Übereinstimmung mit dem, was im-

mer als öffentliche Politik galt; nämlich, daß Eltern
in diesem Lande verantwortlich sind für das Wohl-
ergehen ihrer minderjährigen Kinder.

Die weltweite Strategie
Es ist kein Zufall, daß Eltern in den USA, Neusee-
land und Australien denselben Kampf kämpften,
um ihre elterliche Verantwortung zu erhalten. Die
Reagan-Administration in den USA versuchte ge-
setzlich sicherzustellen, daß Kindern keine Verhü-
tungsmittel mehr ohne elterliche Zustimmung ver-
schrieben werden. Es erhielt von der Geburten-
kontrollbewegung den Spitznamen „The Squeal
Rule" (das „Petzergesetz") und wurde vom Präsi-
denten der „Planned Parenthood Federation of
America" als das „vielleicht destruktivste Gesetz,
das jemals erlassen wurde" bezeichnet.27 Als Er-
gebnis des ausgeübten Druckes wurde das Gesetz
zu den Akten gelegt. Tatsache ist, daß nationale
Familienplanungsgesellschaften als „Druckmacher"
für die „International Planned Parenthood Federa-
tion" agieren, die zwischen 1977 und 1983 über 11
Mill. Pfund aus Geldern des britischen Steuerzah-
lers erhalten hat.28

Ein Dokument der IPPF forderte unter dem Unter-
titel „Rechte der jungen Leute",29 daß die „Gruppe
junger Menschen zwischen 10 und 19 Jahren" das
Recht zu völlig freiem Zugang zu Informationen
und Leistungen zur Regulierung der Fruchtbarkeit
mit dem Recht auf Geheimhaltung und Vertraulich-
keit haben sollte (Nach der Sprachregelung dieses
Dokumentes umfaßt der Begriff „Regulierung der
Fruchtbarkeit" auch Abtreibung, Verhütung und
Sterilisation.) Es heißt dann weiter, daß „elterliche
Zustimmung nicht zur Vorbedingung für das Ver-
schreiben von Verhütungsmitteln gemacht werden"
sollte.30 Unter dem Titel „Strategien zur Förderung
der Familienplanung als ein Menschenrecht" finden
wir diese arrogante Aussage:
„Familienplanungsgesellschaften und andere nicht
an eine Regierung gebundene Organisationen
sollten das Fehlen geeigneter Gesetze oder das
Vorhandensein unliebsamer Gesetze nicht als Ent-
schuldigung für Inaktivität ansehen. Aktionen au-
ßerhalb der gesetzlich geregelten Sphäre und
solche, die Gesetze übertreten, sind Teil des Pro-
zesses des angestrebten Wandels."31

Wir dürfen die Macht und den Einfluß der IPPF und
ihre Fähigkeit nicht ignorieren; denn sie ist in der
Lage, familiengefährdende Politik und Gesetze
voranzutreiben, die nur noch wenig mit Demokratie
und demokratischen Prozessen zu tun haben.

Und die Zukunft?
In diesem Lande werden also Kinder nun aktiv
darin bestärkt, ihre Eltern zu belügen und zu be-
trügen und dazu gebracht, dem Gesetz eine „lange
Nase zu machen". Die „Responsible Society" er-
kannte die weitreichenden Folgen in dieser Sache
schon, als die DHSS 1974 ihre berüchtigten Rat-
schläge zum ersten Mal erteilte. Mrs. Victoria Gil-
licks unabhängiger und heldenhafter Standpunkt
gab der Sache den nötigen Hauch von Mensch-
lichkeit und bereitete in der Öffentlichkeit freie
Bahn für dieses, die Lebensinteressen betreffende
Projekt. Was letztlich passiert wird davon abhän-
gen, ob der ärztliche Stand seine unbesonnene
Politik der Ächtung der Eltern als der ersten und
wichtigsten Erzieher ihrer Kinder fortsetzt.
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Lord Devlin hatte Recht, als er sagte, daß die Fra-
ge, ob der Staat oder die Eltern die Kontrolle über
die Kinder haben sollten, eine der wichtigsten so-
zialen Fragen unserer Zeit ist. Es ist die Frage
nach der Unversehrtheit der Familie; denn diese
stellt die Grundlage der zivilisierten und demokra-
tischen Gesellschaften dar.
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Valerie Riches ist verheiratet und hat zwei Kinder.
Nach ihrer Ausbildung als Sozialarbeiterin arbei-
tete sie mit Witwen und deren Kindern, dann mit
unverheirateten Müttern. Seit sie 1972 Sekretärin
bei der Gesellschaft „The Responsible Society"
wurde, hat Frau Riches in vielen Zeitungen, Maga-
zinen, im Radio und Fernsehen Beiträge einge-
bracht als Verteidigerin der Eltern und der Familie.
Sie sprach in Amerika, Neuseeland, Italien und
England. Ihre Hobbys sind Lesen und Musik.

Titel des Originaltextes: No Entry for Parents
Übersetzung aus dem Englischen von Dr.med.
Heinrich Schulte-Wintrop

Untergehenden Völkern verschwin-
det zuerst das Maß
(Adalbert Stifter, 1852)

Viele Menschen sind zutiefst erschrocken darüber,
wie schnell sich die Werte in unserer Gesellschaft
verflüchtigen. Zum einen werden diese Werte ge-
zielt abgebaut, zum anderen fehlt es auf der Seiten
derer, die „guten Willens" sind, oft an den nötigen
Informationen zum Kampf um die Werte. Ander-
seits gibt es zum Glück aber auch viele Menschen,
die bereit sind, tätig zu werden an einer positiven
Gestaltung unserer Gesellschaft. Diese Kräfte gilt
es allgemein bekannt zu machen, damit eine brei-
tere Wirkung entfaltet werden kann.
Zu diesem Zweck wurde das Internetprojekt:
www.wertkonservativ.de gegründet. Hier können
sich alle Gruppen, die Werte bewahren wollen, hier
sind in erster Linie christliche Werke aller Konfes-
sionen gemeint, gemeinsam darstellen. Auch wenn
keine eigene Homepage vorhanden ist. Jede Ak-
tion (die aus mindestens 7 Personen bestehen
muß) wird auf 2 Seiten vorgestellt. Stichwortlisten
führen zu den gesuchten Fundstellen. Außerdem
besteht für jede Aktion.die mitmacht, die Möglich-
keit, Bücher in einer Buchliste aufnehmen zu las-
sen, Referenten zu ihren Themen vorzustellen,
Texte zum Zeitgeschehen und wertkonservative
Nachrichten zu veröffentlichen.
Die Beteiligung an dem Projekt ist nicht umsonst,
aber kostengünstig. Interessenten können obige
Adresse verwenden, oder aber sich an das Büro
der Europäischen Ärzteaktion wenden.

Peter Pioch

Marion Gotthardt, Freiburg

Frauen drängen zur Bundeswehr
Muß denn in feministisch-fundamentalistischer
Manier die Gleichberechtigung bis ins letzte Detail
strapaziert werden, auch wenn es nicht mehr zum
Nutzen, sondern nur noch zum Nachteil der Frau
gereichen kann?
Daß Frauen mit einer Waffe umzugehen verste-
hen, kann je nach Situation und Ort notwendig sein
und Lebensrettung bedeuten. Daß aber Frauen
sich freiwillig zum Dienst mit der Waffe verpflichten
wollen und dies sogar als ihr gutes Recht ansehen,
mutet schon eher pervers an, wobei allerdings
Perversionen jeglicher Art heute bei uns gang und
gäbe sind. Solche Frauen, die ihr Frausein - nicht
nur mit seinen Lasten, sondern auch mit seinen
Privilegien - derart verleugnen, gehören statt zur
Bundeswehr wohl eher in psychotherapeutische
Behandlung. Wissen diese Frauen nicht, daß sie
sich durch ihre weibliche Selbstaufgabe faktisch
zum Neutrum degradieren, ein Horror für jeden
normal empfindenen Mann? Wissen sie nicht, wel-
chen Gefahren sie allein durch die harte Ausbil-
dung, oder sollte es gar zu Kampfhandlungen
kommen, hier gerade als Frau ausgesetzt sind?
Verletzungen jeglicher Art, die, schwerwiegender
als bei einem Mann, ihr ganzes weiteres Leben
zerstören können, das nun einmal auf ein Leben
als Frau angelegt war. Diese Frauen, die offenbar
einem feministischen Selbstzerstörungstrieb fol-
gen, sind zu bedauern.
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Marion Gotthardt
Freiburg, den 27.08.1999

Brief an den Heiligen Vater Johannes Paul II.

Sehr verehrter Heiliger Vater,
seit vielen Jahren im Kampf für das uneinge-
schränkte Lebensrecht unserer ungeborenen Mit-
menschen engagiert, erlaube ich mir, auch im Na-
men und Auftrag meiner Partei, der Christlichen
Partei Deutschlands, Ihnen unsere Bitte vorzutra-
gen, den deutschen Bischöfen nochmals den Aus-
stieg aus dem staatlichen Beratungssystem mit
Scheinvergabe sowie strikten Gehorsam aufzuer-
legen. Da ich selber nicht Katholikin bin - ich ge-
höre nach meinem. Austritt aus der evangelischen
Landeskirche der Selbständigen Evangelisch-Lu-
therischen Kirche (SELK) an - ist es mir möglich,
diesen Zwiespalt in Form einer Beratungsfalle, in
die sich die katholische Kirche Deutschlands hin-
eingebracht hat, objektiver zu sehen. Es bleiben
mir Emotionen erspart, die ich in letzter Zeit bei
vielen gläubigen Katholiken als Reaktion auf das
Verhalten der Mehrheit der deutschen Bischöfe,
vor allein des Vorsitzenden der Deutschen Bi-
schofskonferenz, Bischof Lehmann, erlebt habe,
die von Enttäuschung bis hin zur Verzweiflung und
Wut reichen, und die sich jetzt von Ihnen allein
Hilfe und Klarheit in Form einer nochmaligen end-
gültigen Entscheidung im Sinne eines kompro-
mißlosen Lebensschutzes erhoffen.
Der Mehrheit der im Bereich des Lebensschutzes
Engagierten ist die Beratung mit Scheinvergabe,
dieses sich Einbindenlassen in einen staatlich er-
laubten und geförderten Tötungsmechanismus seit
langem ein Ärgernis und läßt sie an der Glaubwür-
digkeit der katholischen Kirche zweifeln, sich als
Anwalt der Ungeborenen zu verstehen. Die evan-
gelische Kirche hat - von Ausnahmen abgesehen -
diesen Anspruch leider nie erhoben und sich statt-
dessen dem Zeitgeist eines radikalen Feminismus
und Liberalismus gebeugt. Sicher ist der Lebens-
schutz kein christliches oder gar kirchliches Son-
dergut, sondern in erster Linie auch eine Frage der
Humanität und Rechtsstaatlichkeit. Aber der Kir-
che, so sie ihr Christentum ernst nimmt, kommt
hier eine besondere Verpflichtung zu oder, um es
mit den Worten von Erzbischof Dyba zu sagen:
"Wer nennt die Schuld der Abtreibung, wenn nicht
die Kirche?"
Dabei geht es nicht um die Beratung als solche,
die wir selbstverständlich als notwendig erachten,
und die auch weitergeführt werden soll. Doch es
soll eine Beratung im menschlichen und christli-
chen Sinne sein, die neben Vermittlung sozialer
und materieller Hilfen ihre vornehmste Aufgabe
darin sieht, das hilflose Kind vor dem Zugriff seines
Henkers und die Frau davor zu bewahren, eine
Handlung zu begehen, die für sie in den überwie-
genden Fällen schwerste, oft lebenslängliche psy-
chische Belastungen zur Folge hat. Eine Beratung
ohne Scheinvergabe, die nicht zum Töten des Kin-
des berechtigt, wird seit langem im Bistum Fulda
mit Erfolg praktiziert.
Die Mehrheit der deutschen Bischöfe, das Zentral-
komitee der Deutschen Katholiken, der Sozial-

dienst Katholischer Frauen und weitere sprechen
sich für den Verbleib im staatlichen Beratungssy-
stem mit Scheinvergabe aus mit der Begründung,
nur auf diese Weise an die abtreibungswilligen
Frauen herankommen und Leben retten zu kön-
nen.
Fest steht, daß die Bescheinigung, daß eine Be-
ratung in einer staatlich anerkannten Beratungs-
stelle stattgefunden hat, die einzige Voraussetzung
dafür ist, daß eine straffreie Abtreibung stattfinden
kann. Wenn aber hunderte von ungeborenen Kin-
dern dem Tode ausgeliefert werden, um vielleicht
einige wenige retten zu können, so widerspricht
das doch allen ethischen und christlichen Grund-
sätzen. Dabei stellt sich die Kernfrage: Kämpfen
die katholischen Beraterinnen mit aller Intensität
und persönlichem Einsatz um das Leben des un-
geborenen Kindes? Nur in einem solchem Falle
könnte man doch von dem Versuch, Leben zu
retten, sprechen. Aber ein solches Engagement
zugunsten des Lebensrechts des Kindes muß
verneint werden, ja es darf nach dem Willen des
Gesetzgebers gar nicht stattfinden, da § 5 (1) des
Schwangerschaftskonfliktgesetze seine "ergebni-
soffene" Beratung vorschreibt, die, so das Gesetz,
jede "Belehrung" oder "Bevormundung" der Frau
zugunsten des Kindes verbietet. Das heißt, die
Beratung, so sie staatlicher Anerkennung und Be-
zuschussung unterliegen soll, muß "wertneutral"
sein.
Sicher unterscheiden sich katholische Beratungs-
stellen von denen wie Pro Familia oder auch ande-
ren darin, daß sie die Entscheidung der Frau, von
einer Abtreibung abzusehen, als Erfolg verbuchen.
Aber dieser Erfolg - und kann man es dann noch
Erfolg nennen? - darf nicht etwa bewußt herbei-
geführt worden sein, sondern hat allein und ohne
jede Beeinflussung auf der freien Willens- und
Letztentscheidung der Frau zu beruhen.
Allen, die dennoch meinen, die Beratung mit
Scheinvergabe könne dazu beitragen, Leben zu
retten, möchte ich zwei Beispiele nennen, die wohl
geeignet sind, hier jegliche Illusionen zu zerstören:
Im Rahmen einer Veranstaltungsreihe in der Uni-
versität Freiburg zum Thema §218 am 10.04.95
stellten sich zwei Freiburger Beratungsstellen vor:
Sozialdienst Katholischer Frauen (SKF) und Pro
Familia. Beide Beraterinnen berichteten von ihrer
Arbeit, und es war überhaupt kein wesentlicher
Unterschied zwischen beiden festzustellen. Es be-
stätigte jedoch meine schlimmsten Erwartungen,
daß auch die Beraterin des SKF als oberstes Ge-
bot die "freie Willensentscheidung" der Frau zu re-
spektieren hat, wie immer sie ausfällt und was für
Motive ihr auch immer zugrunde liegen. So wurde
von einem Fall berichtet, in welchem das Kind ge-
tötet wurde, weil es dem Ehemann nicht gelegen
kam, obgleich die Mutter es gerne behalten hätte.
Wäre es hier nicht vordringlichste Aufgabe der Be-
raterin gewesen, zu versuchen, die Mutter mit allen
Mitteln von der Tötung ihres Kindes abzuhalten,
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anstatt beiden Eheleuten sowie dieser Entschei-
dung noch "Achtung" und "Respekt" zu zollen, ja
die Tat noch als "Opfertat" der Frau hochzustilisie-
ren? Man konnte sich des Eindrucks nicht erweh-
ren, daß eine kaputte Ehe hier als weit schlimmer
bewertet wurde als ein umgebrachtes Kind. Anstatt
der Frau, wie es einfache Menschen- und Chri-
stenpflicht gewesen wäre, ins Gewissen zu reden,
wurde ihr Gewissen noch beschwichtigt.
Das zweite Beispiel findet sich in einem Artikel im
"Konradsblatt" (1998, 48. Wochenausgabe), in
welchem sich zwei Vertreterinnen des SKF Düs-
seldorf, Elisabeth Thoma und Christa Beermann,
für den Verbleib im staatlichen Beratungssystem
aussprechen und - man kann es kaum glauben -
einen Passus im Gesetz zitieren, welcher besagt,
daß die Beratung der Frau helfen solle, "eine ver-
antwortliche und gewissenhafte Entscheidung zu
treffen". Kann die Tötung des eigenen Kindes, ei-
nes bereits existierenden, wenn auch noch nicht
geborenen Menschen jemals eine "gewissenhafte
und verantwortliche Entscheidung" sein? Wer so
denkt und sich in der Beratungspraxis entspre-
chend verhält - und die Anweisung, sich so zu ver-
halten, ergeht nun einmal an alle Beraterinnen, -
hat sich doch jeder Glaubwürdigkeit entledigt,
ernstlich und vordringlich am Leben des Kindes
interessiert zu sein und stellt sich von vornherein
auf die Seite der abtreibungswilligen Frau, die man
sich nicht die Mühe machen darf, über den nach
christlicher und kirchlicher Lehre bestehenden Un-
rechtscharakter der beabsichtigten Handlung auf-
zuklären, noch über die Schmerzempfindung des
Kindes, wie über die psychischen Folgen und
Spätfolgen einer Abtreibung, von denen kaum eine
Frau verschont bleibt. In sämtlichen Beratungs-
stellen - konfessionell oder überkonfessionell - gilt
der zutiefst inhumane und unchristliche Satz, der
schon vor Jahren von der damaligen Leiterin des
Sozialdienstes Katholischer Frauen, Elisabeth
Buschmann, zitiert wurde: "Man muß mit der Frau
eine Entscheidung suchen, mit der sie später leben
kann". Kann eine Frau mit einem umgebrachten
Kind auf dem Gewissen wirklich gut leben und
kann sie damit auch sterben? Das Kind kommt
somit für sämtliche Beratungsstellen erst an zwei-
ter Stelle. Sein Lebensrecht hat hinter dem femini-
stischen Selbstbestimmungsrecht der Frau zurück-
zustehen. Auf diese Weise gelingt es auch solchen
Beratungsstellen, die sich katholisch nennen, der
Frau noch den letzten Rest eines etwaigen
schlechten Gewissens zu vertreiben und sie zur
Abtreibung eher zu ermutigen.
Als ich im Auftrag meiner Partei am 20.6.98 einen
diesem Schreiben beigefügten Offenen Brief an
den damaligen Bundespräsidenten Professor Dr.
Roman Herzog schrieb, in welchem wir seine Äu-
ßerungen anläßlich des Deutschen Katholikenta-
ges bedauerten, seine Aufforderung an die Katho-
lische Kirche, weiterhin im staatlichen Beratungs-
system zu verbleiben, erhielt ich eine Antwort von
der damaligen Budestagspräsidentin, Rita Süß-
muth, in welcher es hieß: "Auch die Kirche muß
Verantwortung mittragen und zu einer Frau stehen,
wenn diese sich zum Schwangerschaftsabbruch
entscheidet." Auf diese Äußerung nahm in einem
Schreiben vom 28.9.98 an den Vorsitzenden der
Deutschen Bischofskonferenz das Mitglied der
Christdemokraten für das Leben, Peter Lerch, Be-
zug. Er bedauerte, daß solche Ansichten, die er

entschieden ablehne und die keinen "Respekt"
verdienten, in der CDU geäußert werden konnten
und schrieb: "Die Kirche steht zwar zu jedem, der
Schuld auf sich geladen hat und an den seelischen
und körperlichen Folgen trägt, um seelsorgerlich
und beratend beizustehen, aber sie ist keine Helfe-
rin bei der Ausführung böser Absichten und stellt
dies nicht als Nächstenliebe hin. Sie steht auch
nicht bereit als Verkünderin einer privaten Ent-
scheidungsfreiheit, über Tod und Leben des eige-
nen Kindes und vertritt auch nicht ein "Recht"
schuldig zu werden."
Auf Ihre Bitte an die deutschen Bischöfe, in Zu-
kunft bei der Beratung auf einen Schein "solcher
Art", den Erzbischof Dyba treffend als "Tötungsli-
zenz" bezeichnet hat, zu verzichten, soll nun nach
dem Willen des Vorsitzenden der Deutschen Bi-
schofskonferenz, Bischof Lehmann, und der Zu-
stimmung der Mehrheit der deutschen Bischöfe der
Schein nach erfolgter Beratung zwar den Zusatz
tragen, daß er nicht zur Durchführung einer straf-
freien Abtreibung verwendet werden könne, ande-
rerseits aber wird erhofft, daß dieser Zusatz für die
staatlichen, den Zuschuß gewährenden Stellen wie
für die die Abtreibung durchführenden Ärzte recht-
lich bedeutungslos und der Schein somit weiterhin
zur Vornahme einer straffreien Abtreibung geeig-
net sein wird. Ja im Falle einer Nichtanerkennung
des so gearteten Beratungsscheines soll sogar
eine Klage erwogen werden. Soweit wird es aber
nicht kommen. Bund und Länder - hier sind SPD
und die Mehrheit der CDU sich einig - sind von
jeher am Verbleib der Kirchen - vor allem aber
auch der katholischen Kirche - im staatlichen Be-
ratungssystem interessiert, da dies gegenüber
denen, die vielleicht noch Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit der heute in Deutschland praktizierten Kin-
destötungen hegen könnten, eine moralische
Rücksicherung bedeutet. Ich darf hier auf den mei-
nem Schreiben beigefügten Aufsatz des evangeli-
schen Pfarrers i.R. Ernst Zuther verweisen, der
unter dem Titel "Die verpatzte Ökumene" im Mo-
natsblatt August 1999 von "Erneuerung und Ab-
wehr", dem Organ der Evangelischen Notgemein-
schaft in Deutschland, veröffentlicht wurde.
Wir bitten Sie inständigst, Heiliger Vater, um Ihre
Hilfe, mit dazu beizutragen, daß die zur Zeit in
Deutschland wieder herrschende Kultur des Todes
zu einer Kultur des Lebens zurückfinden kann.
Mit hochachtungsvollem Gruß
(Marion Gotthardt)

Eine Kopie dieses Schreibens erlaube ich mir,
Kardinal Ratzinger wie auch Erzbischof Dyba zu-
zusenden.
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Christliche Partei Deutschlands
Brief an Herrn Bundespräsident Johannes Rau

Reutlingen, 10.9.99

Sehr geehrter Herr Bundespräsident,
als Christliche Partei Deutschlands, die sich zur
Bewahrung und Verteidigung christlich-abendlän-
discher Werte bekennt und das menschliche Le-
ben, seinen Schutz und seine Würde als den Mit-
telpunkt unserer Verfassung und unseres Grund-
gesetzes ansieht, ist es uns ein Anliegen, Ihnen
zur Ausübung ihres schweren Amtes Weisheit und
Kraft zu wünschen, Ihnen aber auch gleichzeitig
unsere große Sorge und unsere seit langem be-
stehenden Zweifel an der Verfassungskonformität
unseres Staatswesens vorzutragen.
Schon das am 28.5.93 verkündete Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts, mit weichem das
schwächste Glied unserer Gesellschaft, das unge-
borene Kind, faktisch zum rechtlosen Freiwild er-
klärt wurde, war als vernichtender Schlag gegen
die Grundlagen unserer Verfassung und unseres
Rechtsstaates zu werten. Danach wurde am
29.6.95 von der Mehrheit des Deutschen Bundes-
tages ein Gesetz verabschiedet, das im Falle einer
unerwünschten Schwangerschaft die Möglichkeit
einer Fristentötung mit Beratungspflicht vorsieht,
wobei für ein Kind, bei welchem eine Behinderung
festgestellt oder vermutet wird, sogar jede Frist
entfällt, so es die seelische Gesundheit der Mutter
gefährdet. Ein in diesem Zusammenhang übles
Schlagwort, das praktisch für jede Abtreibung in
Anspruch genommen werden kann, so der Frau
die Beratung zu lästig oder die Frist überschritten
ist, und das, wie es der Fall des Oldenburger oder
auch des Zittauer Babys zeigt, nicht einmal vor der
Tötung des Kindes kurz vor oder nach der Geburt
Halt macht.
Die heute von allen im Bundestag vertretenen
Parteien gebrauchte Aussage, daß die Strafandro-
hung kein geeignetes Mittel sei, eine Abtreibung zu
verhindern, ist ebenso unsinnig wie grundfalsch.
Sie stimmt einfach nicht, zumindest nicht allge-
mein, und ist statistisch widerlegt. Der weitaus
größte Teil der Frauen, die heute in Deutschland
eine Abtreibung hinter sich haben, hätte nie daran
gedacht, wenn man es ihnen nicht so leicht ma-
chen würde oder sie nun von Ehemann, Partner
oder Eltern zur Abtreibung gedrängt worden wä-
ren, und von denen kaum eine diesen Eingriff ohne
nachhaltige psychische Schäden überstehen dürf-
te. Das Unbrechtsbewußtsein einer Gesellschaft
orientiert sich nun einmal mit am Gesetz. Mit dem
Schwinden der Strafrechtsnorm schwindet auch
die Hemmschwelle, so wie andererseits eine be-
stehende Strafrechtsnorm die Hemmschwelle er-
höht, und das nicht nur aus Angst vor Strafe. Wenn
heute von allen Seiten der zunehmende Verlust
jeder Wertorientierung in unserer Gesellschaft
beklagt wird, wie auch die zunehmende Gewaltbe-
reitschaft unter den Jugendlichen, so fällt dies auf
jene Politikerinnen und Politiker zurück, die sich
aus ideologischen oder opportunistischen Gründen
angemaßt haben, über Wert und Unwert menschli-
chen Lebens zu entscheiden. Wie kann eine sol-
che „wertneutrale" Gesellschaft jungen Menschen

noch Halt geben und posititve Vorbilder vermitteln?
Hierzu schreibt der Vorsitzende der Juristen - Ver-
einigung Lebensrecht e.V., Bernward Büchner, in
einem Leserbrief in der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung vom 9.6.99: „...Dem Strafrechtler Eser ist
zuzustimmen, wenn er dem Wertebewußtsein der
Menschen entscheidende Bedeutung für den Le-
bensschutz beimißt. Die Frage ist nur, wie ein sol-
ches Bewußtsein noch zu vermitteln ist in einem
Staat, nach dessen Verfassung zwar das Töten
Ungeborener auch nach erfolgter Beratung Un-
recht ist, der dieses Unrecht jedoch wie Recht
behandelt und seine Begehung sogar in einem flä-
chendeckenden Netz von Einrichtungen organisiert

Schon einmal war es eine Ideologie, der in
Deutschland Millionen von Menschenleben zum
Opfer fielen. Auch heute ist es wieder eine Ideolo-
gie, die hinter dem ganzen schrecklichen Gesche-
hen der Kindestötungen im Mutterleib steht, die
Ideologie eines radikalen Feminismus und Libera-
lismus, die bereits weite Teile unserer Gesellschaft
und unserer Institutionen unterwandert, auch vor
den Kirchen nicht Halt gemacht hat und der Frau
das uneingeschränkte Recht zugesteht, über Le-
ben und Tod ihres Kindes zu entscheiden.
Im Jahre 1942 schrieb der von den Nazis ermor-
dete evangelische Theologe Dietrich Bonhoeffer:
„Die große Maskerade des Bösen hat alle ethi-
schen Begriffe durcheinandergewirbelt. Daß das
Böse in der Gestalt des Lichts, der Wohltat, des
geschichtlich Notwendigen, des sozial Gerechten
erscheint, ist für den aus unserer tradierten ethi-
schen Begriffswelt Kommenden schlichthin verwir-
rend, für den Christen, der aus der Bibel lebt, ist es
gerade die Bestätigung der abgründigen Bosheit
des Bösen."
Auch heute wieder sind alle ethischen Begriffe
durcheinandergewirbelt, wie es uns der tausendfa-
che, von Staat und Gesellschaft geduldete und
geförderte Mord an Menschen in ihrem ungebore-
nen Zustand bestätigt, welche, da „unerwünscht",
wieder zum unwerten Leben geworden und an die
Stelle einer tradierten ethischen Begriffswelt Per-
versionen ungeahnten Ausmaßes getreten sind.
Daß jene Sätze von Dietrich Bonhoeffer, geschrie-
ben im Jahre 42, heute wieder Gültigkeit haben, ist
das Unfaßbare, noch vor 50 Jahren Undenkbare.
Wir wünschen inständigst, daß es Ihnen gegeben
sein möge, Deutschland zu verhelfen, wieder zum
Rechtsstaat zurückzufinden.
Mit vorzüglicher Hochachtung

(Ewald Jaksch) Bundesvorsitzender (Marion Gott-
hardt) Stellvertretende Bundesvorsitzende
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Aus: Badische Zeitung vom 26.1.2000

Ultra-orthodoxe Frauen besonders
gebährfreudig
JERUSALEM (dpa). Die Krankenhäuser im Jeru-
salem haben 1999 einen neuen Geburtenrekord
verzeichnet: 60 Frauen brachten hier innerhalb des
vergangenen Jahres ihr jeweils 17. Kind zur Welt.
Bei den Vielgebährenden handelt es sich Zei-
tungsberichten zufolge vorwiegend um ultra-
orthodoxe Jüdinnen und arabische Frauen. Ultra-
orthodoxe Juden und religiöse Moslems lehnen die
Verwendung von Verhütungsmitteln grundsätzlich
ab. Das steigert die Geburtenrate.

Von der Menschenwürde:
Du hast Alles unter die Füße der Menschen gelegt,
damit der Mensch allein sich Dir ganz unterwerfe;
und damit der ganze Mensch Dir gehöre, ist der
Mensch Herrscher über alle Deine Werke. Alles
Äußerliche nämlich hast Du des Leibes wegen ge-
schaffen; den Leib selbst aber für die Seele, die
Seele aber für Dich, damit sie Dir allein gehöre und
Dich allein liebe, indem sie Dich zu ihrem Troste,
das Geringere aber zu ihrem Dienste habe.
Was immer auch im Himmelsräume sich befindet,
gilt nicht so viel als die menschliche Seele, welche
zum Besitze des höchsten Gutes da droben ge-
schaffen ist und durch den Besitz Desselben selig
wird.

Augustinus








